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Einladung Stadt Erlangen
Sozialbeirat, Sozial- und Gesundheitsausschuss
4, Sitzung * Dienstag, 11.11.2014 e« 16:00 Uhr e Kleiner Sitzungssaal, Rathaus
Offentliche Tagesordnung - 16:00 Uhr Inhaltsverzeichnis
siehe letzte Seite(n)
1. Mitteilungen zur Kenntnis
1.1. Unterstitzung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons 50/020/2014

"Gewalt gegen Frauen”

2. Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur 50/019/2014
SGB Il Umsetzung in der Stadt Erlangen

3. Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen 11/024/2014/1
4, Einfihrung eines Erlangen Passes 50/013/2014
5. Haushalt 2015; 50/021/2014

Budget 2015, Stellenplan 2015, Arbeitsprogramm 2015

6. Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50 502/001/2014
7. Anfragen
Hinweis:

Es wird darum gebeten, die bereits verteilten Haushaltsunterlagen

Haushaltsentwurf 2015

den Band Arbeitsprogramme 2015

die aufbereiteten Antragsunterlagen zum Haushalt 2015
- die Verwaltungsvorlagen zum Stellenplan 2015

zur Sitzung mitzubringen.
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Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 4. November 2014

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Florian Janik
Oberbirgermeister

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgriinden auf den néchsten Termin verschoben werden
missen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen.

Die Sitzungsunterlagen kdnnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/I50/VOAT. 224 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/020/2014

Unterstitzung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons "Gewalt gegen Frauen”
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 11.11.2014 O Kenntnisnahme
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Das Informationsschreiben der Parlamentarischen Staatssekretarin im Bundesfamilienministerium
vom 25.09.2014 wird zur Kenntnis genommen.

. Sachbericht

Mit dem oben genannten Schreiben werden alle Kommunen gebeten dabei zu helfen, das beste-
hende Beratungsangebot des bundesweiten Hilfetelefons ,Gewalt gegen Frauen“ bekannter zu
machen. Das Hilfetelefon existiert seit Marz 2013, ist beim Bundesamt fiir Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben angesiedelt und ist das erste 24 Stunden Beratungsangebot in Deutschland,
das Barrierefrei, kostenlos und vertraulich via Telefon und Website in verschiedenen Sprachen zu
allen Formen von Gewalt berat.

Das Unterstitzungsschreiben der Parlamentarischen Staatssekretarin im Bundesfamilienministeri-
um vom 25.09.2014 wird hiermit zur Kenntnis gegeben.

Anlagen: 1. Schreiben des BMFSFJ vom 25.09.2014

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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Anlage zum Rundschreiben Nr. S 093/2014 des Bay. Stadtetags vom 15.10.2014

O 1% Bundesministerium
flir Familie, Senioren, Frauen
undJugend 1r

Zertlfikat seit 2003
audit berufundfamilie

Elke Ferner

Parlamentarische Staatssekretarin im BMFSFJ
Mitglied des Deutschen Bundestages
HAUSANSCHRIFT  Glinkastrafte 24, 10117 Berlin
POSTANSCHRIFT 11018 Berlin

TEL  +49(0)30 20655-1120
Fax  +49(0)30 206554112
EmaL  elke.ferner@bmfsfj.bund.de
INTERNET — www.bmfsfj.de

ORT,DATUM  Berlin, den 25.09.2014

Unterstiitzung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons ,,Gewalt gegen Frauen*

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach einer aktuellen Studie der Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte sind in
Deutschland rund 35 Prozent aller Frauen mindestens einmal in ihrem Leben von physischer
und/oder sexueller Gewalt betroffen. Damit ist Gewalt gegen Frauen in Deutschland kein Problem
marginalisierter Randgruppen, sondern findet weitgehend unbemerkt in der Mitte der Gesellschaft
statt. Besonders gravierend: Nur 20 Prozent der Betroffenen wenden sich {iberhaupt an eine

Beratungsstelle. An dieser Stelle setzt das bundesweite Hilfetelefon ,,Gewalt gegen Frauen® an.

Das Hilfetelefon wurde im Mirz 2013 ins Leben gerufen und ist das erste 24-Stunden-
Beratungsangebot fiir Deutschland, das barrierefrei, kostenlos und vertraulich via Telefon und
Webseite in verschiedenen Sprachen zu allen Formen von Gewalt berét. Dabei bietet das
Hilfetelefon nicht nur betroffenen Frauen die notwendige Unterstiitzung durch kompetente
Fachberaterinnen. Auch Familienmitglieder, Freunde und Fachkriifte kénnen sich mit ihren
Fragen an die 08000 116 016 oder an www.hilfetelefon.de wenden. Das Beratungsangebot ist

beim Bundesamt flir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt.

Beim Thema ,,Gewalt gegen Frauen® iibernehmen Stddte und Gemeinden mit der Trégerschaft
und Koordination von Beratungsangeboten, Frauenhdusern und anderen Einrichtungen und
Projekten grofle Verantwortung fiir die Biirgerinnen und Biirger. Als zentrale, bundesweit
erreichbare Einrichtung kann das Hilfetelefon dieses bestehende, lokale System stiitzen und

ergidnzen: Zum einen schlieBt das niedrigschwellige Hilfsangebot mégliche Beratungsliicken, da

4/160


Voigt
Schreibmaschine
Anlage zum Rundschreiben Nr. S 093/2014 des Bay. Städtetags vom 15.10.2014


»

SEITE 2

Bundesministerium
fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

es rund um die Uhr, barrierefrei und in verschiedenen Sprachen erreichbar ist. Zum anderen
libernehmen die Beraterinnen eine Lotsenfunktion, indem sie die betroffenen Frauen auf Wunsch

nach der Erstberatung an Hilfeeinrichtungen vor Ort vermitteln.
Meine Bitte: Helfen Sie uns bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons!

Das Hilfetelefon ist eine noch junge Einrichtung, und wir miissen alles tun, um Frauen, die von
Gewalt betroffen sind, auf dieses Hilfsangebot aufmerksam zu machen — auch im Sinne der
kommunalen Einrichtungen, an die es Betroffene gegebenenfalls vermittelt. Ich méchte Sie
deshalb heute gemeinsam mit dem Deutschen Stédtetag um Ihre Unterstiitzung bei der Bewerbung

des Hilfetelefons bitten.

Stddte und Gemeinden, aber auch Landkreise kdnnen einen entscheidenden Beitrag dazu leisten,
Méidchen und Frauen, aber auch Verwandte oder Fachkrifte bzw. generell die Offentlichkeit iiber
das Hilfetelefon ,,Gewalt gegen Frauen® zu informieren. Wir werden die Stidte und Gemeinden
sowie Landkreise deshalb anschreiben und sie um ihre Unterstiitzung bei der Bekanntmachung
des Hilfetelefons bitten. Das Bundesamt flir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben wird den
Kommunen hierzu zahlreiche Materialien wie Infoflyern, Plakate, Aufkleber oder AbreiBzettel zur

Verfligung stellen, die tiber die Webseite www.hilfetelefon.de kostenlos bestellt werden kénnen.

Bitte unterstiitzen Sie uns bei diesem Schritt, indem Sie die Kommunen und Landkreise Ihrerseits
auf das Hilfetelefon aufmerksam machen. Eine Auswahl an Materialien haben wir Thnen heute
schon beigelegt. Weitere Informationen zum Hilfetelefon finden Sie unter www.hilfetelefon.de.
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Stefanie Keienburg, Referentin fiir Offentlichkeitsarbeit des

Hilfetelefons ,,Gewalt gegen Frauen“: 0221 / 3673-4489 oder skeienbu@bafza.bund.de

Fiir Ihre Unterstiitzung mochte ich mich bereits vorab herzlich bedanken.

Mit freundlichen GriiBen

(il e

Elke Ferner
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/019/2014

Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB Il Umsetzung in der
Stadt Erlangen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Der aktuelle Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB Il Umsetzung in Erlangen
wird zur Kenntnis genommen.

. Begrindung

1. Aktuelle Zahlenentwicklung

Im September und Oktober hat sich bei der Zahl der SGB |l Bezieher in Erlangen (Bedarfsgemein-
schaften, erwerbsféahige Leistungsberechtigte, Sozialgeldempfanger) endlich wieder einmal ein
spurbarer Ruckgang ergeben. Diese, von der BA vertffentlichten Zahlen sind allerdings erst nach
3 monatiger Wartezeit stabil und nicht mehr korrigierbar — endgiltig valide sind also nur die Emp-
fangerzahlen bis einschlief3lich Juli 2014.

Ein &hnliches positives Bild zeigt sich bei den Arbeitslosenzahlen und Arbeitslosenquoten in Erlan-
gen. Die Arbeitslosenquote der SGB |l Bezieher betragt in Erlangen allerdings nach wie vor 2,6 %,
wahrend die allgemeine Arbeitslosenquote in Erlangen wieder auf 4,0 % zuriickgegangen ist.

2. Neue Regelséatze ab 01.01.2015

Im Bundesgesetzblatt vom 17.10.2014 wurde die Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung
2015 verkiindet. Danach werden die maRRgeblichen Regelsatze im SGB Il und im SGB XIl ab
01.01.2015 um 2,12 % angehoben.

Ab 01.01.2015 gelten somit folgende Betrage:

SGB XII SGB |l derzeit 2015

Regelbedarfsstufe 1 | Alleinstehende, Alleinerziehende oder Leistungs-

berechtigte, deren Partner minderjahrig ist 391¢€ 399 €

Regelbedarfsstufe 2 | Volljahrige Partner der Bedarfsgemeinschaft 353 € 360 €

Regelbedarfsstufe 3 | Sonstige erwerbsfahige Angehdérige der Bedarfs-

gemeinschaft Giber 18 Jahre 313¢€ 320 €

Regelbedarfsstufe 4 | Sonstige erwerbsfahige Angehdérige der Bedarfs-
gemeinschaft unter 18 Jahre und fur Leistungsbe- 296 € 302 €
rechtigte im 15. Lebensjahr

Regelbedarfsstufe 5 | Kinder vom Beginn des siebten bis zur Vollendung

des 14. Lebensjahres 261 € 267 €

Regelbedarfsstufe 6 | Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebens-

: 229 € 234 €
jahres
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3. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 07.10.2014 (ber die Verfassungsbe-
schwerden von 16 Stadten und Landkreisen

Zum 01.01.2005 trat das SGB Il in Kraft — die Umsetzung erfolgte zunachst durch die Bunde-
sagentur fur Arbeit und die Kommunen gemeinsam oder in getrennter Aufgabenwahrnehmung,
sowie in 69 Fallen allein durch die Kommunen (Optionskommunen, darunter auch die Stadt Erlan-
gen). Nachdem das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 20.12.2007 die Mischverwaltung
zwischen Bundesagentur und Kommunen fir verfassungswidrig erklart hatte, wurde im Juli 2010
ein neuer Artikel 91e in das Grundgesetz aufgenommen. Darin wurde die Mischverwaltung zwi-
schen Bundesagentur und Kommune zum SGB Il Vollzug ausdriicklich zugelassen. Gleichzeitig
wurde diese Mischverwaltung in Form der gemeinsamen Einrichtung fiir den SGB 1l Vollzug zum
Regelfall erklart und Optionskommunen dauerhaft als zweite mogliche Organisationsform zugelas-
sen (quasi als Ausnahme von der Ausnahme). Als weiterer politischer Kompromiss wurde gesetz-
lich festgelegt, dass die Anzahl der Optionskommunen max. 25 % betragen dirfe und dass des-
halb zum 01.01.2011 bundesweit maximal 41 Kommunen als Optionskommunen neu zugelassen
werden konnten.

In diesem Zulassungsverfahren hatten sich 73 Kommunen fir die Zulassung zur Option beworben,
wegen der gesetzlichen Beschréankung auf die Zahl 41 kamen dabei jedoch 32 Kommunen nicht
zum Zug. Aus dem Kreis der abgelehnten Kommunen erhoben 16 Stadte und Landkreise im Jahr
2011 Kommunalverfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht, Uber die jetzt am
07.10.2014 entschieden wurde.

Inhaltlich ging es dabei um die drei folgenden Fragenkomplexe:

¢ Die Beschrankung der Anzahl der Optionskommunen auf 25 % aller Kommunen wurde fir
verfassungsgemar angesehen. Die Verfassungsbeschwerden wurden insoweit zurlickge-
wiesen.

e Die gesetzliche Festlegung, wonach ein Antrag auf Zulassung zur Option durch den Stadt-
rat oder Kreistag nicht nur mit einfacher Mehrheit, sondern mit einer 2/3-Mehrheit zustande
gekommen sein muss, wurde fir verfassungswidrig erklart. Die Regelung der Willensbil-
dung in kommunalen Gremien ist Teil des Kommunalrechts, fir das ausschlie3lich den
Landern die Gesetzgebungskompetenz zusteht. Der Bund war folglich nicht berechtigt das
Erfordernis einer 2/3-Mehrheit fir den Antrag auf Zulassung zur Option vorzuschreiben. Die
Verfassungsbeschwerde eines der beteiligten Landkreise war insoweit erfolgreich. Die wei-
tere Gliltigkeit dieser verfassungswidrigen Vorschrift fir die Vergangenheit wurde jedoch
angeordnet, um die bestehenden Optionszulassungen nicht in Frage zu stellen.

e SchlieBlich war vom Bundesverfassungsgericht noch der Umfang der Prifbefugnisse des
Bundes gegeniiber Optionskommunen zu klaren. Da der Bund zum Uberwiegenden Teil die
Kosten der Optionskommunen zu finanzieren hat, bestatigte das Bundesverfassungsgericht
auch die Befugnis des Bundes, die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsgemaiheit der veraus-
gabten Bundesmittel anhand der vorgelegten Jahresabrechnungen zu priifen und erforder-
lichenfalls auch 6ffentlich rechtliche Erstattungsanspriiche geltend zu machen, bzw. zu ver-
rechnen. Die Prifungspraxis des Bundes darf jedoch nicht faktisch eine aufsichtsgleiche
Wirkung entfalten (die Aufsicht Gber die Tatigkeit der Optionskommunen wird von den Lan-
dern ausgeubt). Die Prifbefugnisse des Bundes erlauben es deshalb nicht, vertretbare
Rechtsauffassungen der Optionskommunen zu beanstanden und auf dieser Grundlage Mit-
tel vorzuenthalten oder Erstattungsanspriiche durchzusetzen. Der Bund ist auch nicht be-
rechtigt, einzelne Optionskommunen vom automatisierten Mittelabruf (HKR Verfahren)
auszuschlie3en, da diese MalRnahme einen vom Gesetz nicht gedeckten Sanktionscharak-
ter besitzt. Sanktionen seien kennzeichnend fur die Rolle der Aufsichtsbehérden — dazu ist
der Bund jedoch nach Art. 91e Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz nicht erméchtigt.
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4. Aktueller Stand der Jahresabrechnung und des dazu anhangigen Rechtsstreits zwischen
der Stadt Erlangen und dem Bund

Aus den abschlie3end gepriiften Jahresabrechnungen 2010 und 2011 hatte der Bund wegen an-
geblich fehlerhafter Zuordnung der Personalkosten fur zwei Mitarbeiterinnen eine Rickzahlung in
Hohe von ca. 52.000 € gegen die Stadt Erlangen verlangt. Da die Stadt Erlangen diese Zuordnung
der Personalkosten nach wie vor fir korrekt halt, wurde diese Rickforderung nicht anerkannt und
nicht erfdllt. Statt aber — wie es normal gewesen ware — die Erflllung dieser Rickforderung einzu-
klagen — entschied sich der Bund im Dezember 2013 — soweit ersichtlich bundesweit zum ersten
Mal — eine Sanktion nach § 32 KoA-VV gegen die Stadt Erlangen zu verhdngen: um die Erflllung
seiner Rickforderungen in Hohe von ca. 52.000 € zu erzwingen, enthielt er im Dezember 2013
laufende Betriebsmittel zur Finanzierung der Kosten des Jobcenters in Hohe von ca. 170.000 € der
Stadt Erlangen vor.

Nach Zustimmung durch den Stadtrat erhob die Stadt Erlangen am 09.05.2014 gegen diese Vor-
enthaltung laufender Betriebsmittel nach § 32 KoA-VV gegen den Bund Klage zum Landessozial-
gericht Bayern. Am 27.08.2014 wurde die ausfihrliche (47 Seiten) Klageerwiderung des Bundes

mit dem Antrag auf Klageabweisung dem Gericht vorgelegt. Zeitgleich wurde vom Bund auch ein
Teilbetrag in HOhe von ca. 70.000 € an die Stadt Erlangen nachgezahlt und insoweit eine Erledi-

gungserklarung abgegeben.

Zwei Tage zuvor wurde jedoch von Seiten des Bundes die prozessuale Lage grundlegend gean-
dert: mit Schreiben vom 25.08.2014 erfolgte die abschlieRende Prifung der Jahresabrechnungen
fir 2012 und 2013. Durch diese abschlieRende Priifung fir das Jahr 2013 ist der von der Stadt
Erlangen erhobenen Klage gegen die Verweigerung von Vorauszahlungen flir Dezember 2013 die
rechtliche Grundlage entzogen. Die Verwaltung (Rechtsamt und Sozialamt) beabsichtigt deshalb
durch Klageanderung den Klageantrag umzustellen gegen den abschlieRenden Prifungsbescheid
des Bundes fir die Jahresabrechnung 2013 in Hohe der noch strittigen Summe von ca. 100.000 €.

Daruber hinaus wird fur die weiteren Schriftsatze an das LSG Bayern auch noch eine intensive
Auswertung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 07.10.2014 erforderlich sein. Denn
darin sind grundsatzliche Aussagen des Bundesverfassungsgerichts zu Art und Umfang des Pri-
fungsrechtes des Bundes gegeniiber Optionskommunen getroffen worden. Inhaltlich werden wir
uns bei unseren weiteren Schriftsdtzen wie bisher eng mit den Rechtsauffassungen der kommuna-
len Spitzenverbande (Deutscher Landkreistag und Deutscher Stadtetag) abstimmen.

Die Hohe der im anhangigen Klageverfahren noch strittigen Summe von ca. 100.000 € erklart sich
dadurch, dass in den gepriiften Jahresabrechnungen 2012 und 2013 die gleiche Zuordnung von
Personalkosten flir zwei Mitarbeiterinnen vom Bund als angeblich fehlerhaft kritisiert wird, wie in
den Jahresabrechnungen fir 2010 und 2011, und entsprechende Einbehaltungen vorgenommen
wurden.

5. Das ungeldste Problem der Erstattung kommunaler B+T-Ausgaben in Bayern

Was in andern Bundeslandern langst gang und gebe ist, ist in Bayern immer noch nicht gelungen:
die sachgerechte Weiterleitung der B+T Bundeserstattungen an die bayerischen Kommunen.

Zur Erinnerung: 2011 hatte der Bundesgesetzgeber mit den B+T Leistungen eine véllig neue Sozi-
alleistung fiir Kinder aus armen Familien eingefiihrt, die Kommunen mit der Umsetzung beauftragt
und den Kommunen die vollstandige Kostenerstattung aus Bundesmitteln zugesichert. Die korrek-
te Verteilung dieser vom Bund bereitgestellten Gelder an die bayerischen Kommunen wird vom
BayStMAS aber weiterhin verweigert. So hat die Stadt Erlangen fiir 2013 vom Freistaat Bayern nur
Erstattungsmittel des Bundes in Hohe von ca. 45 % des tatséchlichen B+T Aufwandes erhalten.
Nur aufgrund einer besonderen Bertlicksichtigung im ,Gnadenweg” (also ohne rechtliche Grundla-
ge) bei der Verteilung einer Nachzahlung des Bundes kamen im Ergebnis fur 2013 letztendlich
Bundeserstattungen in Hohe von ca. 73,9 % der tatsachlichen B+T Ausgaben bei der Stadt Erlan-
gen an.

In ihrer schriftlichen Antwort auf einer entsprechenden Landtagsanfrage unserer Erlanger Land-
tagsabgeordneten Alexandra Hiersemann vom 04.10.2014 hat die bayerische Sozialministerin
Emilia Miller diese ungerechte Praxis erneut verteidigt (die Antwort der Ministerin ist als Anlage
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abgedruckt).

Die Ministerin betont darin, dass die Verteilung der Bundesmittel auf die bayerischen Kommunen
allein im freien Ermessen des Ministeriums liege. Eine sachgerechte Verteilung — also entspre-
chend dem jeweils tatséchlich angefallenen 6rtlichen B+T Aufwand — sei nicht nur ,fehleranfallig”
und mit groRem Verwaltungsaufwand verbunden. Sie sei sogar als nicht erwiinscht anzusehen, da
dies zu ,Fehlanreizen” und zu ,unwirtschaftlichem Verhalten® fihre. Es sei ,strukturell problema-
tisch, die politischen Entscheidungstrager vor Ort in die Lage zu setzen, auf fremde Rechnung,
also ohne jedes finanzielle Eigenrisiko, unlimitierte sozialpolitische Wunschvorstellungen umsetzen
zu kénnen®“.

Nach der Auskunft der Ministerin hat die derzeitige Verteilungspraxis in Bayern im Jahr 2013 dazu
gefihrt, dass % der bayerischen Kommunen geringere B+T Erstattungen erhalten haben, als sie
tatsachlich fur B+T Leistungen ausgegeben hatten. Dagegen profitiert ein Viertel der bayerischen
Kommunen (Uberwiegend aus Ober- und Niederbayern) von dieser Verteilungsmethode, weil an
sie hohere Erstattungsmittel geflossen sind, als sie vorher fur B+T Uberhaupt Ausgaben hatten.

An der landesgesetzlichen Regelung einer gerechten Verteilung der Erstattungsmittel des Bundes
(so wie das viele andere Bundesléander langst getan haben) sehe sich das Staatsministerium unter
anderem auch durch die — sich selbst auferlegte, imaginére — ,,Paragraphenbremse” gehindert.
Den Haushalt der Stadt Erlangen hat dies im Jahr 2013 die bescheidene Summe von 160.662,65 €
gekostet.

6. Aktuelle Entwicklungen in der Abteilung 501

Unser derzeit schwierigstes Problem ist der nach wie vor bestehende personelle Engpass. Auch
die dritte aufeinanderfolgende Ausschreibung fur die Besetzung freier Sachbearbeiter Stellen
brachte nicht das gewiinschte Ergebnis. So werden auch in der ndheren Zukunft mehrere Sachbe-
arbeiter Stellen unbesetzt bleiben mit der Folge

e dass die Betreuung der betroffenen Bedarfsgemeinschaften als zusatzliche Belastung
durch die Gbrigen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter erfolgen muss

e dass dort der weitere Anfall von Uberstunden unvermeidlich ist und

e dass im Budgetergebnis dadurch auch weitere Einnahmeverluste entstehen (trotz weiterhin
anfallender Arbeitsplatzkosten bezahlt der Bund nach den Regeln der KoA-VV die entspre-
chenden Pauschalbetrage nur fir besetzte Arbeitsplatze).

Aus diesem Grund, wegen der weiterhin leicht ansteigenden Fallzahlen, aber auch wegen der seit
01.08.2014 geltenden neuen Mietobergrenzen rechnet die Verwaltung fiir den bevorstehenden
Budgetabschluss 2014 mit einem spurbarem Defizit im Bereich des kommunal zu tragenden Kos-
tenaufwandes im Jobcenter.

Anlagen: 1. Eckwerte
2. Mittelverbrauch
3. Bekanntmachung Uber die Hohe der Regelsatze 2015
4. Schreiben der Staatsministerin Emilia Miller vom 04.10.2014
5. Sachstandsbericht der GGFA

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 2
Eckwerte zum SGB ll-Leistungsbereich fiir die Stadt Erlangen

1. Personen
12/05 | 12/06 | 12/07 | 12/08 | 12/09 | 12/10 | 12/11 | 12/12 | 12/13 | 01/14 | 02/14 | 03/14 | 04/14 | 05/14 | 06/14 | 07/14 | 08/14 | 09/14 | 10/14
Bedarfsgemeinschaften 2.688 | 2.750 | 2.595 | 2.412 | 2.590 | 2.478 | 2.273 | 2.332 | 2.387 | 2.416 | 2.413 | 2.418 | 2.403 | 2.388 | 2.387 | 2.409 | 2.397 | 2.386 | 2.369
erwerbsféhige Hilfebedurftige | 3.588 | 3.626 | 3.483 | 3.198 | 3.410 | 3.263 | 2975 | 2979 | 3.042 | 3.099 | 3.108 | 3.104 | 3.131 | 3.106 | 3.095 | 3.129 | 3.144 | 3.138 | 3.112
darunter unter 25 Jahren 623 642 558 583 578 526 488 488 502 502 497 525 509 506 524
Sozialgeldempfanger 1568 | 1.585 | 1.532 | 1.444 | 1.444 | 1412 | 1.260 | 1.348 | 1.460 § 1.478 | 1.487 | 1.481 | 1.452 | 1.452 | 1.466 | 1.479 | 1.473 | 1.495 | 1.483
Personen insgesamt 5.156 | 5.211 | 5.015 | 4.642 | 4.854 | 4.675 | 4.235 | 4.327 | 4502 | 4.577 | 4595 | 4585 | 4.583 | 4.558 | 4.561 | 4.608 | 4.617 | 4.633 | 4.595
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2. Arbeitslosenzahlen

12/04 | 12/05 | 12/06 | 12/07 | 12/08 | 12/09 | 12/10 | 12/11 | 12/12 | 12/13 | 01/14 | 02/14 | 03/14 | 04/14 | 05/14 | 06/14 | 07/14 | 08/14 | 09/14 | 10/14
Erlangen ge- 3.991 | 4.014 | 3.432 | 2.392 | 2.120 | 2.543 | 2.209 | 2.022 | 2.395 | 2.446 | 2.642 | 2.599 | 2.529 | 2.535 | 2.492 | 2.525 | 2.542 | 2.607 | 2.524 | 2.422
samt
Erlangen SGB 2.077 | 2.018 | 1.504 | 1.323 | 1.413 | 1.337 | 1.296 | 1.450 | 1.455 | 1.495 | 1.504 | 1.506 | 1.532 | 1.540 | 1.577 | 1.598 | 1.602 | 1.601 | 1.559
Il
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3. Arbeitslosenquoten

12/04 | 12/05 | 12/06 | 12/07 | 12/08 | 12/09 | 12/10 | 12/11 | 12/12 | 12/13 | 01/14 | 02/14 | 03/14 | 04/14 | 05/14 | 06/14 | 07/14 | 08/14 | 09/14 | 10/14
Bund 10,8% | 11,1% | 9,6% | 8,1% | 7,4% | 7,8% | 7,2% |6,6% |6,7% |6,7% |7,3% |7,3% |7,1% |6,8% |6,6% |65% |6,6% |6,7% | 6,5% | 6,3%
Bayern 73% | 7,3% |59% | 4,6% |4,0% | 4,6% | 4,0% | 3,4% | 3,6% | 3,7% §4,4% | 4,4% |4,1% | 3,8% | 3,6% |3,5% |3,6% |3,7% |3,7% | 3,4%
Erlangen ge- 74% |74% |6,3% |4,2% |3,7% |44% | 3,8% | 3,5% | 4,0% | 4,0% §4,3% |43% |42% |42% |4,1% | 41% | 4,2% | 4,3% | 4,1% | 4,0%
samt
Erlangen SGB I 38% |3,7% | 2,7% | 2,3% | 25% |2,3% |22% |24% | 24% §25% | 2,5% | 2,5% | 2,5% |25% |26% |26% |26% |26% |2,6%
12,00%
A
10,00% \
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ALG II Sozial- Freie Férderung
Sozialgeld | versicherun Kdu einmalige . 8§16 f SGB Il kommunale -
(Bruttogaus- (Bruttoe\us-g (Bruttoausgaben) Leistunggen Transfer Eingliederung Eingliederung Bingliederung | Verwaltung Gesamt
gaben) gaben)
Januar 14| 1.614.700 € 305.895 € 1.546.765 € 15.336 € 3.482.696 € 70.840 € 2.107 € -€ 72.947 € 292.255 € 3.847.898 €
Februar 14 945.867 € 309.239 € 831.019 € 16.243 € 2.102.368 € 73.184 € 89 € -€ 73.273 € 288.101 € 2.463.742 €
Marz 14 779.070 € 287.371 € 823.274 € 49.781 € 1.939.497 € 76.476 € 5211 € -€ 81.687 € 295.596 € 2.316.780 €
April 14 874.206 € 296.018 € 834.189 € 26.227 € 2.030.640 € 68.524 € 4.764 € 7.500 € 80.788 € 290.805 € 2.402.233 €
Mai 14 852.948 € 291.742 € 843.176 € 18.344 € 2.006.210 € 68.025 € 2.526 € 4.750 € 75.301 € 318.876 € 2.400.387 €
Juni 14 856.023 € 318.359 € 826.357 € 10.701 € 2.011.440 € 69.838 € 254 € -€ 70.092 € 307.709 € 2.389.241 €
Juli 14 887.900 € 304.124 € 846.890 € 21.916 € 2.060.830 € 79.340 € 258 € -€ 79.599 € 301.297 € 2.441.726 €
August 14 836.142 € 301.318 € 829.498 € 4.654 € 1.971.612 € 80.705 € -6.736 € 7.500 € 81.469 € 299.680 € 2.352.761 €
September 14 822.117 € 293.998 € 824.342 € 27.675 € 1.968.132 € 79.711 € 164 € 3.750 € 83.625 € 296.030 € 2.347.787 €
Oktober 14
November 14
Dezember 14
8.468.973 € 2.708.064 € 8.205.510 € 190.877 €| 19.573.424 € 666.643 € 8.637 € 23.500 € 698.781 €] 2.690.349 € 22.962.554 €
Hinweis: In 2014 Umstellung bei den Leistungsarten ALG Il / Sozialgeld und Sozialversicherung

von Netto- auf Bruttoausgaben, wegen der besseren Vergleichbarkeit mit den von

der Kommune zu tragenden KdU-Ausgaben
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 2014 Teil | Nr. 47, ausgegeben zu Bonn am 17. Oktober 2014

Bekanntmachung
iiber die Hohe der Regelbedarfe nach § 20 Absatz 5
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch fiir die Zeit ab 1. Januar 2015

Vom 15. Oktober 2014

Nach § 20 Absatz 5 Satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende — in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094) wird hiermit Folgendes bekannt gemacht:

Als Regelbedarfe nach § 20 Absatz 2 bis 4 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB Il) sowie nach § 23 Nummer 1 SGB Il werden flr die Zeit ab 1. Januar
2015 anerkannt:

1. fir eine Person, die alleinstehend oder alleinerziehend ist oder deren Part-
nerin oder Partner minderjdhrig ist, monatlich 399 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 1
SGB llI);

2. fur sonstige erwerbsfahige Angehorige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, monatlich 302 Euro (§ 20
Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 SGB Il);

3. fir sonstige erwerbsfahige Angehorige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie
das 18. Lebensjahr vollendet haben, sowie flir Personen, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des zustandigen
kommunalen Tragers nach § 22 Absatz 5 SGB Il umziehen, bis zur Vollen-
dung des 25. Lebensjahres, monatlich 320 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 2
Nummer 2 SGB |l und § 20 Absatz 3 SGB ll);

4. fiur zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben, fiir jede dieser Personen ein Betrag in Héhe von monatlich 360 Euro
(§ 20 Absatz 4 SGB ll);

5. fur eine Person bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres monatlich
234 Euro (§ 23 Nummer 1 erste Alternative SGB I);

6. fiir eine Person vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres monatlich 267 Euro (§ 23 Nummer 1 zweite Alternative SGB )

7. fur Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr monatlich 302 Euro (§ 23 Num-
mer 1 dritte Alternative SGB II).

Berlin, den 15. Oktober 2014

Bundesministerium
fir Arbeit und Soziales
Im Auftrag
Andreas Kehrbach
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Bayerisches Staatsministerium fur Arbeit und Soziales,

Familie und Integration - 80792 Minchen

Frau Prasidentin

des Bayerischen Landtags
Maximilianeum

81627 Miunchen

Ilhre Zeichen, Ihre Nachricht vom

P1/G-4254-2/501 A
18.08.2014

Ve e sy

Bayerisches Staatsministerium flr
Arbeit und Soziales, Familie und Integration

Staatsministerin Emilia Muller, MdL

NAME
Jochen Schumacher

TELEFON
089 1261-1253

TELEFAX
089 1261-18-1253

E-MAIL
Jochen.Schumacher@stmas.bayern.de

Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom DATUM
Bitte bei Antwort angeben
13/0013.05-1/1568 04.10.2014

Schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Alexandra Hiersemann
betreffend ,,Bundeserstattungen Bildungs- und Teilhabeleistungen*

Anlagen
3 Abdrucke dieses Schreibens

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

die Schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Alexandra Hiersemann beantworte ich

wie folgt:

1. Nach welcher Methode erfolgt aktuell in Bayern die Verteilung der Bundesmittel fur

die Erstattung der Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket auf die Kom-

munen?

Bei Einfuhrung der Bildungs- und Teilhabe-Leistungen fur Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene (BuT) im Jahr 2011 (betrifft SGB Il, SGB XlI, BKGG, AsylbLG)
erhielten die Kommunen die politische Zusage der Bundesregierung, dass entste-

hende Kosten ausgeglichen werden. Eine unmittelbare Eins-zu-eins-Erstattung der

Telefon Vermittiung E-Mail

A/ « \ /A
wWUd IV

//Zukunftsministerium

Internet Adresse

089 1261-1253 Jochen,Schumacher@stmas.bayern.de wwizglfftrénéenum bayernde  Winzererstralle 9, 80797 Munchen
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BuT durch Bundesmittel hatte zur Bundesauftragsverwaltung gefiihrt (Art. 104a
Abs. 3 S. 2 GG). Eine solche war nicht gewollt. Stattdessen erhalten die Kommu-
nen zur Finanzierung der BuT (allerdings nur, soweit betreffend SGB Il und BKGG)
einen mittelbaren Ausgleich. Dazu wird die Beteiligungsquote des Bundes an den
Kosten fur Unterkunft und Heizung (KdU) um einen jahrlich gesetzlich festzulegen-
den Prozentsatz erhoht.

Bislang sieht das bayerische Landesrecht eine unveranderte Weitergabe der ge-

samten Bundesbeteiligung an die Kommunen vor. Infolgedessen kommen die Mit-

tel ausschlieBlich entsprechend dem jeweiligen Aufwand fur KdU bei den Kommu-
nen an. Eine auf die BuT bezogene, belastungsadaquate Verteilung findet bisher
nicht statt.

Wie begriindet die Staatsregierung, dass aktuell nicht alle Kommunen ihren tat-
séchlichen Aufwand im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets erstattet be-

kommen?

Die aktuelle bayerische Regelungslage entspricht dem Bundesrecht. Der Bund er-

stattet KdU-Anteile. Der Freistaat gibt diese eins zu eins weiter.

Die gesamte Bundesbeteiligung erfolgt gem. § 46 Abs. 5 SGB Il ,zweckgebunden®,
ohne dass der Zweck im Gesetzeswortlaut des SGB |l ausdriicklich néher definiert
wiirde. Die Zweckbindung muss daher aus dem Sinnzusammenhang erschlossen

werden und bedeutet im Wesentlichen, dass die Lander als Empfanger der Erstat-

tungsleistungen des Bundes zur Weitergabe an die zusténdigen Trager des SGB ||

verpflichtet sind.

Es handelt sich um eine allgemeine, auf das SGB |l bezogene Zweckbindung. Eine

Vorgabe dazu, ob die Bundesbeteiligung an den KdU als solche unverandert an die
Kommunen weiter zu geben ist, oder ob der als Kompensation fur BuT gedachte
Anteil entsprechend den jeweiligen Leistungsausgaben fur BuT umzuverteilen ist,
enthélt das Bundesgesetz nicht und kann es auch nicht. In § 46 Absatz 6 und 7
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SGB Il wird im Bund-Lander-Verhaltnis eine jahrliche Revision vorgesehen, wo-
nach die Ausgabenentwicklung bei BuT sich auf die Héhe der Bundesbeteiligung
an den KdU auswirkt. Die BuT sind jedoch ausschlieflich Berechnungsgrundlage,
nicht Gegenstand der Erstattung. Erstattet werden ausschlieBlich KdU-Anteile.

Es ist Aufgabe des Landesgesetzgebers, den bestehenden Gestaltungsspielraum

zu nutzen und entweder eine Umverteilung vorzunehmen oder die bisherige
schlichte Weitergabe der Mittel zu belassen.

Welche MaBnahmen trifft die Staatsregierung, um in Zukunft eine gerechte, die
tatséchlichen Ausgaben der jeweiligen Kommune ausgleichende Verteilung zu ge-
wéhrleisten (durch nicht ankommende Bundeserstattungen wiirde auf Dauer ein
starker Anreiz zur Reduzierung von B + T-Leistungen gesetzt werden)?

Die Bayerische Staatsregierung hat noch nicht abschlieend entschieden, ob und

in welcher Richtung sie initiativ wird.

a) Es gibt gute Grinde sowohl fur eine veranderte Verteilung als auch fur den Fort-

bestand der bisherigen Regelung:
« FEinerseits kann eine Beteiligung an den KdU, selbst wenn sie fur die Ge-

samtheit der bayerischen Kommunen relativ zielgenau erfolgt, nicht fur jede
einzelne Kommune den tatsachlichen Ausgaben fur BuT entsprechen. Je
nach Entwicklung der Ausgaben bei den KdU bzw. bei den BuT gibt es bei
den Kommunen ,Gewinner* und/oder ,Verlierer‘. Der Bayerische Landkreis-
tag und der Bayerische Stadtetag haben daher ganz im Sinne der Stadt Er-
langen darum gebeten, landesweit einen Ausgleichmechanismus einzuflh-
ren, der eine méglichst an den BuT-Ausgaben orientierte Verteilung dieser
KdU-Bundesmittel gewahrleistet.

« Auf der anderen Seite kann eine Vollkosten-Erstattung zu Fehlanreizen und
zu unwirtschaftlichem Verhalten fiihren. Es ist strukturell problematisch, die
politischen Entscheidungstrager vor Ort in die Lage zu setzen, auf fremde
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Rechnung, also ohne jedes finanzielle Eigen-Risiko, unlimitierte sozialpoliti-
sche Wunsch-Vorstellungen umsetzen zu kénnen.

Zudem bedeutet eine Umverteilung erheblichen zusatzlichen Verwaltungs-
aufwand, und zwar sowohl bei der durchfiihrenden staatlichen Stelle, als
auch bei den Kommunen. Mit der Zahl der Umverteilungs- und Ausgleichs-
mafRnahmen steigt auch die Zahl der méglichen Fehlerquellen (Datenuber-
tragungsfehler, Berechnungsfehler, Zuordnungsfehler).

Auch in anderen Bereichen erfullen die Kommunen soziale Aufgaben ohne
Vollkostenerstattung.

Die von den Kommunen gewiinschte Umverteilung bringt einen erheblichen zusatz-
lichen Verwaltungsaufwand mit sich und macht das Verfahren fehleranfalliger.
Wenn die von den Kommunen gewiinschte Umverteilung neben den bestehenden
Belastungsausgleich zum Vierten Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt (,Hartz IV* und zum Ausgleich von Verwerfungen durch die Verlagerung
sozialer Zustandigkeiten fur Auslander und Aussiedler von den Bezirken auf die
Kreisebene nach Art. 5 AGSG) tritt, wird sich zusatzlich auch die Komplexitat des
Belastungsausgleichs nochmals erhéhen.

In diesem Zusammenhang wird die Staatsregierung fur ihr Initiativverhalten die von
ihr selbst festgelegte Paragraphenbremse beriicksichtigen. Ziel ist es, der Gefahr,
mit immer neuen Vorschriften bestandig die Komplexitat des Verwaltungshandelns
zu erhéhen, entschlossen entgegen wirken. Der Staatsregierung liegt inhaltlich
daran, den bereits vorhandenen Verwaltungsablaufen nicht bestéandig neue
hinzuzufiigen, ohne gleichzeitig die Berechtigung der bereits vorhandenen Ablaufe
kritisch zu hinterfragen.

Bei einer Rechtsanderung, die zu einem erhéhten Verwaltungsaufwand fuhrt, sind
daher auch Mafnahmen zur Entlastung der Verwaltung zu ergreifen.

b) Im Zusammenhang mit einer méglichen Umverteilung der Bundesbeteiligung an
KdU bietet sich als Moglichkeit, eine Erhéhung der Komplexitat zu vermeiden, zu-
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gleich als Kompensation im Sinne der Paragraphenbremse eine Aufhebung des
bestehenden Belastungsausgleichs zu Hartz IV (Aufhebung von Art. 5 AGSG) an,
bei gleichzeitiger Umschichtung/Einpassung der dort verfugbaren Finanzmittel in
eine bestehende laufende Finanzausgleichsleistung. Acht Jahre nach der Einfuh-
rung des SGB Il braucht es keine Abfederung des Ubergangs mehr.

Die Staatsregierung méchte das Vorhaben zu a) allenfalls im ,Paket” mit dem Vor-
haben zu b) umsetzen und steht insoweit in Gesprachen mit den Kommunalen
Spitzenverbanden.

Wie viele und welche Kommunen in Bayern erhalten aktuell weniger Mittel erstattet
als ihnen gem. § 46 Absétze 6-8 SGB Il eigentlich zusteht und wie viele Kommu-
nen in Bayern erhalten aktuell mehr Mittel erstattet als ihnen eigentlich zustehen?

Fur das Jahr 2013 haben folgende Kommunen mehr fur BuT verausgabt als sie an
Mitteln nach § 46 Absétze 6-8 SGB |l (anteilige Bundesbeteiligung an den KdU) er-
halten haben:

Aichach-Friedberg, Altétting, Amberg-Stadt, Amberg-Sulzbach-Landkreis,
Ansbach-Landkreis, Aschaffenburg-Landkreis, Aschaffenburg-Stadt, Augsburg-
Landkreis, Augsburg-Stadt, Bad Kissingen, Bayreuth-Stadt, Cham, Coburg-
Landkreis, Coburg-Stadt, Dachau, Dingolfing-Landau, Donau-Ries, Eichstatt,
Erding, Erlangen-Héchstadt-Landkreis, Erlangen-Stadt, Forchheim, Freising,
Freyung-Grafenau, Furth-Landkreis, Furth-Stadt, Ginzburg, Hassberge, Hof-
Landkreis, Hof-Stadt, Ingolstadt, Kaufbeuren, Kelheim, Kempten, Kitzingen,
Kronach, Kulmbach, Landsberg a. Lech, Landshut-Landkreis, Landshut-Stadt,
Lichtenfels, Lindau (Bodensee), Main-Spessart, Memmingen, Miesbach,
Miltenberg, Minchen-Landkreis, Neuburg-Schrobenhausen, Neumarkt i.d. Opf.,
Neustadt a.d. Aisch-Bad Windsheim, Neustadt a.d. Waldnaab, Neu-Ulm, Nurnberg-
Stadt, Oberallgau, Ostallgéu, Pfaffenhofen a.d. Iim, Regen, Regensburg-Landkreis,
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Regensburg-Stadt, Rhén-Grabfeld, Rosenheim-Landkreis, Rosenheim-Stadt, Roth,
Schwabach, Schwandorf, Schweinfurt-Landkreis, Tirschenreuth, Unterallgau,
Weiden i.d. Opf., WeiRenburg-Gunzenhausen, Wunsiedel i. Fichtelgeb., Wurzburg-
Stadt.

Alle tibrigen Kommunen hatten niedrigere Ausgaben fur BuT als anteilige Einnah-
men durch Bundesbeteiligung an KdU.

Ausgaben fir BuT und anteilige Einnahmen durch Bundesbeteiligung an KdU sind

in keinem einzigen Fall deckungsgleich. Das ist wenig Uberraschend, da auch der

Anteil der Kommunen an den gesamtbayerischen BuT-Leistungen und der Anteil
an den gesamtbayerischen KdU- Leistungen in keinem Fall deckungsgleich sind.

Die Kommunen haben allerdings in jedem Fall genau das erhalten, was ihnen auf-

grund der geltenden gesetzlichen Bestimmungen (SGB Il und Landesrecht) zu-

steht.

Es steht ihnen auch nicht ,eigentlich etwas anders zu, solange der Landesgesetz-
geber keine entsprechende Regelung trifft. Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 1

verwiesen.

Mit freundlichen Griiden

Emilia Muller

20/160



ot extancer B GIFA\

Sachstandsbericht GGFA AOR

JOBCENTER
STADT ERLANGEN

Berichtszeitraum: September /Oktober2014

21/160



S omeen GGFA,

Inhaltsverzeichnis

1. Aktuelle Entwicklung 3
1.1. Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation 3
1.2. Runder Tisch im Arbeitsagenturbezirk Firth 3
1.3. Werkstattgesprach mit Staatsekretarin des BMAS Anette Kramme 4
2. Fokusthema: Hilfen fur jugendliche im SGB I 5
2.1.  Jugendliche im Ubergang Schule - Beruf 5
2.2. Jobcenterprozesse im Ubergang Schule — Beruf 5
Die Arbeit der Jugendpersonalvermittiung 5
Die Arbeit des Jugendfallmanagements 6
GGFA Tréager in der kommunalen Jugendberufshilfe 7
Beispiele fiir die gelungene Kooperation im kommunalen Netz 7
Weitere Jugend MalRBhahmenangebote im Arbeitsmarktprogramm 2015 8
3. Basisdaten 9
3.1. Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB |l (im Bestand) 9
3.2. Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote 10
3.3. Zu- und Abgéange aus dem Leistungsbezug 10
4, Integrationen 11
4.1. Gesamtdarstellung der Integrationen 11
4.2. Integrationen nach Branchen 12
4.3. Integrationen nach Berufen 13
4.4, Kennzahlen K2 — Integration und Nachhaltigkeit 14
5. MalRnahmen 15
5.1. Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz 15
5.2. Beschaftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten 16
6. Finanzen - aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel 16
7. ALG Il - Langzeitleistungsbezieher 17
7.1. Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG Il (nach Dauer / Alter) 17
7.2. Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus 17
7.3. K3 - Veranderung des Bestandes der Langzeitleistungsbezieher 17
8. Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a SGB Il 18
9. Verzeichnis der Abkirzungen 19
Hinweis

In der Anlage befindet sich das Kurzkonzept ZusammenArbeit - Inklusion in eine ge-
meinsame Arbeitswel.

Sachstandsbericht GGFA AGR + Beric it;lameptember/Oktober 2014




S omeen GGFA,

1. Aktuelle Entwicklungen

Das neue ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungs-
berechtigter und seine Umsetzung steht derzeit im Fokus der Jobcenterarbeit. Die
gezielte Integration, unterstitzt von Coaches, in speziell geeignete auf dem Arbeits-
markt akquirierte Stellen, soll die verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit reduzieren.

1.1.Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation und zum aktuellen
Stand der Integrationen

Der Herbstaufschwung schlagt sich im Bereich der Kurzzeitarbeitslosen deutlich
nieder, hat jedoch geringe Auswirkungen im Bereich der SGB Il Arbeitslosen. Auf
dem ersten Arbeitsmarkt werden nach wie vor vornehmlich Fachkrafte gesucht, die
im Bereich der Arbeitslosengeld Il Bezieher immer weniger zu finden sind. Immerhin
konnte der kontinuierliche Anstieg der SGB Il Arbeitslosenzahlen aufgehalten wer-
den. Im Oktober 2014 sind 42 SGB Il Arbeitslose weniger gemeldet als im Vormonat.

Die Summe der Integrationen liegt in etwa auf Vorjahresniveau. Die Zielsetzung von
1000 Integrationen im Jahr wird mit grol3er Wahrscheinlichkeit erreicht werden. Er-
freulicherweise konnte auch im Bereich 50plus das Niveau der Integrationen des
Vorjahres gehalten werden.

Im Bereich der Langzeitarbeitslosen, die sich bereits seit 60 Monaten im Bezug be-
finden, ist im Vergleich zu den Aprilzahlen eine Steigerung um 7 % zu registrieren.

1.2.Runder Tisch im Arbeitsagenturbezirk Furth mit dem ge-
meinsamen Ziel die Langzeitarbeitslosigkeit zu reduzieren

An der Auftaktveranstaltung des regionalen Runden Tisches am 23. September
2014, veranstaltet von der Agentur fir Arbeit Furth, zu deren Einzugsbereich auch
Erlangen gehort, nahmen Frau Dr. Preul als Vertreterin der Stadt Erlangen und Herr
Lindner von Seiten des kommunalen Jobcenters Erlangen teil. Ziel dieses neuen
Netzwerkes ist die nachhaltige Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit auf der re-
gionalen Ebene.

Der Leiter der Arbeitsagentur Furth, Herr Haberecht sieht bei den SGB Il Langzeitar-
beitslosen (derzeit 45%) dringenden Handlungsbedarf. (Im Vergleich: im SGB Ill:
12 %). Die Durchfiihrung des ESF Bundesprogramms zur Reduktion der Langzeitar-
beitslosigkeit wird auf der operativen Ebene regional abgestimmt, Ressourcen sollen
gemeinsam und effektiv genutzt werden. Eine gemeinsame Antragstellung wird ge-
pruft. Da der Erfolg dieses Programms zum Grof3teil auf der Mitwirkungsbereitschaft
der Arbeitgeber beruht, wurden die anwesenden Vertreter des Arbeitsmarktes (IHK,
Kreishandwerkerschaft, Gewerkschaften) um ihre Unterstiitzung gebeten.

Das ESF Bundesprogramm ist fiir zwei SGB Il Zielgruppen ausgelegt: Menschen, die
bereits mind. zwei Jahre arbeitslos und &lter als 35 Jahre sind, keine verwertbaren
Berufsabschllsse besitzen und deren Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt bis-
her scheiterte. Die zweite Zielgruppe sind Menschen, die langer als 5 Jahre im SGB
Il Bezug sind und mindestens ein weiteres Vermittlungshemmnis besitzen.

Fur jede Personengruppe soll ein intensives und vielfaltiges Unterstiitzungspaket
(Coaching-Ansatz) zur Verfugung gestellt werden. Ein Betriebsakquisiteur soll an
potentielle Arbeitgeber herantreten, um Arbeitsstellen zu akquirieren, die der person-
lichen Situation und den Fahigkeiten der Arbeitsuchenden gerecht werden. Unter-
stutzt wird dieser Prozess mit Eingliederungszuschissen fir die Arbeitgeber.

Von Seiten des Jobcenters Erlangen wird mit einer ZielgréRe von 40 Integrationen
pro Jahr kalkuliert. Zur Durchfihrung werden ein Betriebsakquisiteur und zwei
Coachs, diese in Teilzeit, vorgesehen.

Die sich noch in Uberarbeitung befindlichen ESF-Férderrichtlinien sind zum jetzigen

Stand sehr einschréankend und erschweren einen mdéglichen Erfolg. Die Kritikpunkte
wurden auch im Werkstattgesprach mit Frau Staatssekretérin Kramme benannt.
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1.3.Ergebnisse des Werkstattgesprachs mit der parlamentari-
schen Staatssekretarin des BMAS Anette Kramme

Die Themen des Werkstattgesprachs mit der parlamentarischen Staatssekretérin Frau
Anette Kramme waren:

e Brauchen wir einen inklusiven Arbeitsmarkt?

e 50plus lauft aus und dann?

e ESF Bundesprogramm fir Langzeitarbeitslose - wiinschenswert aber Fehler
behaftet?

e Regionaler Problemdruckindikator benachteiligt bayerische Jobcenter!

Die BegruRung von Frau Kramme und der zahlreich anwesenden Vertreter und Vertre-
terinnen bayerischer Jobcenter erfolgte durch den Oberbirgermeister Dr. Janik mit
klaren Aussagen zur Situation:

e Das aktuelle SGB Il Zielsystem sei nur auf Integration in den ersten Arbeits-
markt ausgerichtet. Es gibt jedoch im SGB Il Menschen, die nicht in den ersten
Arbeitsmarkt integriert werden kénnen — hier muss die offentliche Diskussion
dariiber gefuihrt werden, welche Angebote geschaffen werden.

o Die Verzahnung der verschiedenen Hilfesysteme muss verbessert werden, der
Datenschutz muss amtertbergreifend sinnvoll geregelt werden.

e Das Steuerungssystem im SGB Il verhindert die Schaffung realistischer Ziele
und Mdglichkeiten fur Menschen mit multiplen Vermittiungshemmnissen.

Staatsekretarin Kramme unterstiitzte die Aussage von Herrn Dr. Janik und forderte
Angebote zur Inklusion, die noch weit vor den Anforderungen des ersten Arbeitsmark-
tes ansetzen mussen.

e Nach Meinung das BMAS missten die SGB Il Empféanger einem noch tiefer
gehenden Profiling unterzogen werden.

o Marktferne Kunden sollten intensiver betreut werden.

e Ein Inklusiver Arbeitsmarkt muss geschaffen werden.

Die Jobcenterleiter vertraten dabei eindeutig die Position, dass eine tarifliche Bezah-
lung fur diese Zielgruppe in einem Inklusiven Arbeitsmarkt nicht realisierbar sei. Hier
mussten sinnvolle Bedingungen und MaRnahmen geschaffen werden.

Synergien erhofft sich Frau Kramme durch Rechtskreis Ubergreifende Handlungsan-
satze, damit die Kompetenz der Einrichtungen, die sich um die Integration von Men-
schen mit Behinderung erfolgreich bemuhen, in das SGB Il System Ubertragen werden
kann. Dazu sollten ungenutzte Mittel aus der Ausgleichsabgabe, Ubertragbar sein. Dies
gilt auch fur die Rickibertragung der 50plus Mittel in Hohe von 350 Mio. € in den Re-
gelhaushalt ab 2016. Ebenso misste die Rentenversicherung lhrer Verantwortung
gerecht werden und diesen Prozess der Teilhabe am Arbeitsmarkt unterstitzen.

Dass der Problemdruckindikator, der die Bayerischen Jobcenter besonders benachtei-
ligt, vollkommen abgeschafft wird, hélt Frau Kramme fur nur eingeschrankt maglich.
(Anm.: das Jobcenter Erlangen erhalt aus diesem Grund ca. 350 T€ geringere Einglie-
derungsmittel)

Zum Problem des auslaufenden Bundesprogrammes 50plus verwies sie darauf, dass
hierzu im BMAS ein altersoffenes Nachfolgeprogramm in der Diskussion sei. Man
mdchte die Kompetenz der 50plus Mitarbeiter erhalten.

Frau Kramme konnte die kritischen Anmerkungen zu dem geplanten Bundes ESF Pro-
gramm sehr gut nachvollziehen und sagte zu, diese im Ministerium zu kommunizieren.
Dazu gehére u.a., dass die zur Antragstellung und zur Zuweisung ins Programm not-
wendigen Individualdaten nicht aus der Statistik der Bundesagentur ermittelt werden
koénnen, sowie die Beschéftigungsdauer und die formalen Qualifikationsanforderungen
der Projektmitarbeiter.

Am 28.10. wird BMAS intern Uber die Neuerungen der Arbeitsmarktpolitik gesprochen,
die dann von der Ministerin Frau Andrea Nahles am 5.11.2014 dem Bundestagsaus-
schuss Arbeit und Soziales bekannt gegeben werden. Die dann 6ffentlichen Informati-
onen kdnnen in den Stadtratsausschiissen vorgetragen werden.
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2. Fokus Thema Hilfen fur Jugendliche im SGB I

2.1 Jugendliche und junge Erwachsenen unter 25 (U25) im
Ubergang Schule - Beruf

Den aus den SGB Il Bedarfsgemeinschaften stammenden oder schon alleine lebenden
Jugendlichen kommt eine besondere Aufmerksamkeit entgegen. Praventiv, begleitend
oder einholend und aufsuchend sind zentrale Handlungsmomente. Integration in einen
geeigneten Ausbildungsberuf ist die erste Prioritéat. Und wenn nicht méglich, dann doch
zumindest die Vermittlung in ein geordnetes tragendes Arbeitsverhaltnis.

Jugendliche im SGB Il Bezug sind nicht per se beeintrachtigte Jugendliche. Schon
alleine eine gréRere Familie mit jingeren Geschwistern unter drei Jahren kann trotz
eines in Vollzeit arbeitenden Elternteils im Mindestlohnbereich als bediirftig in den SGB
Il Bezug kommen. Andererseits besuchen viele Jugendliche aus SGB Il beziehenden
Familien Brennpunktschulen. Dort sind vermehrt sozial benachteiligte und individuell
beeintréchtigte Jugendliche zu finden. Hier gilt es, den Jugendlichen rechtzeitig im
Ubergang Schule - Beruf in einen Begleitprozess aufzunehmen, um bei erkanntem
Bedarf Hilfestellung, Motivation und Fihrung zu bieten.

Bereits seit den 90-er Jahren fiihrt die GGFA MalRnahmen fir arbeitslose Jugendliche
durch. Diese langjahrig entwickelte Kompetenz fiihrte zu der Weichenstellung, im
kommunalen Jobcenter die Lehrstellenvermittlung fir SGB 1l Jugendliche in eigener
Regie durchzufiihren. Darlber hinaus ist der GGFA Tragerteil rechtskreistibergreifend
mit Jugendangeboten als einer der beteiligten Akteure im kommunalen Netz zum
Ubergang Jugendlicher in den Beruf aktiv.

Diese Entwicklung fuhrt direkt in den aktuell auf der politischen Ebene vorgesehenen
Aufbau von Jugendberufsagenturen. Die kommunalen Akteure sind dabei das Jugend-
amt, das kommunale Ubergangsmanagement, JAZ e.V., die Mittelschulen, die Berufs-
schule und unbedingt mit dabei die Arbeitsagentur mit ihrer Ausbildungsplatzvermitt-
lung fir Jugendliche auf3erhalb des SGB II.

2.2 Jobcenterprozesse im Ubergang Schule — Beruf

Operative Bausteine sind im Jobcenterbereich die Jugendpersonalvermittlung, das
Jugendfallmanagement und die verschiedenen Mallhahmen aus dem Tragerteil der
GGFA und von Dritten.

Die Arbeit der Jugendpersonalvermittiung

Bereits in den Abgangsklassen der Mittelschulen wird mit den Jugendlichen der Kon-
takt gesucht, erfragt, ob noch ein Ausbildungsplatz gesucht wird und geprift ob tGber-
haupt eine Ausbildungsreife vorhanden ist. Davon abgeleitet folgen die weiteren Schrit-
te: Suche eines Ausbildungsplatzes oder Uberfiihrung in eine MaRnahme zur Gewin-
nung der Ausbildungsreife.

Die ausbildungsreifen Jugendlichen, die zum Ende des Schuljahres noch uber keinen
Ausbildungsplatz verfiigen, miinden in den Monaten August und September in das
Projekt ,last minute“ des Tragerteils der GGFA. Hier wird mit ganzer Energie der
Ausbildungsmarkt auf Ausbildungsplatze durchforstet, Bewerbungsgesprache initiiert
und bei Erfolg der Ausbildungsvertrag abgeschlossen.

Weiterhin steht die Jugendpersonalvermittlung fir die arbeitsmarktnahen Jugendlichen
unter 25 Jahren zur Verfigung, die ihre Lehre abgebrochen haben, als ,Spatstar-
ter” nun meist mit grof3er Motivation in eine Ausbildung miinden mdchten. Dazu geho-
ren auch die, die bereits ausgebildet keine Anschlussbeschéaftigung erhalten haben,
bzw. ihren Arbeitsplatz verloren oder ein Studium abgebrochen haben und zurtick in
eine erneute Ausbildung bzw. in den Arbeitsmarkt vermittelt werden. Dabei ist eine
Berufsberatung, eventuell auch eine komplett neue Berufsorientierung notwendig.

Zur Gruppe der Spatstarter gehdren sehr haufig junge Mitter, die nach der Erzie-

hungszeit eine Ausbildung beginnen wollen. Um diese aufnehmen zu kénnen, muss
die Kinderbetreuung gut geregelt sein.
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Die praferierten Berufe der aushildungsplatzsuchenden Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen orientieren sich am bundesweiten Durchschnitt und sind:

Kaufleute im Einzelhandel/ Verkaufer

Kaufleute fur Biromanagement

Kfz- Mechatroniker

Medizinischer Fachangestellter/ Gesundheits- und Krankenpfleger
Kinderpfleger

agrwONE

Eine erfolgreiche Bewerbung bendtigt eine entsprechende Ausbildungsreife, eine rea-
listische Selbsteinschétzung, Sozialkompetenzen und Werteakzeptanz der Erwachse-
nenwelt. Werden in den Beratungsgesprachen mit der Jugendpersonalvermittlerin zu
hohe Defizite festgestellt und waren bereits mehrere Versuche bei der Ausbildungs-
platzsuche erfolglos, werden die Jugendliche in das Jugendfallmanagement tberwie-
sen.

Vermittlungen in Ausbildung Stand 22.10.2014

2014 % 2013 % | 2012 % |Schulabgdnger
69| 100%| 62(100%| 88|100%|Schiler im Schulabgang
davon

19 28%| 22| 35% 33| 38%|in Ausbildung (schulische 4, duale 15)
9 13% 4] 6% 7| B8%|FOS

8 12% 3 5% 8 9%|Studium

5 7% 4] 6% 2| 2%|(Ubergabe FM)

9 13% 9 15% 12| 14%|gehen weiter zur Schule
16 23% 10] 16% 3| 3%|aus dem Bezug, Umzug, Leistungsende
0 0% 0 0% 2| 2%|Mutterschutz

1 1% 2| 3% 1 1%|FSJ

0 0% 0 0% 11 1%|Bundeswehr

0 0% 3 5% 3| 3%|Ubergang in PAV (sucht Arbeit)
67 97%| 57| 92%| 72| 82%|Gesamt Versorgte

2 3% 5 8% 16| 18%|unversorgt

0% 0% 0% |davon

2 3% 2 3% 4 5% |weitere Ausbildungssuche
214 % | 2013 % | 2012| % |Altbewerber
63| 100%| 42|100%| 55|100%|Altbewerber
davon
34| 54%| 28| 67%| 21| 38%|vermittelt
15 24% 14 33%| 34| 62%[im Vermittlungsprozess etc.
14 22% 0% 0% |aus dem Bezug. Umzug, Leistungsende

Die Arbeit des Jugendfallmanagements

Das Jobcenter Erlangen bietet den Erlanger SGB Il Empféangern ein spezialisiertes
Fallmanagement fur Jugendliche und junge Erwachsene bis 24 Jahre.
Zwei erfahrene Mitarbeiter beraten dabei durchschnittlich 140 meist arbeitsmarktferne
Jugendliche mit zum Teil multiplen Vermittlungshemmnissen.

Eine fehlende Berufsausbildung ist eine der grof3ten Problemlagen: Zwar haben 66%
der Personen einen Schulabschluss, aber 94% sind ohne eine berufliche Ausbildung.
Verschiedene Problemlagen, wie mangelnde soziale und fehlende berufliche Kompe-
tenzen sowie psychische Auffalligkeiten verhindern einen raschen Einstieg in das Be-
rufs- und Arbeitsleben.

Durch einen kontinuierlichen, strukturierten und zielorientierten Beratungsprozess im
Fallmanagement, sowie der Teilnahme an den GGFA Jugendmaflnahmen (Transit,
CLEO oder der Kompetenzagentur) gelingt es auch besonders marktferne und betreu-
ungsintensive Personen in ausbildungsnahe qualifizierende MalRhahmen oder gefor-
derte Ausbildungen zu integrieren.
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Die Einstiegsqualifizierung bei einem Arbeitgeber und die Berufsaushildung bei
aul3erbetrieblichen Einrichtungen wie zum Beispiel der Jugendwerkstatt in Eltersdorf
sind fiir diese Personengruppe adaquate Mal3nahmen.

Ziel des Fallmanagements ist es, den Jugendlichen und jungen Erwachsenen die
bestmdgliche individuelle Beratung und kreative Hilfestellung im Rahmen des SGB Il
und der kommunalen zuséatzlichen Leistungen zu erbringen um jedem Einzelnen den
passenden Weg in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt zu eréffnen.

Besonderheiten des Tragerteils der GGFA in der kommunalen Jugendberufshilfe
Durch die unmittelbare Verortung des MalRnahmentrégers innerhalb der GGFA A6R
mit dem Jobcenterbereich Fallmanagement und Personalvermittlung ergeben sich
fachlich sehr anspruchsvolle Synergien und unmittelbare Abstimmungen im Sinne der
bestmdglichen Entwicklungsmdglichkeiten fur den Teilnehmer der MaRnahmen. Die
Stellung als 100% Tochter der Stadt Erlangen flhrt zu einer sehr engen Zusammenar-
beit mit dem Jugendamt im Aufgabenfeld der Jugendberufshilfe.

Beispiele fir die gelungene Kooperation im kommunalen Netz:

Kompetenzagentur — ab 2015 Projekt ,,Jugend starken im Quartier*

Die Zielgruppe sind alle Jugendlichen, rechtskreistibergreifend mit hohem individuellen
Forderbedarf und multiplen Vermittiungshemmnissen, die im Ubergang Schule - Beruf
Unterstitzung bendtigen

Ab 01.01.2015 soll das Projekt ,Jugend Starken im Quartier“(JuSiQ), als Nachfolger
der Kompetenzagentur starten. Das Jugendamt hat als Antragsteller mit der GGFA ein
Konzept fur das Interessensbekundungsverfahren ausgearbeitet. Dies wurde am
31.10.14 positiv beschieden. Die erste Hirde der Projektbewilligung ist genommen!

Um die Jugendlichen noch unmittelbarer zu erreichen, wird das neue Foérderprogramm
auch in Stadtteilen, im Quartier, wie Anger, Bruck, Bichenbach und housing area
Rothelheimpark angesiedelt sein. Individuelle Begleitung, aufsuchende Sozialarbeit
und das Ziel, Jugendliche in die Regelsysteme zurlckzufuhren, an ihrer Berufsper-
spektive zu arbeiten und Unterstiitzung bei der Vermittlung in Ausbildungspléatze sind
Kernpunkte dieses Projektes.

Berufsvorbereitungsklasse (BvK)

In den vergangenen Jahren wurden berufsschulpflichtige Jugendliche ohne Ausbildung
(JoA) oder Ausbildungsabbrecher an einem Tag in der Woche an der Berufsschule
beschult. Der zu geringe Umfang dieser Beschulung und die deutlich hervorstechen-
den Problemlagen der Schiler fuhrten zur Absicht des Jugendamtes, das sich bereits
Uber die Jugendsozialarbeit (JaS) an der Berufsschule Erlangen engagiert, ein zuséatz-
liches Angebot aufzulegen. In Zusammenarbeit zwischen Berufsschule, Jugend-
amt/JaS und der GGFA entstand eine kooperative Férderkonzeption. Dies stellt fur die
Zielgruppe der noch nicht in Ausbildung befindlichen Jugendlichen ein modulares An-
gebot zur Verfigung, um die Hemmnisse der Aufnahme einer Berufsausbildung zu
bearbeiten, sowie Ausbildungsabbriiche und lange Warteschleifen im Ubergangssys-
tem zu verhindern. Ein Fachteam aus Fachklassenlehrern, JaS, GGFA und Agentur far
Arbeit koordinieren den Ablauf. Die operative Ausfiihrung der Konzeption wird an der
Berufsschule von der GGFA geleistet.

Die Module der Berufsvorbereitungsklasse beinhalten soziales Kompetenztraining,
gecoachte betriebliche Praktika, Berufsschulunterricht, Fachklassenunterricht, Berufs-
felderkundung, Berufsberatung und Bewerbungsunterstitzung. Das Projekt wird in
Teilzeit an drei Tagen in der Woche durchgefiihrt, bei Praktika an funf Tagen in der
Woche.

Ampelkonzept:

Die GGFA war gemeinsam mit der Jugendhilfe, der Agentur f. Arbeit und JAZ.e.V an
der Genese der Ampelkonzeption beteiligt. An den Mittelschulen in Erlangen ist eine
Vielzahl von Akteuren im Bereich des Ubergangs tatig. Alle beteiligten Fachdienste
treffen sich regelmaRig, insbesondere vor Ende der Schullaufbahn um gemeinsam in
den sogenannten Ampelgesprachen abzuklaren, wie der Verbleib der jugendlichen
Schulabgénger im Schuljahr verlauft. Jeder einzelne Schulabgéanger wird im Fachgre-
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mium besprochen. Die Ampelfarbe zeigt, an wo Hilfe- und Unterstitzungsbedarf als
notwendig erachtet wird. Die GGFA Erlangen ist mit Mitarbeitern aus der Kompetenza-
gentur (ab 2015 Projekt ,Jugend starken im Quartier” und der Jugendpersonalvermitt-
lerin an den Ampelgesprachen beteiligt.

Weitere Malinahmenangebote fiir Jugendliche im Arbeitsmarktprogramms 2015

Transit mit integriertem Hauptschulmodul

Jugendliche werden auf die Anforderungen betrieblicher Ausbildung vorbereitet. Forde-
rung und Begleitung bei der Entwicklung beruflich relevanter Sozialkompetenzen, be-
gleitete Praktika und Erwerb eines verwertbaren Schulabschlusses durch Vorbereitung
auf die externe Priifung. Das Hauptschulmodul wird kommunal finanziert.

Last Minute (August/September)
Nachvermittlung fur alle Schulabganger aus dem SGB I, die bis August keine Ausbil-
dung gefunden hatten.

Projekt Cleo (Coaching fur lernen, erleben, organisieren)

Die Zahl der Jugendlichen mit psychischen Belastungssymptomen nimmt zu. Das Pro-
jekt bietet zwei Bereiche an: Werkstatteinheiten mit sinnstiftenden Téatigkeiten und
Coaching zur Stabilisierung und Entwicklung personlicher und beruflich relevanter
Ressourcen. Ziel ist die sukzessive Steigerung der personlichen und beruflichen Belas-
tungsfahigkeit und damit die Vorbereitung fur weiterfihrende berufliche Férdermal3-
nahmen

Einstiegsqualifizierung (EQ)
Zur Vorbereitung auf die Ausbildung wird ein ,verlangertes Praktikum® im Betrieb
durchgefuhrt. Der Ausbildungsbetrieb kann das EQ auf die Ausbildung anrechnen.

Jugendwerkstatt Eltersdorf
Geforderte Berufsausbildung (BaE) zum Holzfachwerker — derzeit sind alle vier Platze
besetzt.

Ausbildung zur Fachkraft fir Kiichen- Mdbel- und Umzugshelfer

Im Rahmen einer geforderten Berufsausbildung (BaE) wird im Sozialkaufhaus der
GGFA dieses Berufshild angeboten — der erste Auszubildende hat im Oktober 2014
begonnen.

Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)

Auszubildende mit schlechten schulischen Leistungen oder anderen betrieblichen
Problemstellungen nehmen an gezieltem Férderunterricht bei einem externen Trager
teil.
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3. Basisdaten
3.1.Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB Il (im Bestand)

Ubersicht tber die Entwicklung der SGB II-Bezieher in Erlangen

Aug 10 2.581 3.398 1.395 1.352 2,3% 5,6%
Aug 11 2.383 3.129 1.277 1.365 2,3% 9,1%
Aug 12 2.331 2.968 1.294 1.447 2,4% 4.9%
Aug 13 2420 3.095 1.464 1.465 2,4% 9,2%
Aug 14 2.397 3.144 1.473 1.602 2,6% 5,3%
Sept 10 2.537 3.339 1.395 1.350 2,3% 5,6%
Sept 11 2.340 3.062 1.269 1.330 2,3% 5,1%
Sept 12 2.295 2917 1.276 1.462 2,5% 49%
Sept 13 2.365 3.011 1.435 1474 2,4% 5,1%
Sept 14 2.386 3.138 1.495 1.601 2,6% 5,3%
Okt 10 2.519 3.304 1.398 1.305 2.2% 5,5%
Okt 11 2.332 3.033 1.273 1.340 2,3% 9,0%
Okt 12 2292 2.906 1.287 1.449 2,4% 49%
Okt 13 2.385 3.039 1.449 1.439 2,4% 9,2%
Okt 14 2.369 3.112 1.483 1.559 2,6% 5,3%

Quelle: Auszug aus Alo_Stadt ER_5JVergl_10-14, Amt fiir Statistik Erlan-
gen und Statistik BA.

Die SGB lI-Hilfequote ist das Verhéaltnis der Personen im SGB II-Bezug zu
der Wohnbevdlkerung unter 65 Jahren. Sie ist ein wichtiger Indikator fur die
Hilfebedurftigkeit in der Erlanger Bevélkerung.

Zur Erklarung:

Diese Tabelle gibt den zahlenméaRigen Uberblick iiber die Entwicklung der
wichtigen Personengruppen im SGB II-Bezug und der dazugehérigen Quo-
ten.

Bedarfsgemeinschaften: Familien, Zusammenlebende, Alleinerziehende,
aber auch Alleinlebende. Erwerbsfahige Leistungsberechtigte: dem Grunde
nach dem Arbeitsmarkt zur Verfligung stehend (Voraussetzung min. 3 Std.
tagliche Erwerbsfahigkeit).

Sozialgeldempfanger: in der Regel Kinder unter 15 Jahren oder voriiberge-
hend nicht Erwerbsfahige.
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3.2.Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote
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Die Differenz zwischen der gesamten Anzahl der Jugendlichen unter 25 - eLB unter 25 Jahre

und den arbeitslosen Jugendlichen unter 25 erklart sich dadurch, dass - davon Arbeitslose SGB Il
diese Personen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfiigung stehen (bspw. we- unter 25 Jahre

gen Schulbesuch, Kindererziehung, Malinahmenbesuch etc.) |:|

Zur Erklarung: SGB Il Erlangen

Die Stadt Erlangen zeichnet sich durch eine geringe SGB II-

Jugendarbeitslosigkeitsquote aus. Alle Jugendlichen aus SGB |II-

Bedarfsgemeinschaften werden wie jedes Jahr in der Abgangsklasse der

Mittelschule in das Projekt "Jugend in Ausbildung" eingebunden.

Jugendarbeitslosenquote

3.3.Zu- und Abgange aus dem Leistungsbezug

250
200
150

100

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz Apr Mai Juni Jul
2013 201320132013 20132013 201320132013 20132013 20132014 2014 2014 2014 2014 2014 2014

Der Uberhang zwischen Zugéngen und Abgangen betragt liber die Zeit von - Zugénge elLB
Januar 2013 bis Juli 2014 eine Minderung von 18 erwerbsfahigen Leis- |:| Abgange eLB
tungsbeziehern (eLB).
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4. Integrationen

4.1.Gesamtdarstellung der Integrationen

Eingliederungsstatistik Januar 2014 bis August 2014

77 42 35 15 Summe Eingliederungen | 24 | 14 | 20 | 1 | 18
o e
1% | 6% | 5% 2% Cgrt‘e;';'bfsr gg"g lederungen | oc | 905 | 39% | 0% | 3%

476 210 | 266 160 Summe Eingliederungen | 120 | 149 | 193 | 7 7

70% | 31% | 39% 23y,  |Anteil aller Eingliederungen | 4aq. | 550 | 280 | 19 | 1%
von 15 bis 65

131 49 82 42 Summe Eingliederungen | 46 | 30 | 51 | 4 0

19% 7% | 12% 6% Anteil allgr Eingliederungen 7% | 4% | 7% | 1% | 0%
von 15 bis 65

684 301 | 383 217 Summe Eingliederungen | 190 | 193 | 264 | 12 | 25
100% | 44% | 56% 309,  |Anteil aller Eingliederungen | 5oo. | ooy | 3995 | 29 | 4%
von 15 bis 65
Quelle: Datenlieferung an BA-Statistik Min  Minijob Exi  Existenz-
Auslander = ohne deutschen Pass TZ Teilzeit grinder
(statistischer Ausweis ab 2014) VZ  Vollzeit Aus Auszubildende

Eingliederungsstatistik Vorjahresvergleich (Volljahre)

Eingliederungen 2013 kumulierte Summe alle Altersgruppen

1044 573 | 411 433 Summe Eingliederungen | 237 | 257 | 412 33 105
100% 55% | 45% 41% 23% | 25% | 39% | 3% | 10%

Eingliederungen 2012 kumulierte Summe alle Altersgruppen

1008 495 | 513 498 Summe Eingliederungen | 197 | 291 | 402 29 89
100% 49% | 51% 49% 20% | 29% | 40% | 3% | 9%

Mig  Migrationshintergrund
(statistischer Ausweis bis 2013)
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4.2.Integrationen nach Branchen

Architektur- und Ingenieurbiiros; technische, physikalische
2 1 1 0,2%
und chemische Untersuchung
Beherbergung 5 1 1 7 1,1%
Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 48 38 86 13,3%
Energieversorgung 4 4 0,6%
Erbringung von Dienstleistg.en der Informationstechnologie 8 8 1,2%
Erbringung von Finanzdienstleistungen 1 1 0,2%
Erbringung von sonst. liberw. persdnlichen Dienstleistungen 6 2 1 9 1,4%
Erbringung von wuts.chaftllchen Dienstleistungen fiir % 13 1 40 6.2%
Unternehmen und Privatpersonen a. n. g.
Erziehung und Unterricht 5 3 4 12 1,9%
Gastronomie 25 43 3 71 11,0%
Gebaudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau 69 28 1 98 15,1%
Gesundheitswesen 16 6 22 3,4%
GroRhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 2 2 0,3%
Handel mit, Instandhaltung und Reparatur von Kfz 3 2 5 0,8%
Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 9 4 13 2,0%
Herstellung von elektrischen Ausriistungen 1 1 2 0,3%
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 1 1 0,2%
Herstellung von Metallerzeugnissen 5 5 0,8%
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 8 1 9 1,4%
Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 1 1 0,2%
Herstellung von sonstigen Waren 3 3 0,5%
Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiose 1 1 0,2%
Vereinigungen (ohne Sozialwesen und Sport)
Lagerei sowie Erbringung von sonstigen Dienstleistungen fiir 5 5 10 15%
den Verkehr
Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen 8 4 12 1,9%
Landwirtschaft, Jagd und damit verbundene Tatigkeiten 1 1 0,2%
Mit Finanz-/ Versicherungsdienstleistungen verb. Tatigkeiten 2 2 0,3%
Offentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung 10 3 13 2,0%
Post-, Kurier- und Expressdienste 5 2 1 8 1,2%
Private Haushalte mit Hauspersonal 4 14 18 2,8%
Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftspriifung 1 1 0,2%
Sonst. freiberufliche, wissenschaftliche u. techn. Tatigkeiten 3 1 4 0,6%
Sozialwesen (ohne Heime) 9 3 12 1,9%
Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 1 1 0,2%
Vermittiung und Uberlassung von Arbeitskraften 128 6 134 20,7%
Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und
: 3 3 0,5%
sonstiges Ausbaugewerbe
Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien 9 9 1,4%
Informationsdienstleistungen 2 1 3 0,5%
Grundstlicks- und Wohnungswesen 1 1 0,2%
Herstellung von chemischen Erzeugnissen 1 1 0,2%
Metallerzeugung und -bearbeitung 1 1 2 0,3%
Werbung und Marktforschung 1 1 0,2%
Vermietung von beweglichen Sachen 1 1 0,2%
Verlagswesen 1 1 0,2%
Reparatur und Installation von Maschinen und Ausriistungen 1 1 0,2%
Forschung und Entwicklung 1 1 0,2%
Herstellung von Textilien 1 1 0,2%
Tiefbau 2 2 0,3%
Herstellung von Mobeln 1 1 0,2%
Erbringung von Dienstleistungen des Sports, der Unterhaltung
1 1 0,2%
und der Erholung
Maschinenbau 1 1 0,2%
Gesamtergebnis 451 184 12 647 100%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen resultiert aus nachzutragenden Eingaben.
Hinweis: Der Anteil der Integration in Zeitarbeit betragt 20,7 %.
Durch die Tarifvertrage in der Zeitarbeit wird der Mindestlohn eingehalten.
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4.3.Integrationen nach Berufen

(Innen-)Ausbauberufe 3 3 6 0,9%
Berufe in Finanzdienstleistungen, Rechnungswesen
1 1 0,2%

und Steuerberatung
Berufe in Recht und Verwaltung 8 1 9 1,4%
Berufe in Unternehmensfiihrung und -organisation 23 il 30 46%
Einkaufs-, Vertriebs- und Handelsberufe 14 14  21%
ErZIehur.\g, soziale und hauswirtschaftliche Berufe, 20 15 1 36 5,5%
Theologie
Fiihrerfinnen von Fahrzeug- und Transportgeréaten 13 8 21 3,2%
Gartenbauberufe und Floristik 6 1 7 1,1%
Gebéude- und versorgungstechnische Berufe 11 7 1 19 2,9%
Informatik-, Informations- und o
Kommunikationstechnologieberufe 2 i e
Kunstst_ofﬂ\erstellung und -verarbeitung, Holzbe- und - 10 1 1" 1.7%
verarbeitung
Lebensmittelherstellung und -verarbeitung 24 17 4 6,3%
Lehrende und ausbildende Berufe 4 2 4 10 1,5%
Maschinen- und Fahrzeugtechnikberufe 16 2 18  28%
Mathematik-, Biologie-, Chemie- und Physikberufe 2 2 0,3%
Mechatronik-, Energie- und Elektroberufe 7 1 8 1,2%
Medizinische Gesundheitsberufe 13 2 15  23%
Metallerzeugung und -bearbeitung, Metallbauberufe 54 4 58 8,9%
Nichtmedizinische Gesundheits-, Korperpflege- und 11 3 " 21%
Wellnessberufe, Medizintechnik '
Reinigungsberufe 74 47 121 18,5%
Schutz-, Sicherheits- und Uberwachungsberufe 10 2 12  18%
Technische Forschungs-, Entwicklungs-, 1 1 0.2%
Konstruktions- und Produktionssteuerungsberufe !
Tourismus-, Hotel- und Gaststattenberufe 20 22 4 46 7,0%
Verkaufsberufe 46 28 74 113%
Verkehrs- und Logistikberufe (auRer Fahrzeugfiihrung) 32 15 1 8  74%
Medienberufe 9 9 1,4%
Papi_er- und Druckberufe, technische 3 1 4 0,6%
Mediengestaltung
Rohstoffgewinnung und -aufbereitung, Glas- und

" . 1 1 0,2%
Keramikherstellung und -verarbeitung
Textil- und Lederberufe 1 1 0,2%
Hoch- und Tiefbauberufe 4 4 0,6%
Gesamtergebnis 453 188 12 653 100,0%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen ist durch noch nachzutragende Eingaben begriindet.
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4.4 Kennzahlen K2 — Integration und Nachhaltigkeit

Entwicklung der Integrationsquote

35,00
30.00
25,00

20,00
15,00
10,00
5,00
0.00 -

Die Kennzahl K2 misst die Integrationen in den vergangenen zwolf Mona- I Integrat!onsquote ER
I Integrationsquote @

SGBII-Typ Id
[ Integrationsquote @ Bay.
Grof3stadte
] Integrationsquote g Bund
*) vorlaufige Zahlen

ten im Verhaltnis zum durchschnittlichen Bestand an erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten in diesem Zeitraum.

Entwicklung der Nachhaltigkeitsquote

70,00

60,00 - .
50,00

40,00 = = =
30,00

20,00 =
10,00 -

0,00 -

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz
2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2014 2014 2014

Die Nachhaltigkeitsquote K2E3 (ErganzungsgroRe) misst den Anteil der M Nachhaltigkeitsquote ER
. . . . . o . Nachhaltigkeitsquote

nachhaltigen Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschéftigung @ SGBII-Typ Id

der vergangenen zwolf Monate an allen Integrationen in sozialversiche- [ ] Nachhaltigkeitsquote

rungspflichtige Beschaftigungen in diesem Zeitraum. ] ﬁiiﬁﬁ{gf;ﬁgheote Bund
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5. MalRhahmen

JOBCENTER

STADT ERLANGEN

GGFA.

5.1.Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz - Januar bis September 2014

Werkakademie als Eingangsprozess mit Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
Bewerbungszentrum (BWZ) nach Bedarf 1898 GGFA 89.937€
Projekt Arbeitssuche (PAS) 24 126 GGFA 106.575 €
Fakt 10 9 GGFA 15576 €
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
Jugend in Ausbildung 60-80 92 GGFA
Last Minute - Nachvermittiung (nur August/September) 15 6 GGFA 10.146 €
Ausbildung zum Holzfachwerker - Juwe Eltersdorf / 4 4 Diakonie/DAA 27088 €
externe abH
Ausbildung zur Fachkraft Kichen-, Mobel- und 3 4 GGFA 2636€
Umzugshelfer
Einstiegsqualifizierung (EQ) 4 9 div. Arbeitgeber 3731€
Azubi-Betreuung 4 2 GGFA 10.997 €
Transit 15 62 GGFA 81.754 €
Stadt
Hauptschulabschluss 10 4 GGFA 43798 € |Erlangen
Cleo 10 17 GGFA 30.050 €
Regierung
offene Ganztagsschule / Eichendorffschule o & GakA 76.429 € |Mfr.
Kompetenzagentur GGFA 96.889 € |BMFSFJIJA

Anzahl Platze

Anzahl Teilnehmer

Dritte

Kajak

40

49

35.788 € [ESF Bayern

Bedarfsgemeinschaftscoachi

40

Anzahl Platze

66

Anzahl Teilnehmer

50up

39.379 € |ESF Bayern

Dritte

Bewerbungszentrum 50plus (BWZ) nach Bedarf 779 GGFA 14.151€
Mini- / Midijob - Coaching 15 34 GGFA 20.158 €
Kreativ- und Profilwerkstatt 28 18 GGFA 67.578 €

Impuls C (Jobcafe, Aktivwochen, Einzelcoachin

120

119.982 €

Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
JobAccess 6 10 Access 8.636 € kKA. ESF Bayern
Jobclearing 14 17 Access 9.200 €

ISA nach Bedarf 6 BFW Nbi 6.543 € 6.193 €

Anzahl Platze

Anzahl Teilnehmer

EGT

50up

MigraJob

nach Bedarf

Anzahl Platze

110

Anzahl Teilnehmer

GGFA

EGT

50up

AGH intern Fund- und Bahnhofsfahrrader (Bike)/
Sozialkaufhaus

GGFA

41352 €

25.864 €

AGH extern

GGFA

3.565€

1.470€

Betrieblicher Sozialdienst 25920 € 12.569 €
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte

Vermittlungsbudget nach Bedarf k. A. moglich 53419€ 9723€
Eingliederungszuschuss nach Bedarf 20 21521€ 27.353€
Einstiegsgeld nach Bedarf 24 9.664 € 977 €
Berufliche Anpassungsqualifizierungen nach Bedarf 166 Div. Bildungstrager 39.589€ 7.163 €
Reha - MaRnahmen nach Bedarf 10 Div. Bildungstrager 57.852€

Eignungsdiagnostik nach Bedarf 140 Arzt/Psychologe 12374 € 1987 €

Die Anzahl der Teilnehmer pro Platz ist abhéngig von der MalRnahmen-
dauer und den Wiederbesetzungen nach Vermittlungen und MaRnah-

menabbrichen.

Verdopplung der Integrationsmittel:

Trotz der mehr als 50 %-igen Senkung der Eingliederungsmittel bei einer
Reduzierung der SGB Il eLB (erwerbsfahigen Leistungsbezieher) in den
letzten finf Jahren um nur 13 % wird ein zwar reduziertes aber noch breit
aufgestelltes Instrumentenangebot aufgestellt. Das ist moglich durch die
Verdoppelung der Bundesmittel aus dem Bundesprogramm 50plus, kom-

munalen Aufwandszuschiissen, ESF-Mitteln und Eigenerwirtschaftung.
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5.2.Beschéftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten

1 Freie Wohlfahrtspflege |Helfertétigkeiten, Aushilfsfahrer, etc. 4
2 Gemeinnitzige Vereine |handwerkliche Hilfstétigkeiten, Unterstitzung bei der 0
N Hausmeisterhilfstatigkeiten, Burohilfstatigkeiten, Unterstiitzung bei
3 Stadit Erlangen”) Evaluation v. Nistpla'?zen, etc. ° ° 0
4 Staatliche Schulen Bibliotheks- /Burohilfsarbeiten 1
5 Kirchliche Einrichtungen |Hausmeisterhilfstatigkeiten, Aushilfstatigkeiten, stc. 2
6 GGFA ABR, Helfertatigkeiten 5
7 GGFA ASR BaFa Beschaftigung mit Qualifizierungsanteilen im Bereich 14
(Bahnhofsfahrrader) handwerklicher Anlerntatigkeiten (u.a. Fahrradrecycling)
Gesamt| 26

Ubersicht der Arbeitsgelegenheiten

*) Alle in der Verwaltung der Stadt Erlangen angebotenen Arbeitsgelegen-
heiten wurden vorab vom Personalrat der Stadt Erlangen gepriift und ge-
nehmigt.

6. Finanzen — aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel

Aktueller Budgetstand der in der GGFA eingesetzten Bundesmittel zum 30.09.14

EGT | 1.049.259 € 87.438€| 6768.572¢€ 110.372€ 320.244 €| 43.443¢€ 4%
VWT | 2118.971€ | 165.545€ | 1.474.745€ 15.157 € 644.226 € 0€ 0%
Fiftyuy 878.925¢€ 73.244€| 618.251€ 40.943 € 260.674 € 0€ 0%

inkl. Mittelzufluss durch Ubertrag nicht verbrauchter Bundesmittel aus dem Jahr 2013 im August 2014

Ende August 2014 weist die Budgetbilanz einen Bestand von ca. 43 T€

. - . EGT Eingliederungstitel
noch nicht verplanter Eingliederungsmittel aus. 9 9
Die zusatzlichen freien Mittel ergeben sich groBtenteils aus nicht benétig- VWT Verwaltungstitel
ten zurticklibertragenen Umschichtungsmitteln des Amtes 50. Diese resul-  Fifty up ~ Bundesprogramm

tieren aus dringend benétigten, aber noch nicht besetzten Stellen.

In den laufenden Controllingsitzungen des Jobcenters werden die Mittel
noch nicht berticksichtigten Bedarfen zugeordnet. Das Planziel ist die kom-
plette Verausgabung der Bundesmittel.

Aufgrund der nur noch kurzen Reaktionszeit zum Schluss des Kalenderjah-
res, ist eine vollstédndige Verausgabung der Bundesmittel sehr ambitioniert.

.Perspektive 50+
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7. ALG Il - Langzeitleistungsbezieher
7.1.Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG Il (nach Dauer / Alter)

17 bis unter

25-Jahrige 176 33 6 0 19 3 16 5 16 4 119 21
25 bis 49-

Jahrige 1014 544 18 6 86 42 90 42 97 49 723 405
50-Jahrige

und alter 626 433 3 2 32 19 26 20 40 28 525 364
Gesamt 1.816 1.010 27 8 137 64 132 67 153 81 1.367 790

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach
ausgewahlten Merkmalen, Nirnberg, Juni 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden)

Die Tabelle zeigt die Langzeitleistungsbezieher von ALG Il nach Alter und Anzahl der Bezugsmonate. Ebenfalls
dargestellt ist, wie viele Langzeitleistungsbezieher im Juni 2014 arbeitslos waren. Diese stellen nur eine Teil-
gruppe dar. Nicht arbeitslos sind beispielsweise Transferleistungsbezieher, die ergdnzenden Einkommen haben
wie sie unter 6.2 ausfihrlich beschrieben werden. Andere Griuinde fiir die Nichtarbeitslosigkeit sind die Teilnah-
me an AktivierungsmaRnahmen, die Erziehung eines Kindes unter 3 Jahren oder der Schulbesuch.

7.2.Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus

Langzeitleistungsbezieher (LZB) Insgesamt

dar. erwerbstatige Alg ll-Bezieher 578 32% 8

dav. abhangig erwerbstatige Alg Il-Bezieher 555 31% 8

dav. Brutto-Einkommen <= 450 € 262 14% 4 15% | 25 | 18% | 11 8% 17 [ 11% | 205 | 15%
1
3

30% | 48 | 35% | 36 271% | 38 | 25% | 448 | 33%
30% | 44 | 32% | 34 26% | 36 | 24% | 433 | 32%

Brutto-Einkommen > 450 bis <=850 € 130 7% 4% 8 6% 6 5% 7 5% | 108 | 8%

Brutto-Einkommen > 850 € 163 9% 1% | 11 8% 17 13% 12 8% | 120 | 9%
selbstandig erwerbstatige Alg Il-Bezieher 26 1% 4 3% 2 2% 4 3% 16 1%

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach
ausgewahlten Merkmalen, Nirnberg, April 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden)

7.3.Kennzahl K3 - Veranderung des Bestandes der Langzeitleistungs-
bezieher

2,00

1,00

-4,00

-5,00

B ziBER
B 1718 ¢ SGBII-Typ Id
5 LZLB g Bay. Grof3stadte

Die Kennzahl K3 ist wie folgt definiert: Die Anzahl der LZB im Bezugs-
monat wird ins Verhéltnis zu den LZB im Vorjahresmonat gesetzt.

LZLB g Bund
*) vorlaufige Zahlen
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8. Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a
SGB Il

Mit dem § 48a SGB Il wird der Vergleich der Leistungsfahigkeit der Jobcenter auf der
Grundlage der Kennzahlen nach § 51b SGB Il gesetzlich vorgegeben. Dazu werden
die Jobcenter strukturdhnlichen Vergleichstypen zugeordnet, in deren Rahmen der
Leistungsvergleich stattfindet. Ab Januar 2014 ist Erlangen dem Vergleichstyp Id zu-
geordnet, der nahezu ausschlielich aus wirtschaftsstarken Landkreisen aus Baden
Wirttemberg zusammengesetzt ist.

In den statistischen Darstellungen des Jobcenters wird deshalb ergédnzend Bezug auf
die Kennzahlen der Bayerischen GroRRstddte genommen. Die SGB II-Kennzahlen bil-
den ausschlie3lich dynamische Veranderungen ab. Zur Bewertung der Gesamtergeb-
nisse eines Jobcenters ist deswegen der aktuelle Stand der SGB Il-Arbeitslosenquote
und der SGB II-Quote als Bezugswert des Niveaus, auf dem die Veréanderungen statt-
finden, heranzuziehen.

SGB Il Arbeitslosenquote SGB Il Quote
g 12
5
10
4
8
3
=
2 o — N ‘,,,777
e e B B e 2
0 - : - - ~
o,
S & & & & ©
& K & 3 & & s & &
A 0 & ol & c v > &
\(90 Q-é{'& ‘<§b $°<v \*"0 & N é"" \,\& @\’(\L agf‘%o }o"”v Y\o@\o
¢
Stand: Oktober 2014

Erstmals hat sich Regensburgs bei der SGB Il Quote auf den zweiten Platz vor Erlan-
gen gesetzt. Auch Wirzburg ist aktuell gleichauf mit Erlangen. Dieses ganz aktuelle
Ergebnis gilt es auszuwerten und ggf. entsprechende Handlungsschritte abzuleiten.

Weiterhin behauptet sich jedoch Erlangen auf Platz eins bei der SGB Il Quote.

Der Leistungsvergleich besteht aus den drei Kennzahlen K1 bis K3 mit zugeordneten
HilfsgroRen und bildet die Bezugsgrundlage fur die jahrliche Zielvereinbarung des
Jobcenters mit dem Land:

e K1 -Veranderung der Summe der Leistungen zum
Lebensunterhalt (ohne Kosten der Unterkunft)

e K2 -Integrationsquote

e K3-Verdnderung des Bestandes an Langzeitleistungsbezieher

Details sind unter der Webseite des Bundes unter www.sgb2.info zu finden.
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weiterhin auf
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9. Verzeichnis der Abktrzungen

abH
AGH
AMF
AZ
BAE
BgA
BG-Coaching
BMAS
BSD
BWZ
EGT
EGZ
eLB
EQ
ESF
FBW
FK
FM
Guv
KdU
KFA
LfU
MA
MAE
MB
Migrajob

pPAP
PAS
PAV
Siz
SKH
STMAS
TN

TZ-Beschaftigung

u25
VWT
VZA

ausbildungsbegleitende Hilfen
Arbeitsgelegenheiten

Arbeitsmarktfonds

Arbeitszeit

Berufsausbildung in auf3erbetrieblichen Einrichtungen
Betrieb der gewerblichen Art

Coaching von Bedarfsgemeinschaften
Bundesministerium Arbeit und Soziales
Betrieblicher Sozialdienst
Bewerbungszentrum

Eingliederungstitel
Eingliederungszuschuss

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte
Einstiegsqualifizierung

Europaischer Sozialfonds

Forderung der beruflichen Weiterbildung
Fahrtkosten

Fallmanagement

Gewinn- und Verlustrechnung

Kosten der Unterkunft

Kommunaler Finanzierungsanteil
Leistung fur Unterkunft

Mitarbeiter
Mehraufwandsentschadigung
Mittagsbetreuung

Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung
auslandischer Abschlisse

Personlicher Ansprechpartner

Projekt Arbeitssuche

Personal- und Arbeitsvermittlung
Selbstinformationszentrum
Sozialkaufhaus

Bay. Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung
Teilnehmer/in

Beschéftigung in Teilzeit

unter 25-Jahrige

Verwaltungstitel

Vollzeitaquivalent
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KURZFASSUNG

ZusammenArbeit
Inklusion Iin eine gemeinsame Arbeitswelt

Antrag im Rahmen des Programms der Bundesregierung
zur ,intensivierten Eingliederung und Beratung von
schwerbehinderten Menschen*

Antragsteller: Jobcenter Stadt Erlangen

Projektpartner: + Agentur fur Arbeit Furth, Geschaftsstelle Erlangen

» Jobcenter Erlangen-Hochstadt

» ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH

 Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur

+ Soziale Betriebe der Laufer Mihle gGmbH

* Regnitz-Werkstatten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)

» Lebenshilfe Erlangen-Hoéchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH
+ WAB Kosbach gGmbH

» wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH



1. Zusammenfassung des Projekts

Das Projekt ,ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt* (ZUSA) gibt
neue, nachhaltig wirksame Impulse, die bestehenden MalRnahmen zur Férderung arbeit-
suchender schwerbehinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen so-
wie schwerbehinderter Jugendlicher zu starken. Die Instrumente der aktuellen Gesetz-
gebung werden bericksichtigt und integriert.

Zentrales Anliegen der Projektbeteiligten ist das Ausloten neuer innovativer Wege, nicht
zuletzt durch dialogorientierte Kommunikation und intensive Netzwerkarbeit.

Die Akteure des Projekts ,ZUSA" sind davon Uberzeugt, dass mit sorgsam definierten
Angeboten sogenannte arbeitsmarktferne schwerbehinderte Jugendliche und Erwach-
sene uber Aktivierung, Qualifizierung und intensive Begleitung in sozialversicherungs-
pflichtige Beschaftigungsverhaltnisse gebracht werden kdnnen.

Das Modellprojekt soll entlang klar definierter Zielvorgaben des Projektkonsortiums die
Chancen und Bediirfnisse des regionalen Arbeitsmarkts mit den Anspriichen der Inklu-
sion zusammenbringen. Dazu gehért die offensive und informative Ansprache poten-
Zieller Ausbildungsbetriebe und Arbeitgeber, fur die Inklusion oftmals ein schwer zu fas-
sender Begriff ist. Angestrebt ist ein Wandel in der Wahrnehmung, sodass Inklusion nicht
langer abstrakt bleibt. Leicht zu realisierende Einstiegsszenarien, individuelle Begleitung
und transparente Entscheidungs- und Beratungsstrukturen sollen dafir sorgen, dass
Vorbehalte und Unsicherheiten in der Wirtschaft abgebaut werden. Die Betroffenen sol-
len durch konkrete Teilhabe am Arbeitsmarkt ihre Moglichkeiten und Starken erkennen
und erleben, dass ihre Arbeitsleistung gebraucht wird.

Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

Schrittweise Realisierung eines inklusiven Arbeitsmarkts durch gezielte Verschrankung von Arbeitnehmer- und
ArbeitgebermalRnahmen.

B Aktionsbereich 1 ,Fit for Job* (Zielgruppe Arbeitsuchende)
M Aktionsbereich 2 ,Job Opening” (Zielgruppe Arbeitgeber)

Alle aufgezeigten MalRnahmen verstehen sich als engagierter Beitrag zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention. Darlber hinaus sind sie konsequent gendergemaf}
angelegt und berlcksichtigen die besonderen Anspriiche der Barrierefreiheit. Bei der
Antragserstellung waren Menschen mit Behinderung maf3geblich beteiligt.

ZUSA — ZusammenArbeit

Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt



2. Die Projekt-Akteure

Im Konsortium ,ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt“ haben
sich auf Initiative des Jobcenters Stadt Erlangen und des Jobcenters Erlangen-Hochstadt
und unter Einbeziehung der Agentur fur Arbeit Firth, Geschéftsstelle Erlangen, die mal-
geblichen Akteure in Stadt und Landkreis im Bereich der Arbeitsintegration von Men-
schen mit Behinderung zusammengeschlossen. Die Trager decken mit ihren Angeboten
das grol’e Spektrum unterschiedlicher Arten von Behinderung ab und sind in Teilen
hochspezialisiert in Bezug auf psychische Erkrankungen, Suchthilfe, Kérperbehinderung
und weitere Auspragungen unterschiedlichster Férderbedarfe. Die Expertise der Partner
wurde in der gemeinsam erarbeiteten Antragstellung so geblndelt, dass individuelle For-
derwege fir den Einzelnen gangbar gemacht werden, passgenaue Qualifizierungen und
Praktika in Werkstatten und Betrieben angeboten werden kénnen und das Arbeitgeber-
potenzial der Region fir die Zielgruppe erschlossen werden kann. Damit werden die In-
tegrations- und Inklusionsbemihungen in der Region auf eine qualitativ neue Stufe ge-
hoben, bisherige Einzelaktivitaten in einer strategischen Allianz zusammengefligt und
mit innovativen Neuerungen fur den regionalen Arbeitsmarkt aufgewertet.

Mit dem Antragsteller, dem Jobcenter Stadt Erlangen, arbeiten folgende Organisationen
und Einrichtungen im Modellprojekt am Erreichen der definierten Ziele:
 Agentur fur Arbeit Furth, Geschaftsstelle Erlangen
 Jobcenter Erlangen-Hochstadt
* ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH
* Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur
* Soziale Betriebe der Laufer Muhle gGmbH
* Regnitz-Werkstatten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)
* Lebenshilfe Erlangen-Héchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH
* WAB Kosbach gGmbH
» wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH

Auf dieser Basis wird das Netzwerk konsequent entlang der Projektziele erweitert. Im
Vordergrund steht dabei die Integration von Wirtschaftsverbanden (beispielsweise IHK,
HWK), Wirtschaftsunternehmen und Interessensvertretungen der Arbeitnehmerseite
(beispielsweise DGB).

Besonderes Augenmerk liegt darauf, keine Parallelstrukturen zu errichten. Integrations-
amt und Arbeitsagentur sollen im Rahmen des einzurichtenden Beirats intensiv einge-
bunden werden, ebenso weitere wichtige Integrationspartner wie die Psychosoziale Ar-
beitsgemeinschaft (PSAG), der Integrationsfachdienst fir Mittelfranken, die Landesar-
beitsgemeinschaft der Werkstatten fir Menschen mit Behinderung in Bayern (LAG
WfbM) etc.

ZUSA — ZusammenArbeit
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Es zeichnet sich bereits eine breite Akzeptanz ab, die sowohl von Seiten der Wirtschaft
als auch von deren vertretenden Verbanden zugesichert wird. Daneben ist die Verstar-
kung der MalRnahmen durch die Unterstitzung des Oberbirgermeisters von Erlangen
und des Landrats von Erlangen-Héchstadt sowie von Organisationen wie dem Medical
Valley e. V. EMN aussichtsreich.

Organisationsstruktur

Konsortium
informiert z. B.

AtntI:‘ag- —) Beirat Integrationsamt
stellung, . Integrationsfachdienst
Jobcenter Stadt ER  jemivnts berat Age?nur far Arbeit Fiirth
steuerung Behindertenbeauftragte
. . Stadt ER,Landkreis ERH
Weiterleitung I f berichten Friedrich-Alexander-
der Fordermittel Universitat

Medical Valley EMN e. V.

ACCESS Austausch
) z. B.
— QOCIT T ENTNER Agentur fiir Arbeit Firth
\ partner Jobcenter ERH
Unter- IHK
stitzung HWK

DGB

. . Stadt Erlangen
Lebegshllfe LebErllas'_lhllfe PR

Birke und Partner Laufer Miihle

Austausch itert z.B.
WAB Kosbach wabe Erlangen > B dliAgl Integrationsamt
9 Netzwerk Integrationsfachdienst
Agentur fur Arbeit Firth
PSAG
LAG WfbM

Folgende Kooperationspartner haben mit einem ,Letter of intent” bereits ihre
Unterstitzung zugesagt:

» Stadt Erlangen, Oberbirgermeister Dr. Florian Janik

» Stadt Erlangen, Personalreferent Thomas Ternes

» Landkreis Erlangen-Hdchstadt, Landrat Alexander Tritthart

» IHK-Geschaftsstelle Erlangen, Knut Harmsen

» Deutscher Gewerkschaftsbund Erlangen/ER-Hd&chstadt, Wolfgang Niclas
* Medical Valley EMN e. V., Prof. Dr. Erich R. Reinhardt

e Der Beck GmbH, Petra Beck

+ ESTW - Erlanger Stadtwerke AG, Wolfgang Geus

» Martin Bauer Group, Martin Wedel
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3. Die Projekt-Ziele

Das Projekt ,ZUSA" richtet sich vorwiegend an eine Personengruppe mit einem beson-
ders hohen Unterstiutzungsbedarf. Deren individuelle und intensive Beratung und Beglei-
tung erfordert qualifiziertes und ausreichend Personal auf Seiten der Projektpartner. ZU-
SA erreicht aber nicht nur die beschriebene Kernzielgruppe. Von dem tragfahigen Netz-
werk, das durch ZUSA entsteht, profitieren letztlich alle Menschen mit Behinderung, die
in der Region auf Arbeitssuche sind. Dies ist auch auf die gezielte Ansprache von Arbeit-
gebern sowie professionelle Offentlichkeitsarbeit zuriickzufiihren, die innerhalb des Pro-
jekts geleistet wird.

250 Aktivierungen und 140 Vermittlungen: BN N\ N\
Ergebnis passgenauer Beratung und Qualifizierung \/ \/ =
240 —
200 —
160 —
200
80 70
40 — 5 -t
0 —
1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr
B Aktivierungen Vermittlungen
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Im Projektzeitraum werden etwa 250 Menschen mit Schwerbehinderung fur den Arbeits-
markt aktiviert sowie mehr als 700 Arbeitgeber zum ersten Mal kontaktiert. Dartber hi-
naus wird das bestehende Arbeitgebernetzwerk der Projektpartner fiir das Projekt ge-
zielt genutzt. Durch ZUSA entsteht aber vor allem ein Klima der Inklusion, das Gber den
Projektzeitraum hinaus wirkt und perspektivisch eine immer gréRere Personengruppe

erreicht.
Schrittv_veise Realisierur_lg betrieblic_her Inklusion — /\\/\\/
Ergebnis gezielter Arbeitgeberakquise

350
1 320

300 —

250 b | 240

2SS
1 160

150 —

100 —
q 80
J 60

e ] 40 40
7 24 30
” 20
] 10 16
O ’—‘ | | J
1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr

I Kontakte/Analysen Praktikumsbetriebe
~ Ausbildungen Beschaftigungsibernahmen
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4. Die MaBnahmen

Im Mittelpunkt der Mallnahmen stehen die konkreten Ansatze, die Menschen maoglichst
schnell und umfassend in Arbeit bringen.

Aktionsbereich 1 ,,Fit for Job“ — Arbeitsuchende

Arbeitnehmeriiber-

Ressourcen und Findung und Praktikum und lassung und Nach- -
Chancen Erprobung Perspektive haltigkeit .
« Standortbestimmung « Qualifizierung in Inte- «Praktikum im Betrieb « Arbeitnehmer- :
. ) . grations- und Sozial- Uberlassung i E
* Biografiearbeit betrieben sowie Werk- Uberleitung in daver : re
e ) i fir M h . 3 : ©
SIEILel o Selillie= ﬁ:ﬁtée:hiﬂgerﬁﬂzc en hafte betriebliche | =
selqualifikationen Anstellung . 7
* berufliches Profiling 1=
8
Diese Arbeitsstrukturen werden auch fiir die Zielgruppe der schwerbehinderten Jugendlichen ' [
intensiv genutzt (Ausbildung): - ¢
i |
Praktikum > Ausbildung > Beschiftigung > 0 .9
.
* Berufswunsch und Fahig- * Organisation * Ansprechpartner fir Arbeit- ! 11
keitsanalyse Zugang und Hilfsmittel nehmer und Arbeitgeber :
» Akquise und Begleitung * Begleitung Ausbildung * Training-on-the-job '
Praktikum und Berufsschule N ) i
« Intervention in Krisen- '
» Auswertung und * Vorbereitung Abschluss situationen 0
Empfehlung und Anschluss :

ierliche personliche Betreuung durch einen individuellen Job-Coach

Daneben soll im Geltungsbereich des Férderantrags ein neues Bewusstsein flir das The-
ma Inklusion geschaffen werden, das sowohl das geeignete Informationsfundament fir
alle Beteiligten legt, als auch den durchaus gewinschten positiven 6ffentlichen Druck auf
die Beteiligten verstarkt und ausibt, um die im Forderprojekt dargelegten Ziele zu errei-
chen und darlber hinaus Uber gangbare Werkzeuge der Inklusion zu verfligen.

Aktionsbereich 2 ,,Job Opening“ — Arbeitgeber

Kontakten > Betriebsanalyse > Arbeitsort Betrieb> Zertifizierung >

» Aktivieren von Arbeit- * Beratung und Identifika- < Einbindung des betrieb- + Durchfihrung einer
gebern fir Beschaftigung  tion von geeigneten lichen Umfelds (Teil-)Zertifizierung
Praktikumsplatzen

» Perspektive Beschafti-
gung

ng einer breiten Arbeitgeberoffentlichkeit
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Das Projekt schafft durchldssige und nachhaltige Strukturen, die sich auf passgenaue
Angebote flr die Zielgruppen der Arbeitsuchenden und die passgenaue Forcierung der
Anspriche der Arbeitgeber konzentrieren. Dabei werden alle bestehenden Angebote in-
tegriert, fur den Projekterfolg bei Bedarf aber auch neu interpretiert.

Ubergeordnete Innovationen:
Die Koordinationsstelle ZusammenArbeit

steht fr Fragen rund um die Inklusion in das Arbeitsleben zur Verfiigung. Sowohl den
Vertretern der Wirtschaft als auch den Menschen mit Behinderung werden von hier aus
die entscheidenden Briicken in die neuen Projekte im Sinne des Foérderantrags, aber
auch in die bestehenden Angebote und Systeme gebaut. Um die Wirtschaftlichkeit des
Vorgehens zu sichern und keine unnétigen Verwaltungsstrukturen zu schaffen, wird die
Koordinationsstelle beim Projektpartner ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH, einem
erfahrenen und anerkannten Anbieter entsprechender Leistungen, angedockt. Insbeson-
dere wird von hier aus der Abgleich mit dem Integrationsfachdienst, zu dessen Gesell-
schaftern ACCESS gehdrt, dem Integrationsamt und der Arbeitsagentur gewahrleistet.
Diesen Institutionen wird die Mitgliedschaft im Beirat von ZUSA angetragen.

Die Koordinationsstelle sieht sich zugleich als Katalysator, mit dem die durchgeflhrten
MafRnahmen standig evaluiert und neuartige Qualifizierungsmalnahmen entwickelt wer-
den. Wirtschaftsunternehmen erhalten unburokratisch und auf direktem Weg Informatio-
nen und Unterstlitzung bei der Integration von schwerbehinderten Menschen in ihrem
Betrieb.

Innovationen fiir die Zielgruppe der Menschen mit Behinderung

Mit niedrigschwelligen, ausdauernden und in jeder Hinsicht individuell angepassten Mal}-
nahmen werden Menschen in Arbeit gebracht. Kern dieser MalRnahmen ist der Dreiklang
Aktivieren, Qualifizieren, Integrieren.

Neu ist vor allem das Modell, die bestehenden Strukturen der Werkstétten fur Menschen

mit Behinderung (WfbM) fir die Qualifikation der Zielgruppe in vollig neuer und innova-
tiver Weise zu nutzen.
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Mehrere Projektpartner haben sich bereit erklart,

passgenaue Qualifizierungsangebote in Werkstatten fir Menschen
mit Behinderung

anzubieten, mit denen die Aktivierungsphase erfolgversprechender gestaltet werden
kann. Hintergrund ist auch hier, das bestehende Raster der Angebote zu verfeinern. Zu-
gleich entsteht eine Synergie im System, indem die Werkstatten ihre Kompetenz nutzen
kénnen, um Beschaftigungsverhaltnisse im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten.

In dieser Interpretation sind die Werkstatten nicht Status Quo einer beruflichen Karriere,
sondern Wendepunkt fir eine nachhaltige Beschaftigungsmdglichkeit in der freien Wirt-
schaft.

Im Mittelpunkt des Projekts stehen mehrere neuartige Angebote der Qualifikation. Dabei
werden Unternehmen gewonnen, mit

mehrmonatigen Praktika

einen Einstieg ins Berufsleben zu erleichtern. Die standige Begleitung wahrend des Prak-
tikums, der dauernde Austausch mit den Arbeitgebern und die weitestgehende Anpas-
sung an sich bietende Chancen zeichnet dieses Praktikum aus.

Dieser Ansatz soll daflir sorgen, dass schwerbehinderte Menschen schneller in Betriebe
kommen und langer dort bleiben. Dies erhdht die Chancen deutlich, dass dauerhafte Be-
schaftigungsverhaltnisse geschaffen werden.

Im Einzugsbereich der Antragssteller haben sich bereits einige Unternehmen dazu bereit
erklart, solche Praktika anzubieten (siehe entsprechende ,Letters of Intent“ im Anhang).

Um die begonnene Integration in den Arbeitsmarkt auf keinen Fall abrei3en zu lassen,
konnte die Lebenshilfe Erlangen-Hochstadt mit ihrer Integrationsfirma INTEC gGmbH
daflir gewonnen werden,

gezielte Angebote der gemeinniitzigen Arbeitnehmeriiberlassung

zu entwickeln. Denn die Zeitrdume, in denen die Betroffenen arbeitsmarktnah sind, und
die Mdglichkeiten, den passenden Arbeitsplatz angeboten zu bekommen, stehen einer
nachhaltigen Integration oft im Weg. Das Instrument der Arbeitnehmeriberlassung kann
in diesem Kontext zum Turoffner werden und die Chancen deutlich erhdéhen, eine dauer-
hafte Beschaftigung im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten. Diese Initiative enthalt einen
Pilotcharakter, um einen zuséatzlichen Weg in den ersten Arbeitsmarkt zu eréffnen. Alle
Ergebnisse werden standig evaluiert.
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Innovationen in Richtung Wirtschaftsunternehmen und Organisationen:
Das Inklusionszertifikat

soll der Wirtschaft kiinftig ein Instrument zur Verfigung stellen, das ein Unternehmen als
besonders engagiert im Sinne der Inklusion kennzeichnet und im Wettbewerb herausra-
gend sichtbar macht. Wer sich der Inklusion verpflichtet, leistet einen besonderen sozial-
politischen Beitrag. Zugleich stellt das Zertifikat sicher, dass die Qualitadt der angebote-
nen Arbeitsplatze die Belange der Menschen mit Behinderung bertcksichtigt und sie in
ihren Mdéglichkeiten stetig fordert. Um das Inklusionszertifikat sowohl regional als auch
Uberregional auf eine breite Basis zu stellen, wird bei der Erarbeitung des Kriterienkata-
logs die Einbindung verschiedener Interessensgruppen und Experten angestrebt

Verkniipfung sozialer und wirtschaftlicher Netzwerke

Mit der Kommunikationsagentur Birke und Partner hat das Konsortium von ZUSA einen
Experten fur die zielgruppengerechte Ansprache gewinnen kénnen. Davon profitieren
Wirtschaftsvertreter und schwerbehinderte Menschen gleichermalen: Ob Fachkraf-
temangel, Corporate Social Responsibility oder Leichte Sprache — jede Gruppe hat an-
dere Interessen und Bedurfnisse, die fir eine erfolgsorientierte Kommunikation berick-
sichtigt werden missen.

Der Projektpartner Birke und Partner ist einerseits in Bezug auf die Eingliederung schwer-
behinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen ,fachfremd“ genug, um
in das Konsortium neue Perspektiven einzubringen, andererseits durch langjahrige Ar-
beit im Bereich Gesundheit und Soziales fir die speziellen Anforderungen dieses Be-
reichs ausreichend sensibilisiert, um einen nachhaltig wirksamen Dialog zum Thema In-
klusion flihren zu kénnen. Nicht zuletzt verfiigt die Kommunikationsagentur Gber gefe-
stigte Zugénge in die Wirtschaft und ein grof3es lokales und regionales Netzwerk aus
Fachmedien, Meinungsbildner_innen und Journalist_innen, das dem Projekt eine Pra-
senz in der Fach- und allgemeinen Offentlichkeit garantiert.

ZUSA — ZusammenArbeit
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
GGFA GGFA 11/024/2014/1

Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
Dem endgiiltigen Arbeitsmarktprogramm 2015 — Stand November 2014 - des Jobcenters wird zu-

gestimmt.

II. Begrindung

Anlagen: Arbeitsmarktprogramm 2015

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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l. Vorbemerkung

Das Arbeitsmarktprogramm 2015 wurde als Entwurf in den SGA und HFPA im Okto-
ber 2014 eingebracht. Die aus den Ruckmeldungen erhaltenen Anregungen wurden
in die nun aktuelle Version eingebracht. Diese liegt nun ebenfalls mit aktuellerem
Datenstand dem SGA zur Begutachtung und dem HFPA zur Beschlussfassung im
November 2014 vor.

. Rahmenbedingungen

Statistische Grundlagen

Die SGB ll-Arbeitslosenquote befindet sich in Erlangen auf einem relativ niedrigen
Niveau. Nach einem leichten Anstieg im Jahr 2014 kann im Herbst 2014 sogar ein
Ruckgang der SGB Il Arbeitslosen verzeichnet werden.

Der Erlanger Arbeitsmarkt bietet viel Potential fur qualifizierte Arbeitskréafte. Aufgrund
der geringen Industriearbeitsplatze im Helfer- und Anlernbereich ist ein deutlich ge-
ringeres Potential fir SGB Il Langzeitarbeitslose vorhanden.

Die Zielgruppe der Langzeitleistungsbezieher befindet sich in Verstetigung bis leich-
ten Erh6hung und bedarf einer besonderen Aufmerksamkeit.
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M1 11 11 12 12 12 12 12 12 13 13 13 13 13 13 14 14 14 14 14

Anm.: der starke Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit ab August ist saisonbedingt (Schulabgénger vor
Ausbildungsaufnahme, Ubertritte in weiterfihrenden Schule, MaRnahmenaufnahme etc.)

Weitere statistische Details sind im Jobcenterbericht der GGFA zu finden, der im
SGA vom 08.07.14 und im HFPA vom 23.07.14 mit dem Fokusthema Menschen im
SGB Il Bezug aufgelegt wurde. Der Jobcenterbericht fir den SGA am 11.11.14 und
den HFPA am 19.11.14 enthalt neben den aktuellen Statistiken das Fokusthema
Jugendliche im SGB |l Bereich.
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Zielgruppenstatistik
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Finanzielle Rahmenbedingungen

Regulére Mittel aus dem SGB Il Bundeshaushalt

Nach den massiven Kirzungen der letzten drei Jahre von 49% der Eingliederungs-
mittel (vor Umschichtung), ist im Jahr 2014 ein Niveau erreicht, das auch in 2015
fortgeschrieben wird. Die Zahl SGB Il Empfanger hat sich im 0.g. Zeitraum um nur
durchschnittlich 12% reduziert.

Erfreulicherweise konnten die Budgetansatze im Vergleich zum Entwurf des Arbeits-
marktprogramms vom September 2014 leicht erhdht werden. Durch die bundesweit
leicht gesunkene Zahl der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten kann aller Voraus-
sicht nach das kommunale Jobcenter der Stadt Erlangen mit einer kleinen Erhéhung
der Eingliederungsmittel rechnen. Dazu kommen Restmittel aus dem Jahr 2014, die
bundesweit verteilt werden.

Ausreichende Ausstattung des Verwaltungs-, Betreuungs- und Vermittlungs-
bereichs

Im Jobcenter der Stadt Erlangen besteht dariiber Einvernehmen, dass der behordli-
che Bereich fachlich geleitet mit ausreichend Personal ausgestattet sein muss. Es
besteht der Anspruch, dass dem SGB Il Antragsteller sowohl ein zuigig und fachlich
korrekter Leistungsgewahrungsprozess, als auch entsprechend ausreichende perso-
nelle Unterstiitzung bei der Aktivierung und Integration in den Arbeitsmarkt Giber das
Fallmanagement und die Personalvermittlung gewahrt wird.

Fur die Finanzierung dieser Rahmenbedingungen ist das Verwaltungsbudget bei
weitem nicht ausreichend. Die Kosten- und Tarifsteigerungen der letzten Jahre sind
weitgehend unberticksichtigt geblieben. Der Bund lasst ausdriicklich die Umschich-
tung von Eingliederungsmittel in den Verwaltungskostenbereich zu.

Darlber hinaus werden die beiden Maflinahmen, ,Kajak fiir Alleinerziehende® und

.Bedarfsgemeinschaftscoaching” unter dem Ansatz des spezialisierten Fallmanage-
ments ESF gefordert und kofinanziert aus dem Verwaltungstitel.
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Verwaltungstitel (VWT) Plananahme 2.874 T€
Ausgabereste VWT aus 2014 100 T€
Zwischensumme 2.974 T€
plus Umschichtung aus EGT 1.023 T€
VWT PlangroRe Gesamt 3.997 T€
Eingliederungstitel (EGT) Plananahme 1.920 T€
Ausgabereste EGT aus 2014 93 T€
Zwischensumme 2.013T€
minus Umschichtung in VWT 1.023 T€
Zur Verfugung stehender EGT 990 T€
plus 5% Uberplanung 49 T€
EGT- PlangrofRe Gesamt 1.039 T€

Die endgiltige Mittelzuweisung erfolgt per Eingliederungsmittelverordnung bis zum
Jahresende Zum Vergleich: im Jahr 2014 standen insgesamt 987 T€ EGT Mittel zur
Verfugung.

Zusatzliche Integrationsmittel

Die finanzielle Unterausstattung der Eingliederungsmittel wird durch folgende zusatz-
liche Mittel aufgestockt:

- Kommunale Mittel 208 T€
- Perspektive 50 plus 860 T€
- Drittmittel 176 T€
- Eigenerwirtschaftung der GGFA 70 TE
- Eigenmittel der GGFA 40 T€

Summe 1.354 T€

Somit stehen insgesamt 2,4 Mio. € zur Finanzierung eines Arbeitsmarktprogrammes
zur Verflgung. In dem MaRnahmenkatalog sind nicht die kompletten EGT Mittel ver-
plant. Als Option verbleiben bleiben 37 T€, falls der Inklusionsantrag keinen Zuschlag
erhalt, bzw. wenn aufgrund rechtlicher Anderungen Aktivitaten in Richtung der Erwei-
terung eines Sozialen Arbeitsmarktes aufgenommen werden kénnen.

Entwicklungsschritte zum Arbeitsmarktprogramm

Die in der Graphik dargestellten Faktoren und Einflussgrofien missen hierbei zu-
sammengefihrt werden. Die langjahrigen Erfahrungen der kommunalen Tochter
GGFA geben dazu die fachliche Grundlage.

Methodisches Vorgehen GGFA

‘ Analyse der Zielgruppen und deren Bedarfe H Arbeitsmarktanalyse und Potentiale ‘

. | ! |

‘ Ableitung der Integrationsstrategien und Instrumente ‘

| Lokale Ziele und Zielgruppen |

Bundes- und Landesziele ‘

l Jobcenterziele

‘ Finanzielle Rahmenbedingungen ‘

: !

| Priorisierungen und Justage des Instrumentensettings im lokalen Dialog |

! |

‘ ERGEBNIS: Instrumentenportfolio Arbeitsmarkprogramm 2015 ‘
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GGFA

Lokale Ziele

Aktivierung und Integration der besonderen Zielgruppen im SGB Il:

e Jugendliche, Altere (iber 50 und Alleinerziehende

e Langzeitleistungsbezieher und Aufstocker mit Einkommen

e Menschen mit Behinderung oder von Behinderung bedrohte
e SGB lI-Bezieher mit Migrationshintergrund

Erweiterung des Angebotes eines Sozialen Arbeitsmarktes

Ziele auf Bundes- und Landesebene

Ziele im Rahmen der Zielvereinbarung nach §48a SGB I

o Senkung der Kosten zum Lebensunterhalt K1 (Pauschalziel ohne Zielgrolie)
o Steigerung der Integrationsquote K2 (2014 Status Quo Erhalt)
o Reduktion des Langzeitleistungsbezugs K3 (2014 Reduzierung um 0,5%)

Die Ziele fur 2015 werden mit dem Land im Dezember 2014 ausgehandelt. Im SGA
und im HFPA des neuen Jahrs wird die dann abgeschlossene Zielvereinbarung vor-
gestellt.

Die Errichtung von Jugendberufsagenturen
Ziel im Koalitionsvertrag der Bundesregierung

Die Jugendberufsagenturen gelten als wegweisende Instrumente, um die Zusam-
menarbeit zwischen den Rechtskreisen des Sozialgesetzbuchs Il (Grundsicherung),
[l (Arbeitsforderung) und VIII (Kinder- und Jugendhilfe) zu verbessern. Sie sollen alle
an der beruflichen Integration beteiligten Institutionen organisatorisch zusammenfas-
sen und auf diese Weise sicherstellen, dass junge Menschen schnell und sicher un-
terstlitzt werden und niemand verloren geht. Zitat ,BIBB Good Practice Center 2014

Der Bund selbst macht keine inhaltliche festen Vorgaben und stellt keine zusétzli-
chen Mittel zur Verflgung. Es sind ausschlieBlich die Akteure vor Ort gefragt, dieses
Rahmenkonzept mit Leben zu fillen. Durch die bereits jetzt vernetzten und abge-
stimmten Aktivitdten des Jugendamtes im Rahmen der Jugendberufshilfe, des Stra-
tegischen Ubergangsmanagements, JAZ e.V., der Agentur fur Arbeit, der Mittelschu-
len und Berufsschule, und den Angeboten aus dem GGFA Jobcenterbereich und des
GGFA Tragerteils werden wesentliche Ziele dieses Konzeptes abgebildet und fur
2015 weiterentwickelt.

Die Tragerkonstruktion der GGFA AOR bietet dazu mit ihrem behordlichen Teil im
Jobcenter und ihrem Trégerteil sehr gute rechtskreisibergreifende Entwicklungs- und
Umsetzungsmaglichkeiten.

Ziele des kommunalen Jobcenters

e Erneut mindestens 1000 Integrationen im Jahr 2015 (Details siehe Mafl3nah-
menkatalog)

e Maximaler und bedarfsgerechter Einsatz und Ausschépfung der Bundes-
mittel zur Eingliederung

e Vermittlung aller aushildungsfahigen Jugendlichen in eine Ausbildung
e Bedarfsdeckende MalRnahmenangebote fur alle noch nicht ausbildungsféahi-
gen Jugendliche

e Weiterentwicklung und Erweiterung der Angebote im Ubergang Schule - Be-
ruf in Zusammenarbeit mit der ,Stabstelle Strategisches Ubergangsma-
nagement” und dem Jugendamt bei folgenden rechtskreisiibergreifenden
MaRnahmen - passend ins Rahmenkonzept Jugendberufsagentur:

- Ampel-Konzept an Mittelschulen zur Schulabgangssteuerung
- Jugend starken im Quartier
- Berufsvorbereitungsklasse
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e Einbeziehung der Erlanger Trager fur besondere Zielgruppen:

- Jugendwerkstatt Eltersdorf fur auRerbetriebliche Ausbildungsplatze
- Externe Trager fir Arbeitsgelegenheiten
- Projektantrag zur intensivierten Eingliederung und Beratung von schwer-
behinderten Menschen mit folgenden Projektpartnern:
e  Agentur fur Arbeit Flrth
Jobcenter Erlangen-Hdchstadt
Access Integrationsbegleitung
Lebenshilfe Erlangen
Soziale Betriebe der Laufer Muhle
Regnitz-Werkstatten der Lebenshilfe Erlangen
Intec gGmbH der Lebenshilfe Erlangen-H6chstadt
WAB Kosbach, Wabe e.V.
Birke und Partner (Projektkoordination / Redaktion Férderantrag)

e Sicherung der Drittmittelakquise (Beteiligung ESF-Bundesprogramme, ESF
Bayern, Bundesprogramm fir arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose)

Konzeptionelle Ziele fur 2015

Vertiefung der bereits sehr guten Zusammenarbeit mit kommunalen Trégern aus den
Bereichen der psychosozialen Beratung, der Drogen-, Sucht-, Jugend- und Familien-
beratung, der Schuldnerberatung und der Kinderbetreuung. Es ist das Ziel, ein ge-
meinsam abgestimmtes kommunales Konzept zu entwickeln.

1.  MalRnahmen- und Instrumente

Die MalRnahmen und Instrumente beruhen auf den rechtlichen Méglichkeiten die das
SGB Il mit seinen Zeilen vorgibt. Die nahezu 10 jahrige Erfahrung der GGFA AR in
der Konzeption und Realisierung von SGB Il MaBnahmen, die selbst oder von Dritten
durchgefuhrt wurden, bilden die Basis des folgenden MalRhahmenkataloges. Die
MaflRnahmen und Instrumente gliedern sich in folgende zwei Bereiche:

Angebote und MalRnhahmen fiir bestimmte Zielgruppen

- Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential

- Jugendliche und junge Erwachsene (U25)

- Alleinerziehende /Bedarfsgemeinschaften

- Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeintrachtigung
- Altere ab 50

- Migrantinnen und Migranten

- Arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende

Zielgruppenubergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage

- Vermittlungsbudget §44

- Eingliederungszuschuss

- Einstiegsgeld

- Berufliche Anpassungsqualifizierungen
- Reha-Malinahmen

- Eignungsdiagnostik

Notwendige, aber nicht finanzierbare Malinahmen

- Niederschwellige tagesstrukturierende MaRnahmen altersoffen fur Langzeit-
leistungsbezieher.

- Zurverfugungstellung eines deutlich htheren Angebots von Arbeitsgelegen-
heiten als wesentliches Angebot eines Sozialen, bzw. inklusiven Arbeits-
marktes.
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IV. MalRnahmenkatalog

GGFA

Angebote flr besondere Zielgruppen

Zielgruppe
Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze |Aktivierung |Integration
Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit der V\{erkakademlg. . S nach
. - ) Eingangsgesprache mit Profiling fur 500
Integrationen in Erwerbsarbeit Bedarf
Neukunden
. Bewerbungszentrum nach .
Ziele 2015 Unterstitzung im Bewerbungsprozef3 Bedarf 1500 siehe oben
- Neukunden mit Arbeitsmarktpotential unmittelbar Projekt Arbeltssuc','he (PAS?
: S : Bewerbungsunterstiitzung bei der .
nach einem Profiling in den Vermittlungsprozess . L 24 200 siehe oben
N Arbeitssuche als 6-wdchige
fuhren u
PrasenzmafRnahme
- 1000 Integrationen im Jahr 2015 Berufliche
- davon 100 Integrationen in Ausbildung Anpassungsqualifizierungen diverse
- Einbindung des Fallmanagements zur Steigerung |individuelle Qualifizierungsangebote (z.B. | nach | siehe unten | .
der Integrationen Fachkraft fur Sicherheit, Altenpflegehelfer, |gedarf| Alle Kunden siehe oben
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeforderung,
etc.) Externe Trager
Bestandskunden Personalvermittiung 157
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 228 T EUR (Eingliederungtitel=EGT) 1700 657
+215 T EUR (Verwaltungstitel=VWT)

* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schéatzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.
Zielgruppe

Jugendliche und junge Erwachsene (u25) geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze | Aktivierung | Integration
Jugend in Ausbildung
Vermittlung in Ausblldupg aus 60-80 100
. . . Abgangsklassen der Mittelschulen und
Verstetigung und Weiterentwicklung der .
Forderangebote fur junge Menschen (u25) Altbewerber // GGFA Verbundprojekt
Jugendwerkstatt Eltersdorf
gefdrderte Ausbildung Holzfachwerker 4 2 2
Externer Trager
Ausbildung zur Fachkraft
Ziele 2015 fur Kiichen-, Mébel- und Umzugshelfer im 1pro 3 2
Sozialkaufhaus Jahr
- Keiner darf verloren gehen CLEO
- Vermittlung aller ausbildungfahigen Jugendlichen |MaZnahme fir psychisch belastete 15 19 5
in Ausbildung Jugendliche
- Ausbildungmdglichkeiten fur besonders be- Last Minute
nachteiligte Jugendliche verstetigen und Nachvermittlung in Ausbildung der
ausbauen; Durchschnittlich sechs bis acht Schulabgénger im SGB II-Rechtskreis (nur| 15 15 5
geforderte Ausbildungsplatze (BaE)/Jahr werden [August/September)
eingerichtet
- Erhalt, Verstetigung und Ausbau sinnvoll Hauptschulabschluf
aufeinander abgestimmter Forderangebote fir Betreuung und Unterricht zum Nacholen
. . . N 15 35 0
besonders benachteligte Jugendliche im der externen Prifung
Ubergang Schule - Beruf
- Weiterentwicklung der Kooperation mit der Jugend Starken im Quartier
Jugendhilfe und der Stabsstelle Strategisches Kooperation mit Jugendhilfe zur 100 134 25
Ubergangsmanagement zur Angebotsentwicklung |rechtskreisunabhéngigen Férderung
im Sinne der Jugendberufsagentur benachteiligter Jugendlicher
. Berufsvorbereitungsklasse
- Fortfuihrung des Angebotes zum Nachholen des Verbundprojekt mit Jugendhilfe und 20 20-40 15
Hauptschulabschlusses
Berufsschule
- Einwerben von Férdermitteln tber Transit
Arbeitsmarktfonds, ESF Bayern und berufsvorbereitende MaRnahme 20 60 20
Bundesprogramme
Einstiegsqualifizierung (EQ)
Praktikum im Ausbildungsbetrieb 4 8 4
Externe Betriebe
ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)
.. 4 4 0
Externe Trager
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 227 T EUR (EGT) + 118 T EUR (kommunale Mittel) +
163 T EUR (BMFSF/JA) + 32 T EUR (Eigenmittel) + 45 T EUR (VWT) AL L
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GGFA

Zielaruppe
Alleinerziehende und Bedarfsgemeinschaften geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Kajak Erlangen
Coaching fur Alleinerziehende 40 50 6
Steigerung der Integration und Senkung des |Bedarfsgemeinschaftscoaching
Bestands von Langzeitleistungsbeziehenden |Coaching fir Bedarfsgemeinschaften zur
. N 40 75 14
Verbesserung der Arbeitsmarktnahe und
Beschéaftigungsaufnahme
Ziele 2015
- Nachhaltige Férderung Alleinerziehender.
Verbesserung der Teilhabemdglichkeit durch
Forderung der lebens- und berufspraktischen
Kompetenzen mit dem Ziel nachhaltig und stabil
einer Beschéftigung nachgehen zu kénnen.
Entwicklung arbeitsmarktrelevanter Flexibilitat.
(Kajak)
- Erhéhung von Integrationsmaglichkeiten in der
Forderung Langzeitarbeitsloser durch Fallarbeit mit
der gesamten Familie. (Bedarfsgemeinschaft)
- Fortsetzung der beiden Angebote nach dem
31.03.2015 durch Beteiligung am ESF Bayern
2014-2020
oraussichtlicher Mitteleinsatz: 67,5 T EUR (Europaischer Sozialfond = ESF) + 143 T EUR (VWT 125 20
Zielaruppe
Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeintrachtigung geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MafRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
JobAccess (Access)
Angebot fur behinderte max
Langzeitarbeitslose zur Forderung der 20 ' 6 2
beruflichen Integration (bis 31.03.2015)
Verstetigung und Weiterentwicklung Externer Trager
zielgruppengenauer Angebote zur Jobclearing (Access)
Verbesserung der Integrationsfahigkeit 4-monatige Statusiberprifung und
Perspektivenentwicklung fir den 18 18 0
Arbeitsmarkt / Einzelfallberatung und
Coaching (2-3 Durchlaufe)
Externer Trager
In Planung: Inklusionsantrag Erlangen
Ziele 2015 (Laufzeit 01.03.2015 - 31.03.2018)
Externe Trager
- Aktivierung von 50 psychisch Beeintrachtigten,
Behinderten oder von Behinderung bedrohten
Menschen bei Mal3nahmetragern mit
Zielgruppenaffinitat
- Ubergang von 20 SGB II-Kunden mit fraglicher
Erwerbsfahigkeit in adaquate Hilfesysteme —
Sozialgeld SGB 11, SGB XII
- Fachliche Ziele: Strategieentwicklung zur
Integration (z.B. fur Kunden mit GdB), Erlernen
einer arbeitsmarkttauglichen Tagesstruktur,
Berufswegeplanung, berufliche Neuorientierung,
krankheitsangepasste berufliche Perspektiven
entwickeln
- Beteiligung am Programm der Bundesregierung
zur Intensivierten Eingliederung und Beratung von
schwerbehinderten Menschen (Inklusionsantrag
Erlangen)
- Sicherung der bestehenden Angebote
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (EGT) + 1,6 Mio Inklusion fir die gesamte Region 24 2
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Zielgruppe
Altere / ab 50-jahrige geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen [Platze [ Aktivierung [Integration
Fortschreibung der Integrationen von 133 und [MaBnahmen fiir arbeitsmarktnahe Kunden
damit zur Senkung des Bestandes an Bewerbungszentrum 50plus — nach
Langzeitarbeitslosen beitragen Vermittiungsunterstiitzung Bedarf 350 0
arbeitsmarktnaher Kunden
Mini-/Midijob
Ziele 2015 Coaching zur Ve_rmi_ttlungsur?.terstijtzung 15 30 6
von Personen mit eingeschrankter
Leistungsféhigkeit
- Integrationen in sozialversicherungspflichtige Zielgruppenspezifische nach
Arbeitsverhaltnisse / Zielvereinbarung BMAS: 133 . . 120
) Arbeitsvermittiung Bedarf
Integrationen
MaRnahmen zur Unterstiitzung der
Arbeitsaufnahme -
Eingliederungszuschuss, nach | siehe unter siehe oben
Vermittlungsbudget, Einstiegsgeld, Bedarf| Alle Kunden
Kurzqualifizierung
Externe Trager
MaRnahmen fir arbeitsmarktferne Kunden
- Aktivierungen von arbeitsmarktfernen Kunden Jobcafe
durch modulare Aktivierungsangebote / offenes Angebot fir Gesundheit, nach
Zielvereinbarung BMAS: 160 Kunden werden mit  |Ehrenamt und Jobrecherche Bedarf 160 3
mindestens 25 Stunden pro Jahr und pro Kunde
aktiviert
Aktivwochen
Gruppenangebot zur Entwicklung 120 120 0
eigenstéandiger Teilhabe
- Vorbereitung der Uberfilhrung der 50plus- AGH Fund- und Bahnhofsfahrrader
Ansétze in das Regelgeschaft ab 2016 und das Besetzung durch 50plus inkl BSD 7 17 2
neue ESF-Programm fiir Langzeitarbeitslose
AGH extern - Besetzung durch 50plus 3 6 1
Einzelcoaching (Sozialscout) nach
bedarfsorientierte individuelle Begleitung |Bedarf 40 2
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 860 T EUR (Sonderprogramm Perspektive 50 plus) 723 134
Zielaruppe
Migrantinnen und Migranten geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Sonderprojekt Migrajob
Beratung zur Anerkennung auslandischer 75
Sicherung der Aktivierung und Eingliederung |Berufsabschliisse
von Migrantinnen und Migranten Integrationskurse und
nach
berufsbezogene Sprachkurse 92
« Bedarf
Externe Trager
generelle Inklusionsstrategie:
Ziele 2015 aII_e angebotgpen MaRnahmen sind fur
Migranten gedffnet
Intern wie Externe Trager
- Erhéhung der Integrationen durch Anerkennung
auslandischer Berufsabschlisse
- Fortfihrung der Strategie den Anteil von
Migranten in allen MaRnahmeangeboten zu
stabilisieren bzw. zu erhéhen und individuelle
Unterstiitzungs-leistungen anzubieten
- Unterstiitzung des Besuchs von
berufsbezogenen Sprachkursen
- Akquirierung von Bundesmitteln zur Fortsetzung
der Beratungstatigkeit im bisherigen Umfang
- Kooperation und Zusammenarbeit mit den
mal3geblichen Akteuren der Migrationssozialarbeit
und Migrantenselbstorganisationen vertiefen
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (Bundesprogr. IQ-Netzwerk) + 8 T EUR (Eigenmittel) 92
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Zielgruppe
arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MafRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Verstetigung und geringer Ausbau der Anzahl |AGH Fund- und Bahnhofsfahrrader 9 23 3
der Arbeitsgelegenheiten (AGH) AGH Sozialkaufhaus 5-6 23 4
AGH Externe Einsatzstellen
Ziele 2015 (bei zwei Platzen mit Betreuung vor Ort 18 20 2
geplant)
- Hinfuhrung an den Arbeitsmarkt, Erkennen von Betrieblicher SOZIaIdI?nSt (BSP) ) .
N ap s . Betreuung der AGH- Teilnehmer in den 15 siehe oben 0
Fertigkeiten und Fahigkeiten, Inklusion . .
Einsatzstellen intern
- Ausbau des Platzangebotes bei externen
Tragern besonders fir Frauen im
Langzeitleistungsbezug
- Beteiligung am neuen ESF-Bundesprogramm fiir
arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose
Leistungsberechtigte im SGB |1
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 191 T EUR (EGT) 66 9
Zielgruppenubergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage
Zielgruppe
Alle Kunden geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen (nur Externe Trager) Platze [ Aktivierung | Integration
Vermittlungsbudget nach §44
Leistungen zur Anbahnung oder Aufnahme
einer sozialversicherungspflichtigen KA. moglich 0
Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit |Beschéftigung (z.B. Bewerbungskosten, o
der Vermittlungen in Erwerbsarbeit Fahrtkosten,...) c
Q
Eingliederungszuschuss g 1
Lohnkostenzuschuss fiir Arbeitgeber c
Einstiegsgeld 2
Ziele 2015 Zuschuss fur Leistungsberechtigte bei § 23
Arbeitsaufnahme oder Selbststandigkeit o
Berufliche §
- Kundengerechter und wirtschaftlicher Einsatz der A.npass.u n.g.squa||f|2|erungen 2
. diverse individuelle S
Instrumente Vermittlungsbudget, e ot
- e Qualifizierungsangebote (z.B. & 178 0
Eingliederungszuschuss, Einstiegsgeld und P . S
Berufliche Anpassungsqualifizierungen Sprachkurse, Fachkraft fir Sicherheit, 8
Altenpflegehelfer, Fahrerlaubnis zur -
Fahrgastbeférderung, etc.) g
Reha-MaBnahmen <
individuelles Angebot fir Reha-Kunden in 6 5
Einzelfallférderung
Eignungsdiagnostik 0
Uberprufung der Arbeitsfahigkeit
Existenzgrindungsberatung 40 4
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 322 T EUR (Eingliederungtitel) 224 42%*

* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schatzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.
** diese Integrationen sind bereits in den Neukunden der Werkakadmie und den Bestandskunden der Arbeitsvermitllung enthalten

Gesamtzahlen der Integrationen und Aktivierungen im Vergleich

Aktivierung Integration
Gesamtzahl der Integrationen in 2015 (geplant) 3744 1000
im Vergleich in 2014 (Stand 31.08.2014) 3464 684
in 2013 3164 1044
in 2012 2663 1008

Steigerungen der Aktivierungen durch Werkakademie und Bewerbungszentrum
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STADT ERLANGEN

GGFA

V. Schlussbetrachtungen

Auch fir das Jahr 2015 kann ein noch viele Zielgruppen erreichendes Arbeits-
marktprogramm aufgelegt werden. Die finanziellen Einschnitte bei den Bundesmit-
teln lassen jedoch komplexe und kostenintensive Maf3nahmen im weiteren Umfang
nicht mehr zu.

Ein wichtiger Hebel fur eine bessere finanzielle Ausstattung wéare die Benachteili-
gung aufzuheben, die durch den Verteilalgorithmus der Eingliederungsmittel (regio-
naler Problemdruckindikator) zu Lasten der Bundeslander mit geringen SGB Il Zah-
len entsteht.

Die von der Bundesministerin Frau Andrea Nahles beim Tag der Jobcenter am
16.09.2014 in Berlin angekundigte Initiative zur Inklusion von sehr marktfernen
arbeitsfahigen SGB Il Beziehern wird mit gro3en Erwartungen begleitet. Diese be-
sondere Zielgruppe macht in Erlangen einen grof3en Anteil bei den SGB Il Empfan-
ger aus. Ein inklusiver Arbeitsmarkt muss mit zusatzlichen Mitteln und einer SGB I
Gesetzesreform ausgestattet werden, wenn dieser ein tragfahiges Instrument wer-
den soll.

Pravention zur Vermeidung des SGB Il Bezugs ist ein wesentlicher Programm-
punkt. Dazu gehdren die Bildungs- und Teilhabeaktivitaten der Sozialhilfeverwal-
tung, wie die trageriibergreifenden Aktivitaten der GGFA im Ubergang Schule Be-
ruf. Dies in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, JAZ ev., dem strategischen
Ubergangsmanagement, den Mittelschulen, der Berufsschule und der Agentur fiir
Arbeit. Auch wenn die im Koalitionsvertrag vorgesehene Jugendberufsagentur in
Erlangen sich nicht raumlich an einer Stelle befindet, werden die bereits vorhande-
nen und fur 2015 vorgesehenen Jobcenter und GGFA Aktivitdten wesentliche An-
gebote einer Jugendberufsagentur darstellen.

Das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur durch vernetztes lokales Han-
deln in der Stadt und in der unmittelbaren Metropolregion bewaltigt werden:

e Der Arbeitskreis mit Akteuren aus Stadt und Landkreis, entstanden zur Er-
stellung eines Projektantrags fur ein Inklusionsprojekt, hat den Anspruch
langfristig an dem gemeinsamen Ziel zu arbeiten, rechtskreistiberbegrei-
fend Menschen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt zu fuhren.

e Wenn die sehr notwendige und wiinschenswerte Initiative fir einen inklusi-
ven sozialen Arbeitsmarkt kommen sollte, wird die Umsetzung nur unter
Einbindung aller kommunalen Partner und karitativen Einrichtungen maog-
lich sein.

e Der Runde Tisch zur nachhaltigen Reduzierung der Langzeitarbeitslosig-
keit im Arbeitsagenturbezirk Furth wird eine gute Plattform darstellen, in ei-
nem vernetzten Kontext aktiv zu werden und gemeinsame Programme zu
finden. Das kommende ESF Bundesprogramm flir Langzeitarbeitslose, das
mit Betriebsakquisiteuren und Coaches auf die direkte Integration in den
Arbeitsmarkt zielt, hat das Potential einen Teil unserer 50plus Integrations-
kompetenz in die ndchsten Jahre zu fuhren.

e Fir 2016 ff ist vorgesehen, die Angebote des 50plus Projektes fiir die Ziel-
gruppe der Langzeitarbeitslosen altersoffen zu 6ffnen. Die neuen Raume in
der Alfred Wegenerstral3e konzentrieren die Beratungs- und Vermittler BU-
ros auf einem Flur, mit Jobcafe und kleinem Werkstattbereich und sind
hervorragend fir diese Aufgabenstellung geeignet.
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gramm mit Licken
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Berlin kindigt In-
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markt an

Pravention als eine
zentrale Aufgabe

Bausteine der Ju-
gendberufsagentur
stehen

Vernetztes Handeln
vor Ort

Projektgruppe In-
klusion langfristig
aktiv

Sozialer Arbeits-
markt von vielen
Schultern zu tragen

Runder Tisch im
Arbeitsamtsbezirk
Furth als Katalysa-
tor zur Bekampfung
der Landzeitarbeits-
losigkeit

Zentrum fir Lang-
zeitarbeitslose am
Entstehen



sorenimcen GGFA,

Verzeichnis von SGB Il - Abktrzungen

abH
AGH
AMF
AVGS
AZ
BAE
BgA
BG-Coaching
BMAS
BSD
BWz
CLEO
EGT
EGZ
eLB
EQ
ESF
FBW
FK
FM
GdB
Guv
HFPA
Kdu
KFA
LfU
MA
MAE
MB
Migrajob

pPAP
PAS
PAV
Sz
SKH
STMAS
TN
TZ
u25
VWT
VZA

ausbildungsbegleitende Hilfen
Arbeitsgelegenheiten

Arbeitsmarktfonds

Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein
Arbeitszeit

Berufsausbildung in auf3erbetrieblichen Einrichtungen
Betrieb der gewerblichen Art

Coaching von Bedarfsgemeinschaften
Bundesministerium Arbeit und Soziales
Betrieblicher Sozialdienst
Bewerbungszentrum

Coaching fur lernen, erleben, organisieren
Eingliederungstitel
Eingliederungszuschuss

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte
Einstiegsqualifizierung

Europdischer Sozialfonds

Forderung der beruflichen Weiterbildung
Fahrtkosten

Fallmanagement

Grad der Behinderung

Gewinn- und Verlustrechnung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Kosten der Unterkunft

Kommunaler Finanzierungsanteil
Leistung flr Unterkunft

Mitarbeiter
Mehraufwandsentschadigung
Mittagsbetreuung

Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung
auslandischer Abschlusse

Personlicher Ansprechpartner

Projekt Arbeitssuche

Personal- und Arbeitsvermittlung
Selbstinformationszentrum
Sozialkaufhaus

Bay. Staatsministerium fur Arbeit und Sozialordnung
Teilnehmer/in

Beschéaftigung in Teilzeit

unter 25-Jahrige

Verwaltungstitel

Vollzeitaquivalent
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/013/2014

EinfUhrung eines Erlangen Passes

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 02.10.2014 O Einbringung zur Kenntnis genommen
Sozial- und Gesundheitsausschuss 02.10.2014 O Einbringung zur Kenntnis genommen
Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten

Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 1911.2014 © Gutachten

schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fr
bedurftige Burgerinnen und Birger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den beguinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Vergiinstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen ermdglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Vergiinstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergunstigungen und ErmaRigungen fiir Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemalinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Gber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.

5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fir Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermdglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.
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II. Begrindung
1. Bisherige MaBnahmen zur Armutsbek&mpfung in Erlangen

Die bisherigen Bemuhungen der Stadt zur Armutsbek&dmpfung umfassten folgende MaRnahmen
und sind vor allem auf den Erwerb von Qualifikationen, die den Zugang zum Arbeitsmarkt erleich-
tern, ausgerichtet. (freiwillige Schulbeihilfe seit 2007, kostenloses Mittagessen in Schulen und
Kita's seit 2008, Griindung des Sonderfonds gegen Armut und Obdachlosigkeit in Erlangen seit
2010, organisieren einer besonders intensiven Inanspruchnahme von Bildungs- und Teilhabeleis-
tungen seit 2011, Modellversuch Lernforderung seit 2012, OPNV-ErmaRigung seit 2013)

2. Einfihrung des Erlangen Passes

Der Erlangen Pass erganzt diese Leistungen und ist auf die Teilhabe der Menschen am gesell-
schaftlichen Leben der Stadt ausgerichtet. Die Ausgabe eines Erlangen Passes soll zum einen den
Nachweis der Berechtigung erleichtern, bestimmte ErméafRigungen und Vergiunstigungen in An-
spruch nehmen zu kénnen. Das Vorzeigen eines handlichen Erlangen Passes ist einfacher in der
Handhabung, als den jeweiligen Sozialleistungsbescheid vorzeigen zu missen. Zum anderen ist
mit der Ausgabe eines Erlangen Passes zu erwarten, dass gerade wegen dieser erleichterten
Handhabung die entsprechenden Vergunstigungen haufiger als bisher von den berechtigten Per-
sonen in Anspruch genommen werden. Dadurch wird bedurftigen Personen in der Stadt Erlangen
eine intensivere Teilnahme und Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und sportlichen Leben
in der Stadt ermdglicht.

3. Berechtigte Personengruppen

Zum Erhalt eines Erlangen Passes sollten folgende Personengruppen berechtigt sein:

e ALG Il Bezieher (ca. 4.600 Personen)

e Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 4. Kapitel SGB XIlI
(derzeit ca. 550 Personen)

o Empfanger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kapitel SGB XII (derzeit ca. 70
Personen)

e Wohngeldempfanger (derzeit ca. 600 Personen)

e Empfanger von Kinderzuschlag nach § 6a BKGG (liberwiegend gleichzeitig Wohngeldemp-
fanger)
Asylbewerber (derzeit ca. 600 bis 700 Personen)

e Empfanger von Kriegsopferfursorge (derzeit 1 Person)

4. Gestaltung des Erlangen Passes

Nach dem Vorschlag der Verwaltung — und in Anlehnung an Format und Gestaltung der in den
Nachbarstadten gebrauchlichen Nirnberg Passe und Firth Passe — sollte auch der Erlangen Pass
ein kleines, handliches Format haben und auf Karton gedruckt sein (ein Gestaltungsvorschlag in
Originalgrol3e ist als Anlage beigefiigt). Vor der Ausgabe ist durch die Erlangen Pass-Stelle Name,
Anschrift, Geburtsdatum und Geltungsdauer auf dem Erlangen Pass einzutragen. Da der Erlangen
Pass kein Passbild enthalten soll, ist er generell nur zusammen mit einem giiltigen Ausweisdoku-
ment nutzbar. Die Gultigkeitsdauer des Erlangen Passes sollte generell mit der Geltungsdauer des
jeweiligen, zu Grunde liegenden Sozialleistungsbescheides Ubereinstimmen — max. jedoch ein
Jahr. Die Ausgabe des Erlangen Passes erfolgt generell kostenfrei. Eine Ausstellung eines Zwei-
texemplars, z.B. bei Verlust, erfolgt nicht.
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5. Notwendigkeit einer zentralen Erlangen Pass-Ausgabestelle

Um einer Mehrfachausgabe oder um Missbrauch vorzubeugen, ist es notwendig die Ausgabe
samtlicher Erlangen Passe zentral zu registrieren.

Daruber hinaus ist mit dem Konzept des Erlangen Passes die Notwendigkeit umfangreicher Aktivi-
taten zur Bewerbung des Erlangen Passes, zur Akquirierung neuer und zusatzlicher Ermafigun-
gen und Vergunstigungen bei 6ffentlichen und privaten Anbietern, zur Erstellung von umfangrei-
chem Informationsmaterial Gber die bestehenden Erméafigungen und Verginstigungen, zur haus-
haltstechnischen Verbuchung anfallender Kosten, zur Erstellung von Statistiken sowie zur Bericht-
erstattung tber Umfang und Entwicklung der Inanspruchnahme des Erlangen Passes fiir die stad-
tischen Gremien verbunden.

Dies alles ist nur leistbar, wenn eine neue, zentrale Erlangen Pass-Stelle eingerichtet und mit dem
notwendigen Personal ausgestattet wird.

6. Erforderliche Ressourcen

Nach Auffassung der Verwaltung erfordert eine solche zentrale Passausgabestelle die Einrichtung
von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7), die Einrichtung von zwei Arbeitsplatzen sowie ange-
messene Sachkosten (geschéatzt: 20.000 €). Fir die bereits bisher bestehenden Ermafigungen
und Verginstigungen bei stadtischen Einrichtungen und stadtischen Veranstaltungen sind keine
zusatzlichen Haushaltsmittel erforderlich, da diese bereits bisher von den jeweiligen Amtsbudgets
getragen werden. Neue Ermafigungen und Angebote werden auch zunachst aus den jeweiligen
Amterbudgets getragen. Die bereits bisher geltenden OPNV ErmaRigungen sind durch das beste-
hende Amtsbudget des Sozialamtes abgedeckt.

Anlagen: 1. Muster Erlangen-Pass
2. Auflistung der bisherigen Verginstigungen fiir bedirftige Personen bei stadti-
schen Einrichtungen und Veranstaltungen

Abstimmung
Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 02.10.2014

Ergebnis/Beschluss:

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fur
bedurftige Burgerinnen und Burger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den begtinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Verglnstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen erméglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Verginstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergunstigungen und ErmaRigungen fiir Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemaflinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Gber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.
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5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fiir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fir Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu erméglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.

zur Kenntnis genommen

gez. Dr. Preul3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 02.10.2014

Ergebnis/Beschluss:

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fur
bedurftige Burgerinnen und Burger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den begtinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Verginstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen erméglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Vergiinstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschéaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergiinstigungen und ErmaRigungen fur Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemaflinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Uber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.

5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fur Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermdglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.

zur Kenntnis genommen

gez. Dr. Preul3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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StraBe/Hausnr.

PLZ/Ort

Geburtsdatum Giiltig bis

Der Erlangen-Pass ist nur giiltig in Verbindung mit dem Personalausweis, Pass,
Kinder- oder Schiilerausweis. Der Erlangen-Pass ist nicht iibertragbar.



Vergunstigungen

Stadtkdmmerei
e Hundesteuer; Antrag auf Teilerlass (max. 50%)
¢ Verglnstigung ab Monat Antragstellung; jedes Jahr neuer Antrag erforderlich
e mtl. 4 €/ max. 48 €
e SGB Il 0. SGB Xll Leistungen, sowie Personen die einkommensmaRig gleichstehen

Kunstpalais
¢ Kinder unter 6 Jahre, Begleitpersonen behind. Menschen ,B* freier Eintritt
e Kinder 6 — 14 Jahre 1 Euro
e Jugendliche 14 — 18 Jahre, Schiler/Studenten (Ausweis) 2 Euro
e SGB I, SGB XlI, Wohngeld, Asylbewerber,
Berufsaushildungsbeihilfe, Bundesausbildungsférderungsgesetz 2 Euro
e Senioren ab 65 Jahre, behinderte Menschen ab 70% Behinderung 2 Euro
e Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre 4 Euro
¢ Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre 8 Euro
e Jahreskarte (fir Gruppe ErméRigung 2 Euro) 12 Euro

Stadtteilzentren und Abenteuerspielplatze

Stadt.

Vortrage 3-5 € (Ermafigung 30-60% =)

Kurse bis zu 100 € (ErmaRigung 20%)
Konzerte 10-17 € (Ermafigung 20%)

Schiler, Studenten, SGB I, SGB XII,
begriindete Einzelfalle, (Rentner generell nicht)

Sing- und Musikschule

Musikschulentgelt
mind. 1 Kind angemeldet, Ermafigung ab
o zweites Kind 34%
0 drittes Kind 50%
o viertes Kind 55%
o fiunftes Kind 100%
monatliches Einkommen unterhalb doppelter Regelsatz SGB Il, SGB XIlI
o auf Antrag ErméaRigung 25%, 50%, 75%, 100%
Schiler, Studenten, Auszubildende
o ErmaRigung 20%
Bildungsgutscheine werden angenommen
Jahrliche Verwaltungszuschlag (20€ pro Kind) immer zu entrichten
(keine ErmaRigung, kein Bildungsgutschein)

Stadtbibliothek

Jahresgebihr Kinder u. Jugendliche bis 18 Jahre kostenfrei
Jahresgebiihr Schiler, Studenten, SGB II, SGB XII,
Wohngeld, Asylbewerber, BAf6G, Berufsausbildungsbeihilfe 8 Euro

Veranstaltungen: individuelle Preisfestlegung,
ermafigte Preise flr 0.g. Personengruppe
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Volkshochschule

e Kurse, Veranstaltungen
e ermaligter Betrag fur SGB II, SGB XII, Wohngeld,
Berufsausbildungsbeihilfe, Bundesausbildungsférderungsgesetz,
Asylbewerber, FSJ, FOJ, BFD, Au-pair ca. 56 Euro

Theater

e Kauf von Theaterkarten
e ermaliigte Betrage
o0 Kategorie 1: 13,5 €
o0 Kategorie 2: 11,50 €
o Kategorie 3: 9,00 €
o Kategorie 4: 3,00 €
0 Garage: 7,00 €
e SGB I, SGB XII, Asylbewerber, Schwerbehinderte und deren Begleitung

Stadtmuseum
e Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt
e Kinder zwischen 6-14 Jahren 1 Euro

¢ Jugendliche 14-18, Schiler, Studenten, Senioren ab 65,
behinderte Menschen ab 70% Behinderung, SGB I, SGB XII,
Wohngeld, Berufsausbildungsbeihilfe, Asylbewerber

Bundesausbildungsforderungsgesetz 2,50 Euro
Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre 4 Euro
e Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre 8 Euro

Kulturprojektbiro

e Personengruppe: Schiiler, Studierende, Azubis, BFD, FSJ, FOJ, SGBII,
SGB XIl, Asylbewerber, Schwerbehinderte ab 50% + Begleiter

¢ Figurentheater-Festival
0 Normalpreis 5-24 € (durchschnittlich 32,09 % Ermafigung = ca. 3,40€-16,30€)
o Festivalkarte 9,90 € (20% = 7,92 €)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

o Poetenfest
0 Normalpreis 5-10 € (durchschnittlich 21,34 % Ermafigung = ca. 3,93 €-7,87 €)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

e Comic-Salon
o Normalpreis Tageskarte: 9 €/ Dauerkarte 24 €

o Kinder unter 6 Jahre freier Eintritt
o Kinder 6-14, Tageskarte 6 €
Schwerbehinderte (ab 50%) + Begleitperson Dauerkarte 16 €

0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

o Weitere Abendveranstaltungen
o0 Normalpreis 6-15 € (durchschnittlich 31,67 % Ermafigung = ca. 4,10€-10,25€)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

Stadtjugendamt
¢ ErmaRigung bei Gebiihren fur Kindergarten fir bedirftige Blrger
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Sportamt

SGB II, SGB Xll, Schiller ab 18 Jahren, Studenten, Azubis, Schwerbehinderte
Einzelkarte 3,30 € (Normalpreis 3,80 €)

Zehnerkarte 28 € (Normalpreis 33 €)

25er Karte 65 € (Normalpreis 75 €)

Saison 75 € (Normalpreis 100 €)
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/021/2014

Haushalt 2015;
Budget 2015, Stellenplan 2015, Arbeitsprogramm 2015
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20

. Antrag

1. Dem Ergebnishaushalt 2015, dem Investitionshaushalt 2015 und dem Stellenplan 2015 des Am-
tes fir Soziales, Arbeit und Wohnen wird — unter Beriicksichtigung der zuvor beschlossenen Ande-
rungen — zugestimmt. Die endguiltige Beschlussfassung erfolgt durch den HFPA und durch den
Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 des Arptes fur Soziales, Arbeit und Wohnen wird — unter Beriick-
sichtigung der zuvor beschlossenen Anderungen — inhaltlich beschlossen

. Begriindung

Anlagen: 1. Ubersicht tiber die Produkte des Sozialamtsbudgets
2. Doppischer Haushaltsentwurf 2015 fir das Sozialamtsbudget
3. Budgetdokumentation 2014/2015 der Kammerei
4. Entwicklung des Sozialamtsbudgets seit 2008 und
Erlauterungen zu den Haushaltsunterlagen 2015
5.1. Zuschussbedarf, bzw. Uberschuss 2011-2015
5.2. Mehrjahrestbersichten zu den einzelnen Produkten
des Sozialamtsbudgets 2012 bis 2015
6. ,Abstimmungsfahrplan® fiir die Anderungsantrage zum Haushalt 2015
7. Antrage zum Stellenplan 2015 fur das Sozialamt
8. Arbeitsprogramm 2015 des Sozialamtes
9. Kopien der Fraktionsantrage zum Haushalt 2015

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Haushalt 2015

Amt fur Soziales,
Arbeit und Wohnen

SGA-Beratungen zum Haushalt 2015
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Ubersicht tiber den Inhalt

Inhaltstbersicht
Ubersicht tiber die Produkte des Sozialamtsbudgets

Doppischer HH-Entwurf 2015
fur das Sozialamtsbudget

Budgetdokumentation 2014/2015 der Kammerei

Entwicklung des Sozialamtsbudgets seit 2008 und
Erlauterungen zu den Haushaltsunterlagen 2015

Mehrjahrestbersicht zu den einzelnen
Produkten des Sozialamtsbudgets 2012 bis 2015

»YAbstimmungsfahrplan® fur die
Anderungsantrage zum HH 2015

Antrage zum Stellenplan 2015 fur das Sozialamt

Arbeitsprogramm 2015 des Sozialamtes

Kopien der Fraktionsantrdge zum HH 2015
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Kostentrager / Produkte des Sozialamtes

3 Soziales und Jugend

311  Grundversorgung und SGB XII
3111 Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kap. SGB XIlI
3112 Hilfe zur Pflege, 7. Kap. SGB XII
3114 Hilfen zur Gesundheit
3115 Hilfen zur Uberwindung besonderer Schwierigkeiten
3116 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 4.Kap. SGB XII

3119 Verwaltung Sozialhilfe

312  Grundsicherung nach SGB I
3121 Leistungen fur Unterkunft und Heizung
3122 Eingliederungsleistungen Kommune
3123 einmalige Leistungen Kommune
3124 Alg Il — Leistungen Bund
3125 Eingliederungsleistungen Bund
3126 Bildungs- und Teilhabeleistungen im SGB I

3129 Verwaltung SGB II

313  Hilfen fur Asylbewerber, Flichtlinge
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315 Bereitstellung / Betrieb sozialer Einrichtungen

3151-1 Sozialzentrum Drycedern

3151-2 Einrichtungen fur Senioren (Altenhilfe)
3154-1 Ubernachtungsheim Wohrmiihle
3154-2 Verfigungswohnungen

321 Kriegsopferfursorge, Bundesversorgungsgesetz

331 Forderung der Wohlfahrtspflege

345 Bildungs- und Teilhabeleistungen in anderen Rechtskreisen

3451 Bildungs- und Teilhabeleistungen

3459 Verwaltung Bildung und Teilhabe

351 sonstige Soziale Hilfen und Leistungen

352 Wohngeldverwaltung

4121 Gesundheitseinrichtungen

5221 Wohnen und Bauen
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Q5 -221-

Verw.-entwurf 2015 n. Organisation

!i Amt f. Soziales, Arbéit u. Wohnen (50): Sachmittelbudget n. Kontengruppen
| Stadt Erlangen y
|
! Nr. Bezeichnung ‘ Plan 2013 - Lvorl Ist 2013 ! Plan 2014 + unterahr, = var. [st 201-:—( Plan 2015
f #fdHH) | Anderungen | Gesarmtmurts] {Entwurf)
[ 2014
(21300 |Aufk BuB-/Verwamudgsgeider 5387 | 12831 2
| rexxs Zuschusse 1. Ifd. Zwecke -1192 ; i -1.300
A14¥K7 Personalkcstenzuschusse |
a0 | Leistungsbeteiligung Bund -23.068364] 17780118 -22.985 800 -22385300) -11.031801 -23.130700
A2RAXA (Ersatz soz. Leisiungen,Transferertrage (1O T -216000 -677.014 -216.000 -216.00¢) ~444 335 -212 GGE
;’42)(}’3{)( Ersatz soz. Laistungen/T ransferertrage (T -665.300] -809.593 -442 000/ ! 442000 ~404 664 -356.00(3
43XKXX | Gabifren [OR), Tweckgeb. Abgaten -559.5 -575,366 -559.500 -559 500 -410791 -559.500) !
?zumcx | Privatrechtiiche Leistungsentgelte | -2680 -78,924 -26.800 -26 800) -55.003 26800 '
;d»%)l;ﬂ Kostenerstatiungen/-umlagen -6749.100(  -83i9.265f  -8.488100 84881001  -5.318577 -11512600
| 248Kz lPersnnaﬂcsstemrnﬂtungen -33437 -12100 -12100 -358
L45006c, || Weevs sanetl e Ertrage -1.50 -365. 242!
:48XXXX Ertrége ausilv -4.934 ~500]
14900 Periadenfremde Ertrage - -B.BES -3724.3585 -352.172 Gl
l SUMME ERTRAGE -31.293.928 -28.612.099 -32.720.300 -32.730.300 -18.388.234 -35.7;@
| SOXAXX sonstige Beschafrigre {Budget) 48.000 48.000 <8000 1243 48000
j gzlxxx Unterhalt d, Grundstiicke u Bauten 122.000/ 12068 122000 122,000, 156103 109,806
I S22K%x Unterhatt des Vermdgens 8600 13733 8.600 86001 28139 8600
[ 5230 | Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 655,600/ 763.325| 653,600 659,600 511803 827600
é 524XX% | Bewintschafiung Grundsticke v Bauten 76,42 175.366 £0.0001 60,000 238959, 60 50:3
iiff_xxx I;:fzrg;:;:&ie h;b HI2015 mit kfz- ; 3957 2054
52600 [Bes Autwendongent Beschaftigte 14,900 2581 14900 14300, 1273 14900
152? {Bes verw: u Betriebsaufwendungen 31.000 29291 51.000 81.000] 33244 61000
fszsxxx} ‘[Aufwendu!sgen f. Erwerb von Vorraten 103,03
| 525X | Sonst. Aufwendungen f. Dienstleistungen 6.500) 113623 6.500 6.500 85 655 £.500
| 53000 i Zuschusse f fa. Zwecke 1.269400] 1726179 1337 500{ ; 1.337.600 638299  1.259.500]
:52)0()( ! hu{dmérensthdfan Jl <A
5330 ? sugend-/Soziaihfe Gberart] Tr 20895 15645453 20857 600! 500000] 203676000 10.568268  21.0372.000
[s3300¢ | lugend-/Sozisthilfe ortl Trages 158142001 17351827 17471400 180.2600  17.651660) 11772008 21 386.100)
' 53K l:Sunstioe Transteraufwendungen 4.000 2581 4000 1000 4000 f
:34‘1 XX [Sonst. Personal lsufwendungen {Budget; 1.800.184 21.194] 1750100 1.750.100 15557 1750100
;_5;42)()().’ Iinanspmchr V. Rechten u. Diensten 2580 E
;'543)00( Geschaitsauﬁﬂendun\;;en 168874 20.000; i 20.{;;)
|SHNX_ [ Steuern Versicherungen, Schadensfalle S 1729 h__’__ o
P !m tatiungen : | 2007303 f 1105820
{5 eistungsbeterligung SGB 2 ? L ;
IF SBXXXX _J_Aufuerdunqeﬂ aus Ly ; i 496.500 447235 229.000] I 228000 52 9501 229000
5810 | aufecgew. Autwendungen " 72006 : | 426 |
' fsuume AUFWENDUNGEN 41.246.912 38.655.808 42.680.300 «;9 740 42.360 ss;) 25.382.834) 45 .;;;-J[
f .__w“._;,,%_ AN : ‘_;o] . 38035k ks Sk

% | UBERSCHUSS / ZUSCHUSSBEDARE 9.952.9341 10.082.709  9.950.000 -33.&740’ 9.630.260] s.asa.sen{ 11.000.

Stand: varl. st vom } 150814
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Verw.-entwurf 2015 n. Organisation
. Teilfinanzhaushalt Amt 50 Amt fiir Soziales, Arbeiten und Wohnen ]
\ Stadt Erfangen ;
i Amt 50 Amt filr Soziaies, Arbeiten und Wohnen
I N, | Bezetennung 2013 2014 2015 2016 2017 2018 | Merkposten 3
! Ist {vorlaufi) Plan | Plan Plan Pan. | Plan 4
| (g HH)
10010 Stewern und &hnliche Abgaben ;
!6020 + Zuwendungen u. allgern. Umlagen 176865071 228853001  23.130.700] ‘
;0030 + sonstige Transfecertidge 1.387.458 6580001 568.000| i
j 040 + atfentl —rechtl Leistungsentgelte 485,304 3595000 559500 ';
{050 + privatrechtl Leistungsentgeite 79411 26800 26,800 3
0060 + Kostenerstatiungen und -Umlagen 8382214 8500200 11512600
0070 + sonstige Einzahlungen aus ifd. Verw tatigkeit 195952
G080 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen ! X
0090 = Einzahlungen aus Wd. Verw -titigheit 28,221 354 32730300 35.797.600 i
0100 - Pertonalauszaniungen 5213875 36203001 5403400
0119 * - Versorgungssuszahlungen |
EDIZG - Auszahlungen f. Sach- und Dienstleistungen -1.525.743 =352.600|1  -1.088:500 |
0130 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen
0140 - Transferauszahlungen -34679.265] -39.741.900{ -43.682,000
2150 - Sonstige Auszahlungen aus Ifd. Verw.-tatigkeit ~2,385.373  ~1.795.000 « -1.801.500
0160 | = Auszahlungen aus Hd. Verw.-titigkeit ~43.804.255| -46.109.800! -51.974.400 ;
0170 iSaIdn aus Hd. Verw. .titigkeit -15.582.901] -13.379.500/ -16.176.800 % )
| 0180 r + Errs:zahlunger-.- aus Jnvestitionszuwendungen | 3
3190 1:-4- Einz aus]nvesrmonsbe%ﬁagen u.a Entgelten ;
0200 Fe Einz. aus Veraufierung v. Sachvermagen | 5
021g + Binz aus VeruBerung v, finanzvermagen
iezzu + Einz. fUr sonstige Investrtionstatigkei
; 0230 = Einz. aus Investitionstatighait
I 4240 ~Ausz f. Erwerb von Grundstucken v Geoauden
10250 - Ausz. tur BaumaBinshmen
‘0256 - Ausz f. Erwert von bewegl Sachvermégen 13428 -5.000 -5.00¢
0270 - Ausz. f) Erwerb v, Finanzvermogen
| 0280 - Ausz_ f Investitionsforderungsmalinahmen -115.000, -15.000! -20.000 -20.000, -20.000 |
50293 - Ausz 1, sonstige Investinanstatigkeit i
E G304 = Ausz. aus ll?mtiti;mﬂitigklit ’13.425‘ -120:000 -20.000 -20.000 -20.000 -20.000 f
‘ g3l0 Saldo aus investitionstitigkeit -13.4285 -130.000; -20.000| 20,000 -20.000 -20.000) |
1 0320 finanzierungsmittelibaerschuss/-fehibetrag ~1S.596,32§i -13.499.500 -16.196.800 -24.¢00 =20.000; -20.000 E

Stand: varl Ist vom 19.08.14
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Verw.-entwurf 2015 n. Organisation

| Investitionen Amt 50 Amt fiir Soziales, Arbeiten und Wohnen

Stadt Erlangen

Amt 50 Amt fUr Saziales, Arbeiten und Wohnen
T
vor#ufi Ansatz Entwurf Finanzplan | Finanzpien | Finanzplan VE 2016 Merkposten
hr-Razsichniibiy S 2014 2015 201 2017 2018 VE 2017
2013

|
|
|
|
{
|

{312351 Buroeinrichtung (GSiG)

| 331881 Erwerb neues
| Frauenhaus, Baukostenzuschuss

331 8E2 Baukostenzuschuss an

-40.000 -40.000 -15.0%0 -20.009 -20.000 -20.000
Altenh.irager
0140 - Transtersuizahiungen -40.000
20 pusn 40000 -15.000 -20.000 -20000 -20000

Investitionszuschussen L

311.K Kleininvestitionen fiir Produktgruppe 311

|311.K351 |
| Einrchtungsgegenstande.
Gerate U GWG

.

Summe , 3 . !

315.K Kleininvestitionen fiir Produktgruppe 315

315A K351
Einnchtungsgegenstande e ehdl ~2.000 -2.000
(Wohimuhie}

0260 - Ausz for den Erwerd vibewgl

Sachvermgen 5353 P 5000

315BK351
Ausstatiungsgegenstande fur ~1.538 ~2.000 -2.000

Fluchtlingsunterkinfte
0260 - Ausz file der Erwerh v bewgl,

Gaziimicndin -15338 . -2.000 -2.000

315D K353 Fahrzeuge,
Maschinen u, Gerite,
Vertugungswohnunag

Summe <2073 -4.000 -4:000 i

331.K Kleininvestitionen fiir Produktgruppe 331

331 K883 Baukostenzuschuss =
g Lo -75.000
Lalternative Wohnformen
0Z8) - Kusz von
-75.000
Investiionszuschusser: i £3 e
Summe -75.000

| 352.K Kleininvestitionen fiir Produktgruppe 352

352351

Einrichtungsgegenstande allg. ~11.930 -1.000 -1.000
Sozialverwaitung

8120 - Auszahlungen [ Sach- v i

Dienstie stungen e

0260 - Ausz fur den Erwerb vihewgi et 'y

Sachvesmonan 11355 -1.000 -1.000

Summe -11.930 -1.000 -1.000]

Stand vorl_Ist vem 1908 14
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Erlauterungen zu den Haushaltsunterlagen 2015

Zur Unterstutzung der Haushaltsentscheidungen im SGA hat sich das Sozialamt auch
heuer wieder bemuht, die Haushaltsdaten der einzelnen Produkte — zumindest teilweise
— mit zuséatzlichen Informationen und Kennzahlen zu den Details der
Aufgabenerfillung zu ergénzen (z.B. um welche Aufgaben und Leistungen geht es,
aktuelle Fallzahlen, Entwicklung der Fallzahlen oder Kosten, Durchschnittskosten pro
Fall, Umfang des jeweils eingesetzten Personals, usw.).

Zur besseren Information haben wir uns schlie3lich auch bemdiht, innerhalb des
Systems des neuen Produktkatalogs jeweils

- neben den Entwurfszahlen fir 2015

- und den Planzahlen des laufenden HH-Jahres 2014

- auch die Plan- und Ergebniszahlen 2013

- sowie die Plan- und Ergebniszahlen 2012

anzugeben. Dadurch sollte die Einschatzung, Bewertung und Entscheidungsfindung
durch den politisch verantwortlichen Stadtrat bei der Beratung des Haushalts 2015
erleichtert werden.
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Entwicklung der HH-Anséatze des Sozialamtsbudgets

seit 2008
Einnahmen Ausgaben Zuschussbedarf
Sachkostenbudget 2008 3.817.900 € | 18.992.400€| 15.174.500 €

ab 2009 wurden alle gesetzlichen Sozialleistungen (Transferleistungen)
dem Sozialamtsbudget zugeschlagen

Auswirkungen auch durch den Wechsel der Zusténdigkeit bei der Eingliederungs-
hilfe fur Behinderte an den Bezirk

Sachkostenbudget 2009
Sachkostenbudget 2010
Sachkostenbudget 2011
Sachkostenbudget 2012
Sachkostenbudget 2013

Sachkostenbudget 2014

Entwurf Sachkostenbudget
2015

| 29.476.100€ | 43.042.500€| 13.566.400 € |
| 29.338.700€ | 42.228.800€| 12.890.100 € |
| 29.532.600€ | 41.298.600€| 11.766.000 € |
| 30.376.400€| 40.724.000 €| 10.347.600 € |
| 31.266.500€ | 41.180.400€| 9.913.900 € |
| 32.942.400€| 42.892.400€|  9.950.000 € |
35.797.600 € | 46.797.600 €| 11.000.000 €

86/160



O5

Zuschusshedarf, bzw. Uberschuss 2011 - 2015 der einzelnen Produktbereiche des Sozialamts

Uberschussbetrage in Klammern

Budget Amt 50 Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Entwurf Veranderung
Zuschussbedarf 2011 2011 2012 2012 2013 2013 2014 2015 2014 - 2015
Produkt-Nr. 3111 325.000 (60.899) 375.000 147.149 425.000 341.335 575.000 765.000 190.000
3112 348.000 258.296 298.000 191.969 298.000 306.965 298.000 398.000 100.000
3114 489.000 675.285 389.000 387.716 389.000 596.211 639.000 639.000 -
3115 120.000 105.790 120.000 99.312 120.000 120.480 140.000 140.000 -
3116  2.509.000 |  2.551.675 1.728.000 |  2.019.019 888.000 881.110 (298.000) (300.000) (2.000)
3119 78.100 25.792 78.100 16.511 78.100 36.288 78.100 78.100 -
3121 7.503.900 | 6.646.044 | 7.015.000 | 5.761.706 |  7.115.000 5991321 | 7.567.700 |  7.915.300 347.600
3122 92.100 101.202 92.100 24.250 92.100 15.364 92.100 92.100 -
3123 252.000 219.214 252.000 269.369 252.000 310.664 252.000 252.000 -
3124 (166.400) (128.953) (166.400) (25.655) (166.400) (79.809) (166.400) - 166.400
3125 - 259 - 11.163 - - - - -
3126 - (222.046) (114.700) 288.091 (114.700) 464.865 208.600 285.000 76.400
3129 (1.207.200)] (1.395.374)] (1.207.200)] (1.217.676)] (1.230.900)] (1.123.004)] (1.230.900)] (1.277.600) (46.700)
3131 - 20.565 - (51.963) - (58.145) - - -
3151-1 152.400 - 152.400 - 177.400 217.636 177.400 198.700 21.300
3151-2 119.968 183.638 41.000 - 41.000 44.952 121.000 83.300 (37.700)
3154-1 500 - 500 - 500 150.086 500 500 -
3154-2 288.400 332,011 265.300 - 265.800 176.172 253.700 400.400 146.700
3211 2.000 4.920 2.000 1.607 2.000 3.736 2.000 2.000 -
3311 839.600 932.435 912.800 827.775 1.067.800 900.744 |  1.126.000 1.046.000 (80.000)
3451 - 33.267 - 143.609 - 166.687 - 134.000 134.000
3459 ; _ )
3511 78.467 39.417 66.000 122.033 66.000 425.812 66.000 100.000 34.000
3521/3529 23.600 162.090 27.700 158.152 27.700 162.461 27.700 27.700 -
4121 29.400 29.020 29.400 29.400 29.400 29.400 29.400 29.400 -
5221 (12.900) 21.666 (8.900) (35.429) (8.900) (332) (8.900) (8.900) -
gesamt | € 11.864.935 | € 10.535.314 | € 10.347.100 | € 9.168.108 | € 9.813.900 | € 10.080.999 | € 9.950.000 | € 11.000.000 | € 1.050.000
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Produkt 3111 - Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kapitel SGB XIlI

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (40.000)[ (365.200) (40.000) (293.626) (40.000) (40.000)
Ausgaben 415.000 512.349 465.000 634.961 615.000 805.000
Saldo | € 375.000 | € 147.149 | € 425.000 | € 341.335| € 575.000 | € 765.000 |
Erlauterungen: - derzeit ca. 150 Leistungsbezieher

- Hilfe zum Lebensunterhalt fuir nicht dauerhaft Erwerbsgeminderte (meist psychische Erkrankung)
- sowie neuerdings bisherige SGB II-Bezieher mit auslandischen Renteneinklinften

- erhéhte Kosten durch steigende Fallzahlen
- bei den Ist-Einnahmen 2012 + 2013 wurden von der KAmmerei auch Erstattungen des Bezirks

fur weitere Produktbereiche gebucht (z.B. fir 3112, 3114)
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Produkt 3112 - Hilfe zur Pflege, 7. Kapitel SGB XIlI

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (2.000) (74.021) (2.000) (9.134) (2.000) (2.000)
Ausgaben 300.000 265.990 300.000 316.099 300.000 400.000
Saldo | € 298.000 | € 191.969 | € 298.000 | € 306.965 | € 298.000 | € 398.000 |

- nur ambulante Pflegefélle

- ergadnzend zu Leistungen der Pflegeversicherung oder fur Nicht-Pflegeversicherte
- derzeit ca. 70 Personen im Leistungsbezug

- konstanter Anstieg der Fallzahlen

Erlauterungen:
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Produkt 3114 - Hilfen zur Gesundheit

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(411.000)[ (158.550)] (411.000) (57.304)] (361.000)] (361.000)
800.000 546.266 800.000 653.515 | 1.000.000 | 1.000.000

[€ 389.000 [ € 387.716 | € 389.000 ] €

596.211 [ € 639.000 | € 639.000 |

- Uberwiegend Krankenhilfe fiir Nichtversicherte stationér und ambulant
- Steigende Kosten durch die Zuwanderung von osteuropdischen Flichtlingen
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Produkt 3115 - Hilfen zur Uberwindung bes. soz. Schwierigkeiten

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(31.000) (976) (31.000) (3.000) (3.000)
151.000 100.288 151.000 120.480 143.000 143.000

| € 120.000 [ € 99.312 | € 120.000 | €

120.480 | € 140.000 | € 140.000 |

- Einzelfallhilfen durch Fachbetreuungsstunden zur Uberwindung besonderer sozialer

Schwierigkeiten, die nicht aus eigener Kraft iberwunden werden kénnen,
insbesondere im Bereich der Bewohner von Verfiigungswohnungen

- Mietlibernahme bei Inhaftierung zur Sicherung der Wohnung
- Bestattungskosten
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Produkt 3116 - Grundsicherung im Alter u. bei Erwerbsminderung, 4. Kapitel SGB XIl|

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (1.272.000)| (1.386.148)] (2.212.000) (2.867.275)] (3.900.000)| (4.300.000)
Ausgaben 3.000.000 | 3.405.167 | 3.100.000 3.748.385 | 3.602.000 | 4.000.000
Saldo | €1.728.000 | €2.019.019 | € 888.000 | € 881.110 | € (298.000)| € (300.000)|
Erlauterungen: - schrittweise Ubernahme der Sachkosten durch den Bund: 16 % bis 31.12.2011

45 % bis 31.12.2012
75 % bis 31.12.2013
100 % ab 1.1.2014
- derzeit ca. 755 Personen im Leistungsbezug
davon etwa je zur Hélfte dauerhaft Erwerbsgeminderte zwischen 18 und 64 Jahren
und Personen ab 65 Jahren
- Leistungsumfang: Regelsatz, KdU, KV/PV-Beitrage, Mehrbedarfe, Einmalige Leistungen
- Ist-Ausgaben ca. 5.000 € pro Person/Jahr (Tendenz steigend)
- konstanter Anstieg der Fallzahlen: 2009: 583 Pers.
2010: 605 Pers.
2011: 661 Pers.
2012: ca. 690 Pers.
2013: ca. 720 Pers.
2014: 755 Pers.
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Produkt 3119 - Verwaltung Sozialhilfe

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(2.000) (2.000) (658) (2.000) (2.000)
80.100 80.100 36.946 80.100 80.100
| € 78.100 [ € - |€ 78.100 [ € 36.288 | € 78.100 | € 78.100 |
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Produkt 3121 - Kosten f. Unterkunft und Heinzung, SGB Il

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (2.543.400)| (3.759.866)] (2.569.800) (3.928.346)] (2.730.000)] (2.650.700)
Ausgaben 9.558.400 | 9.521.572 ] 9.684.800 9.919.667 | 10.297.700 | 10.566.000
Saldo | €7.015.000 | €5.761.706 | €7.115.000 | € 5.991.321 | €7.567.700 | €7.915.300 |
Erlauterungen: - von der Kommune zu tragende Kosten der Unterkunft fir SGBII-Empfanger

- durchschnittiche mtl. Hoéhe der Kosten der Unterkunft pro Bedarfsgemeinschaft: 342,13 € (bezogen auf 2.387 BGs)

- Steigerung der Ausgaben aufgrund er Erhéhung der Mietobergrenzen zum 01.07.2014 kalkuliert

- Einnahmen sind die Bundeserstattung KdU plus die Bundeserstattung fir die Leistungen B+T

- Einnahmen BuT sind nur im Ergebnis und nicht im Plan enthalten, daher die groRe Differenz

- Hohe der Bundeserstattungen:
2012: 35,8 % der KdU-Ausgaben (hiervon 5,4 % Sachkosten BuT, 1,2 % VK BuT und 2,8% Schulsozialarbeit
2013: 33,4% der KdU-Ausgaben (hiervon 3,0 % Sachkosten BuT, 1,2 % VK BuT und 2,8% Schulsozialarbeit)
2014: 30,8 % der KdU-Ausgaben (hiervon 3,2 % Sachkosten But, 1,2 % VK BuT)
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Produkt 3122 - Eingliederungsleistungen Kommune, SGB |l

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen - - - (8.865) - -
Ausgaben 92.100 24.250 92.100 24.229 92.100 92.100
Saldo |[€ 92.100|€ 24.250| € 92.100 | € 15.364 | € 92.100 | € 92.100 |

Erlauterungen:  Kommunale Eingliederungsleistungen nach §16a SGB |l umfassen folgende Leistungen:

- Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder oder die hdusliche Pflege von Angehérigen
- die Schuldnerberatung

- die psychosoziale Betreuung
- die Suchtberatung

- diverse kommunale EGL sind anderweitig im Haushalt angesiedelt, weil diese Leistungen von der Kommune nicht nur fir SGB-11-Bezieher,
sondern fur alle Burger angeboten werden (z.B. Schuldnerberatung)

- lediglich die Kosten der Insolvenzberatung und die Kosten fir psychosoziale Betreuung werden hier verbucht
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Produkt 3123 - einmalige Leistungen SGB Il, Kommune

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen - - - - - -
Ausgaben 252.000 269.369 252.000 310.664 252.000 252.000
Saldo | € 252.000 | € 269.369 | € 252.000 | € 310.664 | € 252.000 | € 252.000 |
Erlauterungen: - Erstausstattung Wohnung

- Erstausstattung Bekleidung oder bei Geburt
- Wohnungsbeschaffungskosten
- Umzugskosten
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Produkt 3124 - Alg ll-Leistungen des Bundes

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (18.210.000)| (12.568.275)] (18.210.000)| (13.448.361)] (18.210.000)] (18.210.000)
Ausgaben 18.043.600 | 12.542.620 | 18.043.600 13.368.552 | 18.043.600 | 18.210.000
Saldo | € (166.400)] € (25.655)] € (166.400) € (79.809)| € (166.400)[ € -

Kosten fir Alg Il und Sozialversicherung werden in voller Hohe vom Bund erstattet
2.387 Bedarfsgemeisnchaften und 4.561 Personen erhalten Leistungen zum Lebensunterhalt
Die durchschnittliche mtl. Hohe der SGB II-Leistungen je Bedarfsgemeinschaft betrug (Stand Juni 2014):

Erlauterungen:

Arbeitslosengeld 11 327,50 €
Sozialgeld 15,94 €
L.f. Unterkunft u. Heizung 342,13 €
Sozialversicherungsbeitrage 125,69 €
sonstige Leistungen 532 €

gesamt 816,57 €
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Produkt 3125 - Eingliederungsleistungen des Bundes, SGB Il

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(2.500.000)| (2.484.617)] (1.950.000)] (1.897.191)] (1.950.000)] (2.500.000)
2.500.000 | 2.495.780 ] 1.950.000 1.897.191 | 1.950.000 | 2.500.000

| € - |€ 11.163]€ - | € - | € - | € -

- Durchlaufposten (Weiterleitung der Bundesmittel an GGFA)
- in den Ansétzen 2014 und 2015 sind die Mittel FiFty Up enthalten
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Produkt 3126 - Bildungs- und Teilhabeleistungen, SGB I

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(674.300) (2.930)] (574.300) (3.696)] (351.000)] (265.000)
559.600 291.021 559.600 468.561 559.600 550.000

[€ (1124.700)] € 288.091[€ (14.700)] €

464.865 | € 208.600 | € 285.000 |

- die Einnahmen werden auf dem Produkt 3121 verbucht, da der Bund seine Erstattungszahlungen

auf dem Umweg uber die KdU-Bundesbeteiligung an die Lander verteilt

- erhebliche Mindereinnahmen der Stadt Erlangen, da der Freistaat Bayern (anders als andere Lander)
diese Bundesmittel nicht entspr. dem 6rtl B+T-Aufwand, sondern entspr. dem 6rtl. KdU-Aufwand
auf die bayer. Kommunen weiter verteilt (z.B. 2013: Defizit von ca. 161.000 €)

- seit landesweiter Spitzabrechnung des Bundes gilt in Bayern ein Erstattungssatz von

3,0 % des KdU-Aufwandes fiir 2013, bzw. von 3,2 % fir 2014

- Ausgaben: ab 2014 gibt es keine Férderung mehr von Schulsozialarbeit und Mittagessen Horte
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Produkt 3129 - Verwaltung SGB Il

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (3.103.200) (3.126.900)| (3.465.027)] (3.126.900)] (3.173.600)
Ausgaben 1.896.000 1.896.000 2.342.023 | 1.896.000 | 1.896.000
Saldo | € (1.207.200)] € - | @.230.900) € (1.123.004)] € (1.230.900)| € (1.277.600)
Erlauterungen - Personal- und Sachkostenaufwand der Optionskommune Erlangen (Sozialamt und GGFA)

- "Uberschuss" finanziert die Personalkosten des Sozialamts, die aus dem zentralen Etat des Personalamts gezahlt werden
- in diesem Produkt sind die Verwaltungskosten Bildung und Teilhabe fiir den Rechtskreis SGB 1l enthalten

- im Ergebnis (Einnahmen) ist der Umschichtungsbetrag aus dem Eingliederungstitel enthalten

- im Ergebnis (Ausgaben) sind die Sachkosten nicht enthalten, da diese als Pauschalen abgerechnet werden
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Produkt 3131 - Hilfen far Asylbewerber und Flichtlinge

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(771.000)[ (917.954)] (771.000)( (1.510.612)] (900.000)] (3.500.000)
771.000 865.991 771.000 1.452.467 900.000 | 3.500.000

| € - | € (51.963)] € - |€ (58.145)] € - | € -

- Anstieg der in Erlangen untergebrachten Asylbewerber: 2013: ca. 200 Personen
heute nahern wir uns der Zahl von 700 Personen
6 stadtische Unterkiinfte

- derzeit gibt es in Erlangen

- staatliche Kostenerstattung:

- Aufgaben:

2 staatlich betriebene Unterkinfte
1 Nebenstelle der Zentralen Aufnahmeeinrichtung Zirndorf
nur Sachkosten bei stadt. Unterkiinften
Sachkosten + Personalkosten bei ZAE-Nebenstelle
Errichtung und Betrieb der ZAE-Nebenstelle
Schaffung, Einrichtung und Betrieb von stadtischen Unterkinften
Ausgabe von Geld- und Sachleistungen nach dem AsylbLG

Ausgabe von Krankenscheinen usw.
soziale Betreuung (u.a. durch AWO-Asylbetreuer, ehrenamtliche Kréafte)
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Produkt 3151-1 - Sozialzentrum Dreycedern

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

152.400 - 177.400 217.636 177.400 198.700
| € 152.400 | € - |€ 177400 € 217.636]|€ 177.400 | € 198.700 |

- Freiwilliger Zuschuss fiir allgemeine Aufgaben, Personal und Betriebskosten
(aufgrund vertraglich Gbernommener Verpflichtung)
- Erhdhung Personalkosten-Zuschuss um 21.300,- € in 2014 wegen Angebotsausweitung
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Produkt 3151-2 - Senioreneinrichtungen der Altenhilfe

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(15.000) - (15.000) (58.019) (15.000) (15.000)
56.000 - 56.000 102.971 136.000 98.300
| € 41.000][€ - |€ 41.000]€ 44,952 | € 121.000 | € 83.300 |

- Kosten des Veranstaltungsprogramms fiir Senioren

- Miet- und Nebenkosten fiir 7 Seniorenbliiros, bzw. fir 9 Biros ab 2015
- Zuschuss Seniorenzeitschrift bis 2014
- Ausgaben des Seniorenbeirats

- Ehrungen fur Personen ab 90 Jahren und bei Jubelhochzeiten
- Kosten fiir den Seniorentag 50.000 € in 2014
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Produkt 3154-1 - Ubernachtungsheim Woéhrmihle

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (2.500) - (2.500) (2.146) (2.500) (2.500)
Ausgaben 3.000 - 3.000 152.232 3.000 3.000
Saldo | € 500 | € - |€ 500 | € 150.086 | € 500 | € 500 |

Erlauterungen: die Uberhdhten Ist-Ausgaben beruhen auf der Buchung einer Rickstellung durch die Kdmmerei
(ab 2014 werden keine Ruckstellungen mehr eingebucht)
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Produkt 3154-2 - VerfUgungswohnungen

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(551.600) (551.600) (584.378)] (551.600)] (551.600)
816.900 817.400 760.550 805.300 952.000
| € 265.300 | € - |€ 265800 € 176.172 ]| € 253.700 | € 400.400 |

- Aufgrund von Anderungen im Kassenprogramm ist die Ermittlung des Ergebnisses 2012 nicht méglich

- enthalten sind sdmtliche Miet- und Betriebskosten fur die Verfugungswohnungen

- in den letzten beiden Jahren konnte (mit Hilfe unserer soz-pad. Mitarbeiterinnen und anlasslich des
groRen Sanierungsprojekts der Gewobau) die Anzahl der benétigten Verfligungswhnungen deutlich

verringert werden: Ende 2008: 308 V-Wohng. 471 Bewohner
Mai 2011: 263 V-Wohng. 298 Bewohner
Juni 2014: 182 V-Wohng. 248 Bewohner
derzeit: 185 V-Wohng. 258 Bewohner

- eingeplanter Aufwand fur die Verfligungswohnungen in 2015 liegt um +146.700 € héher als im Vorjahr
weil zwar weniger Wohnungen angemietet sind, diese im Sanierungsbereich deutlich teurer sind
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Produkt 3211 - Kriegsopferflursorge, Bundesversorgungsgesetz

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(8.000) (9.257) (8.000) (6.206) (8.000) (8.000)
10.000 10.864 10.000 9.943 10.000 10.000
[€ 2000[€ 1.607|€ 2.000]¢€ 3.737 | € 2.000 | € 2.000 |

derzeit 3 Personen im Leistungsbezug
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Produkt 3311 - Forderung der Wohlfahrtspflege

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
912.800 827.775 | 1.067.800 900.744 | 1.126.000 | 1.046.000

| € 912.800 | € 827.775]€1.067.800 | €

900.744 | € 1.126.000 | € 1.046.000 |

- Freiwillige Kommunale Leistungen im Sozialbereich

Einzellbersicht auf der folgenden Seite
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freiwillige kommunale Leistungen im Sozialbereich - Detailubersicht

2013 bis 2015 ist der Betrag von 135.000 € herausgerechnet,
der von Dritten zur Entlastung des Haushalts bereitgestellt wird

Zusatzbeitrag Veranderung
von Dritten Ansatz 2013  Ansatz 2014 Entwurf 2015 2014 / 2015

Krankenpflege 90.000 € 90.000 € 90.000 €
Bahnhofsmission 6.600 € 6.600 € 6.600 €
Z. an Frauenhaus | 75.000 € 144.000 € 150.600 € 150.600 €
Telefonseelsorge 29.800 € 29.800 € 29.800 €
Kindergruppe FH | 35.000 € 40.700 € 40.700 € 40.700 €
Kleiderk. Diakonie 9.000 € 9.000 € 9.000 €
Selbsthilfegruppen 2.200 € 2.200 € 2.200 €
Z. an Aidshilfe 15.300 € 15.300 € 15.300 €
Schuldnerberatung 34.700 € 34.700 € 34.700 €
Z. an Kultur-Tafel 0€ 7.000 € 7.000 €
Grines S.O.F.A. 0€ 7.000 € 7.000 €

OPNV-ErmaRigung 130.000 € 130.000 € 50.000 € -80.000 €
Z. an Verein Notruf 68.000 € 68.000 € 68.000 €
Z. an Die Wabe 15.300 € 15.300 € 15.300 €
Tagespfl. Daimlerstr 12.800 € 12.800 € 12.800 €
AWO Asylbetr. 34.800 € 34.800 € 34.800 €
Miete Wilhelmstr.. 14.200 € 14.200 € 14.200 €
Obdachlosenhilfe 80.500 € 80.500 € 80.500 €
AWO Immigr.-betr. 10.000 € 10.000 € 10.000 €
div. soziale Einricht. 19.900 € 19.900 € 19.900 €
Z. an Hospizverein 20.000 € 20.000 € 20.000 €
Z. an Erlanger Tafel | 25.000 € 0€ 7.600 € 7.600 €
Z. Pflegestationen 270.000 € 270.000 € 270.000 €
Z. Tagespflege MLP 20.000 € 20.000 € 20.000 €
Armutszuwanderung 0€ 30.000 € 30.000 €

gesamt|  135.000€| 1.067.800 €| 1.126.000 €| 1.046.000 € | -80.000 € |
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Produkt 3451 - Bildungs- und Teilhabeleistungen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (224.200) 940)] (224.200) (1.087)] (224.200) (66.000)
Ausgaben 224.200 144.549 224.200 167.774 224.200 200.000
Saldo | € - | € 143609 | € - |€ 166.687 | € - | € 134.000 |
Erlauterungen: - ab 01.01.2014 BuT-Leistungen fur Kinder aus Familien im Bezug von Wohngeld, Kinderzuschlag und Geringverdiener

- es ist ein Defizit einzuplanen, da nach wie vor kein Erlass einer sachgerechten Verteilungsregelung fur die
Bundeserstattungen durch den Freistaat Bayern absehbar ist
- Die Einnahmen werden auf dem Produkt 3121 (KdU) verbucht
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Produkt 3459 - Verwaltung Bildung- und Teilhabe

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
(132.000)
62.977 68.462 132.000
| € - |€ 62977 ]€ - | € 68.462 | € - | € -

Die Verwaltungskosten BuT werden in 2015 erstmalig bei diesem Produkt veranschlagt

110/160




Produkt 3511 bis 3517 - Andere soziale Hilfen

2012 2013 2014 2015

Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen - (148.044) - (10.491) - -
Ausgaben 66.000 270.077 66.000 436.304 66.000 100.000
Saldo | € 66.000 | € 122.033 | € 66.000 | € 425.813 | € 66.000 | € 100.000 |
Erlauterungen: - freiwillige soziale Leistungen fir MalRnahmen auf3erhalb des Sozialhilferechtes

- Im Ergebnis sind auch die Kosten fir Mittagessen in Horten + Schulsozialarbeit (bis 2013),
sowie die Ubernahme des Eigenanteils der Eltern beim Mittagessen an Schulen und
KiTas enthalten
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Produkt 3521 (3529) - Verwaltung Wohngeld

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
- - (278) - -

27.700 27.700 162.739 27.700 27.700

|€ 27.700 | € - |€ 27.700|€ 162.461|€ 27.700|€ 27.700 |

- Vermittlung von Sozialwohnungen und Belegrechtswohnungen

- Durchfiihrung des Projekts "Wohnen fiir Hilfe"

- Sicherstellung der Wohnungsbindung
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Produkt 4121 - Gesundheitseinrichtungen

Einnahmen
Ausgaben

Saldo

Erlauterungen:

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
29.400 29.400 29.400 29.400 29.400 29.400

[€ 29400 € 29.400]€ 29.400]¢€

29.400 | € 29.400 | € 29.400 |

- freiwillige kommunale Leistung im Gesundheitsbereich an BRK und ASB
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Produkt 5221 - Wohnen und Bauen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan
Einnahmen (15.200) (15.200) (458.987) (15.200) (15.200)
Ausgaben 6.300 6.300 458.655 6.300 6.300
Saldo [€ (8.900)] € - € (8.900)] € (332)[ €  (8.900)[ € (8.900)]
Erlauterungen: - aufgrund von Anderungen im Kassenprogramm ist die Ermittlung des Ergebnisses 2012 nicht moglich

- im Ergebnis wird auch die einkommensorientierte Férderung (EOF) gebucht
ebenso wie das stadt. Wohnungsbauprogramm "Junge Familie" von Amt 23
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,Abstimmungsfahrplan®
fur die Beratung der Anderungsantrage zum HH 2015

Anderungsantrage zum Ergebnishaushalt

1. Zuschuss an die AWO - Asylbewerberbetreuung

HH-Entwurf: 34.800 €

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2014) -15.200 €
FWG-Fraktion (155/2014) -15.200 €
Erlanger Linke (205/2014) -20.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

2. Zuschuss fir die Unterstiitzung ehrenamtlicher Fliichtlingsbetreuung

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2014) -7.500 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

3. Zuschuss an die AWO - Migrationsberatung

HH-Entwurf: 10.000 €

A-Antrage: Erlanger Linke (205/2014) -20.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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4. Zuschuss an Frauenhausverein Erlangen

HH-Entwurf: 150.600 €

A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -24.200 €
Fraktion Grune Liste (194/2014) - 24.200 €
Erlanger Linke (244/2014) -24.200 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

5. Zuschuss an Verein Notruf Erlangen

HH-Entwurf: 68.000 €

A-Antrage: Fraktion Grune Liste (194/2014) - 10.000 €
Erlanger Linke (219/2014) -10.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

6. Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz

HH-Entwurf: 20.000 €

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2014) -10.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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7. Zuschuss an Diakonie — Tagespflege Daimlerstr.

HH-Entwurf: 12.800 €
A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -4.200 €

Von der Diakonie beantragt war eine Erhéhung um 4.200 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

8. Zuschuss an Diakonie — Erlanger Tafel

HH-Entwurf: 7.600 €

A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -5.000 €
FWG-Fraktion (155/2014) -8.000 €
Erlanger Linke (235/2014) -400 €

Von der Diakonie beantragt war eine Erhéhung um 5.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

9. Zuschuss an Diakonie — Bahnhofsmission

HH-Entwurf: 6.600 €
A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -900 €

Von der Diakonie beantragt war eine Erh6hung um 900 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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10.

11.

12.

Zuschuss an Diakonie — Familienpflege

HH-Entwurf: 0 € (wie bisher Zuschuss aus Stiftungs-HH)
A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -1.500 €

Von der Diakonie beantragt war eine Erhéhung um 1.500 €, die vollstandig im
Stiftungshaushalt eingeplant ist.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Zuschuss an Grines Sofa e.V.

HH-Entwurf: 7.000 €

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2010) -7.500 €
Erlanger Linke (229/2014) -7.500 €

Aufgrund einer nicht korrekten Darstellung in den HH-Unterlagen gehen die
Antragsteller offensichtlich davon aus, dass dieser Zuschuss-Posten im HH-Entwurf
auf Null gesetzt sei.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Zuschuss an Verein Sozialtreff Erba-Villa

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2014) - 20.000 €
FDP-Fraktion (146/2014) -10.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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13.

14.

15.

16.

Zuschuss an Die Wabe (wabene)

HH-Entwurf: 15.300 €

A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) - 40.000 €
Fraktion Grune Liste (194/2014) - 45.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Zuschuss an Fliederlich

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: SPD-Fraktion (168/2014) -10.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Zuschuss an Kassandra

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: SPD-Fraktion (174/2014) - 5.000 €
Fraktion Grune Liste (194/2014) - 10.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Mittel zur jahrlichen Vergabe eines Sozialpreises

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: Erlanger Linke (212/2014) - 10.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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17. Mittel zum Betrieb einer unabhdngigen Erwerbslosenberatungsstelle

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: Erlanger Linke (208/2014) - 40.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

18. Mietkostenzuschuss fur Altenclubs

HH-Entwurf: ca. 5.000 € im Produkt 3151-2 enthalten

A-Antrage: FWG-Fraktion (155/2014) -5.200 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

19. WerbemalRnahmen fiir das Projekt ,Nette Toilette”

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: ODP-Fraktion (152/2014) - 10.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

20. Sachmittel zur Einfihrung des .Erlangen-Passes”

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) - 20.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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21. Erh6hte Leistungen durch den geplanten ,Erlangen-Pass*

HH-Entwurf: 0€
A-Antrage: Erlanger Linke (213/2014) ohne Betrag

Beantragt werden folgende Leistungen, zu denen der kinftig geplante Erlangen-
Pass berechtigen soll:
e Bei allen Leistungen von stadtischen Einrichtungen mindestens 50 % bis 80
% Ermaldigung
e Fir Kinder und Jugendliche: Generell kostenlose Nutzung aller stadtischen
Einrichtungen und Angebote, Ubernahme der gesamten Sportvereinsbeitrage
und Erhéhung der Schulbeihilfe um 50 € jahrlich pro Kind

Eine realistische Bezifferung der Kosten eines solchen Leistungsangebots ist
kurzfristig nicht maglich. Aus Sicht der Verwaltung sollte erst die
Grundsatzentscheidung zur Einfuhrung des Erlangen-Passes abgewartet werden.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

22. Einfihrung eines .echten” Sozialtickets

HH-Entwurf: 50.000 €
A-Antrage: Erlanger Linke (211/2014) ohne Betrag

Beantragt wird, den Erwerb eines OPNV-Monatstickets fur alle Berechtigten zu dem
Preis zu ermdglichen, der im Regelsatz fur ,fremde Verkehrsdienstleistungen ohne
Fernverkehr” enthalten ist (ca. 20 €) — die restliche Summe muisste aus dem
stadtischen Haushalt finanziert werden.

Hilfsweise wird beantragt, dass der in Herzogenaurach gultige S-Tarif (26,60 € fur
ein OPNV-Monatsticket) auch in Erlangen fur alle Bedurftigen gelten soll.

Aus Sicht der Verwaltung sollte — auch im Hinblick auf das Thema ,Sozialticket* -
erst die Grundsatzentscheidung zur Einfihrung des Erlangen-Passes abgewartet
werden.

Daruber hinaus liegt es nicht in der Entscheidungskompetenz der Stadt, Uber die
Einfuhrung des Herzogenauracher S-Tarifs in Erlangen fur bestimmte
Personengruppen zu entscheiden.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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23.

24.

Zuschussanhebungen pauschal um 6 %

HH-Entwurf: 0€
A-Antrage: Erlanger Linke (209/2014) ohne Betrag

Beantragt wird alle Zuschusse fir Initiativen und freie Trager pauschal um 6 % zu
erhdhen, um Tariferhhungen bezahlen zu kénnen.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Auf Null gekiirzte Zuschiisse wieder mit dem Ansatz von 2014 einsetzen

HH-Entwurf: 0€
A-Antrage: Erlanger Linke (209/2014) ohne Betrag

Beantragt wird, dass alle im HH-Entwurf 2015 auf Null geklrzte Zuschisse wieder
mit dem Ansatz aus dem HH 2014 versehen werden.

Tatsachlich wurden im HH-Entwurf 2015 keine Zuschisse gegeniiber dem HH 2014
gekurzt. Das Missverstandnis scheint auf einer nicht korrekten Darstellung in der
,Liste der freiwilligen Leistungen® in den HH-Unterlagen der Kdmmerei zu beruhen.

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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Anderungsantrage zum Investitionshaushalt

25. Zuschuss zum Umbau bestehender Altenheime

HH-Entwurf: 15.000 €
A-Antrage: SPD-Fraktion (160/2014) -5.100 €
ODP-Fraktion (152/2014) - 20.000 €
Seniorenbeirat -5.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

26. Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG

HH-Entwurf: 0€
A-Antrage: FDP-Fraktion (146/2014) - 30.000 €
Erlanger Linke (241/2014) - 30.000 €
Seniorenbeirat - 30.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

27. Zuschuss zur Forderungq alternativer Wohnformen

HH-Entwurf: 0€
A-Antrage: ODP-Fraktion (151/2014) -50.000 €
Erlanger Linke (222/2014) - 75.000 €
Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt
Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt
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28. Zuschuss Erlanger Tafel zum Kauf eines neuen Kihltransporters

HH-Entwurf: 0€

A-Antrage: Erlanger Linke (235/2010) -50.000 €

Gutachten des Sozialbeirates: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen
beflrwortet / abgelehnt

Gutachten des SGA: einstimmig / mit .... gegen .... Stimmen

beflrwortet / abgelehnt

Anderungsantrage zum Arbeitsprogramm

Anderungsantrage zum Stellenplan

siehe Liste A der Verwaltungsvorlage ,Anderung und Erganzung des Stellenplanes
2015" von Ref. OBM/ZV vom November 2014:

Ifd. Nummern 50 bis 62
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OBM/ZV/113-0/CM002 T. 1642 Erlangen, November.2014

Anderung und Erganzung des Stellenplanes 2015

Neufassung
hier:Auszug aus der Verwaltungsvorlage vom November 2014

fur die Sitzung des SGA-HH am 11.11.2014

Inhalt Seite
1. Vorbemerkungen 2
2. Liste A — neue Planstellen usw. 3

Referat fur Personal, Organisation, Brand- und Katastrophenschutz

Ternes
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2.3

Stellenneuschaffungen, Funktionsdnderungen, kw-Vermerke, Stundensperrungen bzw. Stundenentsperrungen

Nr.

Ref/

Amt/PISt

ZW/Ez

Funktion/Aufgabe/
Thema

Wert

Anteilige
Personal-
kosten
2014
€

Gesamt-
jahreskos-
ten
ab 2015
€

Begriindung/Bemerkungen

Gutach-
ten
Fach-
aus-
schuss

Gutach-
ten
HFPA
03.12./
04.12.14

Beschluss
Stadrat
22.01.15

SGA

Amt 50

50. |V

5000050

0,5

SB Verwaltung

Al12

8.300
(14.300)

16.500
(28.600)

Neuschaffung in Héhe von 12 Std. — Stundensperre
auf restliches Volumen::

Aus Optimierungsgriinden Ubernahme der Bearbeitung
von Klageverfahren vor dem Sozialgericht von Amt 30.
15 Std. werden bei Amt 30 daflr nicht mehr fir diese
Aufgabe besetzt.

Refinanzierung: Keine

51. |V

5010140

0,5

SB Verwaltung

All

7.400
(12.800)

7.400
(12.800)

Neuschaffung:
Bisherige eingekaufte Dienstleistung betreffend Ermitt-

lung von Einkommen bei Selbstandigen wird aus orga-
nisatorischen Griinden selbst vorgenommen.

Refinanzierung: Ca. 85 % aus demSachkosten-
budget von Amt 50 — bisherige Honorarkosten fallen
dafir weg.

52. |V

5022080

0,5

SB Verwaltung

EG 8

12.400

24.700

Neuschaffung mit kw-Vermerk zum 30.06.2018:
Aktuelle Stellenbedarfsbemessung bestétigt aufgrund
zu erwartender Fallsteigerungen beim Vollzug des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes diesen Personalmehrbedarf.

Refinanzierung: Keine

53. |V

5022070

SB Verwaltung

EG 8

Verlangerung des kw-Vermerkes in Hohe von 1,0 bis
zum 30.06.2018:

Aktuelle Stellenbedarfsbemessung bestétigt aufgrund zu
erwartender Fallsteigerungen beim Vollzug des Asylbe-
werberleistungsgesetzes diesen Personalmehrbedarf.
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Nr. Ref/ Zw/Ez | Funktion/Aufgabe/ Wert Anteilige Gesamt- Begriindung/Bemerkungen Gutach- | Gutach- Beschluss
Amt/PISt Thema Personal- Jah reskos- ten ten Stadrat
kosten ten Fach- | HFPA 22.01.15
aus- 03.12./
20é4 &l 2015 schuss | 04.12.14
54. |V SB Verwaltung EG 10 Wegfall des kw-Vermerkes in Héhe von 1,0:
5020010 Die Entwicklung bei der Unterbringung von Asylbewer-
ben zeigt einen dauerhaften Stellenbedarf an.
55. |V Hausverwalter/in  |EG 4 7.100 14.100 |wegfall der Stundensperre in Hohe von 13 Std.:
5032100 Organisatorische Prifung bestétigt diesen Bedarf.
Refinanzierung: Keine
56. |V 1,0 Seniorenbetreuung |EG 5 21.700 43.300 |[Neuschaffung:
5040067 Seniorenbetreuer/innen werden hierdurch in zwei
weitere Stadtteile eingesetzt, in denen bisher noch keine
Seniorenbiiros vorhanden sind.
Refinanzierung: Keine
57. |V 1,0 SB Verwaltung A 9S 19.900 39.700 [Neuschaffung mit kw-Vermerk:
5040110 (34.300) (68.600) |Ein zbV-Stellenvolumen im gleichen Umfang wird hier-
durch mit dem Ziel frei, flexiblere Méglichkeiten fiir die
Personalwirtschaft (z.B. befristete personelle Unter-
stiitzung aufgrund von Krankheitsfallen) zu erhalten.
Refinanzierung: Keine
58. [Fraktions-|1,0 Erlangen Pass A 9S 19.900 39.700 [Neuschaffung mit kw-Vermerk in Hohe von 0,5 zum
antrag (34.300) (68.600) [31.12.2016:
SP Einflhrung/Umsetzung Erlangen Pass, u.a. Akquise
&= externer Angebote
59. |Fraktions- (0,5 Erlangen Pass A7 8.600 17.200 |Neuschaffung mit kw-Vermerk in H6he von 0,5 zum
antrag (14.900) (29.700) [31.12.2016:
SP
&
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Nr. Ref/ Zw/Ez | Funktion/Aufgabe/ Wert Anteilige Gesamt- Begriindung/Bemerkungen Gutach- | Gutach- Beschluss
Amt/PISt Thema Personal- Jah reskos- ten ten Stadrat
kosten ten Fach- | HFPA 22.01.15
aus- 03.12./
20é4 &l 2015 schuss | 04.12.14
60. [Fraktions-|1,0 Bewohnerhilfen S12 27.000 53.900 [Neuschaffung:
antrag Verfligungs- Uberlastung vorhandenen Personals (Abt. 503); Arbeit
SP wohnungen erfolgreich
@&
60. [Fraktions-|1,0 Bewohnerhilfen S12 27.000 53.900 [Neuschaffung:
antrag Verfligungs- Betreuung Verfligungswohnungen; Mietschulden-
Grine wohnungen beratung
&= |Liste
61. [StR- 3,0 Betreuung der S12 80.900 161.700 |Neuschaffung:
Antrag .Erlanger* Flicht- Zur Betreuung der dauerhaft in Erlangen lebenden
. Erlanger linge Flichtlinge und Asylbewerberlinnen
Linke Anm.: Kein Antrag des Fachamtes
62. |StR- 3,0 Betreuung der S12 80.900 161.700 |Neuschaffung:
Antrag Flichtlinge in der Zur Betreuung der Fluchtlinge, welche in der
Erlanger AuRenstelle AuRenstelle von Zirndorf, in Erlangen untergebracht sind
&= |Linke Erlangen

Anm.: Kein Antrag des Fachamtes, keine Betriebs-
fiuhrung durch die Stadt Erlangen
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Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss

<Datum>

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung>
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

Arbeitsprogramm 2015

AMT 50

Stadt Erlangen

eats

l
[
|

Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen

Zustandiger Fachausschuss:

Einbringung am:

Datum: 29. Oktober 2014

Datum:

Erstelldatum: 29.10.2014

Sozial- und Gesundheits-Ausschuss

11.11.2014

Unterschrift Amtsleitung

Unterschrift Referent/in
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Arbeitsprogramm 2015 EREE
Fachausschuss <Datum> e
Amt

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

1 Allgemeine Anga-
ben*

Verantwortlich

Beschreibung

Auftragsgrundlage®

Zielgruppe

Ziele / Aufgaben

2 Produktgruppen

Untergeordnete
Produktgruppen
in eigener
Verantwortung

Untergeordnete
Produktgruppen
mit anteiliger

Verantwortung?®

Erstelldatum: 29.10.2014

<Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
I

Vierheilig Otto

Vollzug diverser Sozialgesetze zur Existenzsicherung incl. der Leistungen zu
Bildung und Teilhabe, zur Arbeitsmarktintegration, zur Sozialhilfe, zur Vermei-
dung von Obdachlosigkeit, zur Unterstiitzung von Migranten, von bediirftigen,
wohnungssuchenden, behinderten oder dlteren Birgerinnen und Biirgern,
kommunale Sozialplanung und Umsetzung kommunaler Sozialpolitik

SGB | bis Xll, WohngeldG, AsylbewlLG, wohnungsrechtliche Gesetze und weitere
Sozialgesetze, Beschllisse von Stadtrat und SGA

Menschen in der Stadt Erlangen, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestrei-
ten kdnnen, bzw. in unterschiedlicher Weise hilfebedirftig sind (arm, alt, ob-
dachlos, wohnungssuchend, Migrant, behindert, arbeitslos, pflegebedurftig
usw.)

Leistung von Hilfen zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedirftigkeit,
insbesondere Auszahlung der gesetzlich zustehenden finanziellen Hilfen, MaR-
nahmen zur nachhaltigen Armutsbekdampfung

Produkt 311 Grundversorgung und SGB XII

Produkt 312  Grundsicherung nach SGB Il

Produkt 313  Hilfen fur Asylbewerber und Fliichtlinge
Produkt 315 Bereitstellung und Betrieb sozialer Einrichtungen
Produkt 321 Kriegsopferfiirsorge, Bundesversorgungsgesetz
Produkt 331 Forderung der Wohlfahrtspflege

Produkt 351 sonstige soziale Hilfen und Leistungen

Produkt 352 Wohngeld

Produkt 4121 Gesundheitseinrichtungen

Produkt 5221 Wohnen und Bauen

Produkt 7 Stiftungen

Seite 2 3.(;:31(14160



Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss
Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung>
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich
: 2014
3 Finanzdaten Ansatz (€)
3.1 Budgetdaten®*
Summe Ertrage (Sachmittel) 32.942.400,- €
Summe Aufwendungen 42.892.400,- €

(Sachmittel)

Saldo -
Sachkostenbudget

(SKO - Budgetvolumen)

9.950.000,- €

Personalaufwand

3.2 Budgetricklage

Stand 30.06.2014 ° Stand am 31.12.2013:

Entnahmen 1. Halbj.14
Defizitabdeckung fur
Budgetdefizit 2013

Stand am 30.6.2014:

3.3 Investitionen

0300 Auszahlung aus Investi-
tionstatigkeit

4 Personal®
4.1 Personalausstattung

Gesamt
IST-Stand It. Stellenplan 2014 91
davon derzeit besetzt mit
- Vollzeitkraften 64
- Teilzeitkréaften 38
- Davon derzeit nicht besetzt 9

"freiwillig" bzw. "gesperrt"
Anmerkungen zu sonst. Be-
schaftigungsverhaltnissen

- Stundenkontingente Eine 5-Std-Kraft zur

Reorganisation des
Archivs

- Saisonkrafte 1 (Warmestube)

Laufende Bereit-
stellung (je nach

Zuweisung vom
Personalamt)

- Anzahl der Ausbildungsarbeits-
platze
Verwaltungsbereich:
gewerblicher Bereich

Erstelldatum: 29.10.2014

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> }
|
|

2015
Entwurfsansatz (€)

35.797.600,- €
46.797.600,- €
- 11.000.000,- €
Amter erhalten
Mitteilung von
Amt 20
376.114,13 €
- 44.604,00 €
- 185.259,84 €
146.250,29 €
Amter erhalten
Mitteilung von
Amt 20
Beamte Tarifbeschaftigte

55 36
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Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung>
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

- Anzahl der bestellten Ausbil-
der/innen im Amt

4.2 Personalentwicklung’

- Anzahl der Beschéftigten, die im
Jahr 2014 (Stand 30.06.2014) an
externen, aus dem Amtsbudget
finanzierten® Fortbildungen9 teilge-
nommen haben:

- tatsachliche Budgetmittel fir Fort-
bildungen 2014 (Stand
30.06.2014):

- externe Mitarbeiter

Erstelldatum: 29.10.2014

6

Die Anzahl kann
nicht im Vorjahr
festgelegt oder
beschrankt werden.
Bei den hohen
fachlichen Anforde-
rungen im Sozial-
amt muss auf einen
sich abzeichnenden
Fortbildungsbedarf
immer positiv rea-
giert werden

Keine Festlegung,
da bedarfsgerechte
Fortbildung fir uns
lebenswichtig ist
und jederzeit er-
maoglicht werden
muss

4 AWO-Mitarbeiter
zur Asylbetreuung u.
Migrantenberatung

13 GGFA-Mitarbeiter,
die das SGB II-
Fallmanagement in
den Rdumen des
Sozialamtes erledigen
(Umzug in die Bo-
genpassage geplant)

Seite 4 3‘(??12.[4160
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Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss
Amt

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

5 Stellenplan 2015

Beantragte Anderungen
(Ubersicht ohne Stellenwer-
tanderungen)

Folgende neue Planstellen
wurden von der Fachdienst-
stelle beantragt und sind in
Liste A zum Stellenplan
aufgenommen

Folgende Stelleneinziige,
Stellensperrungen und kw-

Vermerke sind in der Liste A

zum Stellenplan enthalten

Erstelldatum: 29.10.2014

<Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
I

Funktion + Stellen- Stel-
umfang len-
(VZ bzw. TZ-Anteile) wert
2 Seniorenbetreuerin-  EG5
nen jeweils 0,5 St.
Seniorenveranstaltun-

gen, 1,0 St. A9S
Klage-SB in SGB |l Al2
12 Std/Woche

SBin SGB I, 0,5 St. A 10
SB Asyl, 0,5 St.

Sy A8
Wegfall kw-Vermerk EG 10
bei Teamleiter Asyl

Seite 5 3‘(??1%4160

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> [

Kurzbegriindung Fachamt™

Offene Seniorenarbeit vor Ort in
den einzelnen Stadtteilen

Reiseprogramm u. sonstige Ver-
anstaltungen fir Senioren
Bisher zbV, jetzt Planstelle mit
kw-Vermerk

Vertretung des Jobcenters vor
dem Sozialgericht Nurnberg,
bisher Aufgabe des Rechtsamtes
(14 std/Woche in A 14)

SB fir Selbstandige (bisher ex-
terne Honorarkraft, Stellenschaf-
fung ist deshalb kostenneutral)

Bewilligt nur mit kw-Vermerk bis
31.12.2018

angesichts standig steigender
Zahlen wird bereits jetzt weitere
0,5 St. bendétigt

die systematische Anbringung
von kw-Vermerken bei Asyl-SB-
Stellen ist fUr uns nicht begriind-
bar

Nétig, damit Einweisung des Stel-
leninhabers in den vorhandenen
Stellenwert erfolgen kann



Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss
Amt

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

Folgende Nichtschaffung
einer Planstelle, Stellenein-
zuge und -sperrungen und
kw-Vermerke ist/sind nicht
im Konsens mit dem Fach-
amt

Erstelldatum: 29.10.2014

<Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> {
I

SB Asyl, 0,5 St. A8

Dipl-Sozpad., 1,0St. S12

2 ER-Pass-SB, A9

2x1,0St. und
A7

Hilfe bei DMS-

EinfUhrung, 1,5 St. ?

Seite 6 3‘(??1%4160

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> [

angesichts standig steigender
Zahlen wird aus unserer Sicht
weitere 0,5 St. ben6tigt

Mietschuldenberatung, Bewoh-
nerhilfen in Verfugungswohnun-
gen, ,Feuerwehr* fiir in Not Gera-
tene und bei Zwangsraumungen
— erkennbare Uberlastung der 3
vorhandenen Dipl-Sozpéads (!)

Bei Einfiihrung des Erlangen-
Passes notig zu Passausgabe,
Werbung, Aquise von Vergunsti-
gungen, Statistik usw.

DMS-Einstieg (e-Akte) ist nur mit
personeller Verstarkung leistbar —
wird aber von Ref. I/ZV nicht zu-
gebilligt



: Stadt Erlangen
Arbeitsprogramm 2015 ST
Fachausschuss <Datum> } L
Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich I

6 Hintergrundinformation™

Analysen, Fakten, Kennzahlen

Entwicklungstrends, Prognosen zum
Budget

Herausforderungen™

Langfristig strategische Ziele der
Dienststelle™

e Was wollen wir im nachsten Jahr
erreichen?

e Was wollen wir daflir tun?

e Wie wollen wir das anpacken?

e Welche Ressourcen stehen dafir
zur Verfliigung bzw. werden bend-
tigt?

Erstelldatum: 29.10.2014

Die grol3en Veranderungen der letzten Jahre in der Sozial-
gesetzgebung schlagen sich deutlich — mit zeitlicher Ver-
z6gerung — in der Entwicklung des Sozialamtsbudgets nie-
der:

HH- Zuschussbedarf

Jahr Budget Amt 50

2002 9.302.200 €

2003 9.256.800 € Einflhrung Grundsicherung
im Alter u. Erw-minderung

2004 8.043.300 €

2005 9.392.100 € Einfihrung SGB II, ER als
Optionskommune

2006 9.992.900 €

2007 15.040.600 €

2008 15.174.500 €

2009 13.566.400 € Eingliederungshilfe geht an
06.SH-Trager (Bezirk)

2010 12.890.100 €

2011 11.766.000 € Einflhrung B+T-Leistungen

2012 10.347.600 € GSiG 45 % Bund

2013 9.913.900 € GSiG 75 % Bund

2014 9.950.000 € Volle Kosteniibernahme
GSiG durch den Bund

2015 11.000.000 €

Entwurf

Mittlerweile machen gesetzliche Pflichtleistungen, die in
erheblichem Masse durch staatliche Erstattungen ganz
oder teilweise refinanziert werden, einen Anteil von ca.
97 % der Ausgaben des Sozialamtsbudgets aus — die rest-
lichen 3 % sind formal freiwillige Leistungen (iberwiegend
vom Stadtrat festgelegte Zuschiisse der Stadt an externe
Sozialeinrichtungen).

Eigene sozialpolitische Initiativen und Handlungsspielrau-
me waren in der Vergangenheit deshalb praktisch nur aus
Mitteln aus der Amtsriicklage finanzierbar. Seit jedoch
staatliche Erstattungspflichten (Weiterleitung von B+T-
Erstattungen durch das Land, KdU-Erstattungen durch den
Bund, Erstattung von Verwaltungskosten des Jobcenters
durch den Bund) nicht mehr zuverlassig erfillt werden,
muss das Sozialamtsbudget zwangslaufig mit Defiziten
abschlie3en. In der Folge wird die Amtsricklage geleert
und uns der letzte Spielraum fiir sozialpolitische Initiativen
genommen, die Uber den reinen Gesetzesvollzug hinaus-
gehen. Der Arbeitsschwerpunkt im Sozialamt verlagert sich
immer mehr in einen birokratischen Kampf um den tat-
sachlichen Erhalt staatlicher Erstattungsmittel (bis hin zu
gerichtlichen Auseinandersetzungen).

Im Bereich der Pflichtaufgaben erwarten wir dartiber hinaus
in mehrfacher Hinsicht einen spirbaren Anstieg der Kos-
ten: So wird sich die steigende Anzahl der unterzubringen-
den Asylbewerber ebenso bemerkbar machen, wie die

Mitte ZO]fgq‘@_hélﬁnen Mietobergrenzen fir SGB II- und
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Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich I

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> [

SGB XII-Empfanger, sowie die Belastungen des ortlichen
Sozialhilfetragers durch die Armutszuwanderung aus Sid-

ost-

Europa (v.a. Krankenbehandlungskosten fiir Menschen

ohne Krankenversicherungsschutz).

Arbeitsschwerpunkte 2015
- Arbeitsschwerpunkte Abt. 501

Beibehaltung des hohen Niveaus bei den Bildungs- und
Teilhabeleistungen (insbes. des erfolgreichen ,,Modellpro-
jekts Lernférderung”), unabhangig von der — vermutlich
nicht ausreichenden — Kostenerstattung des Bundes.

Fortflihrung der Benchmarkingarbeit innerhalb der Opti-
onskommunen

Inhaltliche und strategische Giberregionale Zusammenarbeit
mit Aufsichtsbehdrden, Kommunalen Spitzenverbanden und
den anderen Optionskommunen, insbesondere mit den wei-
teren 9 bayerischen Optierern

Genaue Beobachtung der Auswirkungen der neuen Mie-
tobergrenzenregelung nach den Vorgaben der BSG-
Rechtsprechung (sowohl im Hinblick auf den stadtischen
Haushalt, wie auch auf das allgemeine Mietniveau in Erlan-
gen)

Umsetzung der Ubernahme der Vertretung vor dem Sozial-
gericht Niirnberg durch Personal der Widerspruchsstelle,
bzw. vor dem Familiengericht durch Personal der Unter-
haltsstelle

Halten des hohen Leistungsstandes in Leistungssachbear-

beitung, Widerspruchsstelle, Owi-Stelle und Unterhaltsstel-
le, in der engen Zusammenarbeit mit Fallmanagement und
Arbeitsvermittlung, sowie in der Kooperation mit weiteren
stadtischen und nicht-stadtischen Stellen

Entwicklung von Fachkonzepten zur Einarbeitung neuer
Mitarbeiter, zur verstarkten Nutzung interner und externer
Fortbildungsangebote sowie zum Aufbau eines systemati-
schen internen Controllings entsprechend den Empfehlun-
gen des consens-Gutachtens

Uberwindung des aktuellen Engpasses im Personalbestand
zur Verhinderung von Uberlastungen (durch das Personalre-
ferat wurde Unterstiitzung signalisiert, um ausreichende
Coaching-Angebote sicherstellen zu kbnnen)

Klarung und Abwicklung der laufenden Abrechnungen mit
dem BMAS, sachgerechte Begleitung externer Prifungen
durch Bundesrechnungshof, Krankenkassen usw., sowie
sachgerechte Weiterfiihrung und Verfolgung der eingereich-
ten Klage gegen den Bund wegen Verweigerung laufender
Betriebsmittel 2013 fir das Jobcenter

Erstelldatum: 29.10.2014 Seite 8 3‘(??1@4160



Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich I

- Arbeitsschwerpunkte Abt. 502 >
- Arbeitsschwerpunkte Abt. 503 >

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> [

Sicherstellung der Leistungserbringung aller Teilbereiche
des SGB XIl und des AsylbLG, trotz stetig steigender Fall-
zahlen (hierzu ist vor allem auch die Bewilligung entspre-
chender Personalstellen erforderlich)

Schaffung, Ausstattung und Bewirtschaftung der dezent-
ralen Unterkiinfte fiir Asylbewerber entsprechend den
Zuweisungen der Regierung unter Einbeziehung der (per-
sonell verstarkten) AWO-Asylbewerberbetreuung

Reduzierung der Fehlbelegerquote in Asylbewerberun-
terkiinften in Zusammenarbeit mit Abt. 503

Umsetzung der Bildungs- und Teilhabeleistungen fir Kin-
der aus SGB XII - Familien und fiir Kinder von Asylbewer-
bern auf dem bisherigen, intensiven Niveau

Fortfihrung der SGB XlI-Benchmarkingarbeit im Ver-
gleichsring mittelgroRer deutscher Stadte

Leitung der mittelfrankischen Sozialamtsleitertagung

Umsetzung der angekiindigten, umfangreichen Zusatz-
winsche des Bundes hinsichtlich der Datenerhebung und
—Ubermittlung in der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung

Sicherstellung eines Winterquartiers fiir eine Zuwande-
rergruppe aus Siidost-Europa (wie im letzten Winter)

Weiterfiihrung und Ausbau des Projekts ,Wohnen fiir Hil-
fe

Intensivierung der Vermittlung von Sozialwohnungen,
incl. Belegrechtswohnungen, Alleinerziehenden-
Wohnprojekt und Erstbelegung der neuen Objekte Elisa-
bethstr.

Nach Abschluss des Projekts ,,Sanierung der stadtischen
Verfiigungswohnungen“ in Bruck und Blichenbach konn-
te die Anzahl stadtischer Obdachlosenunterkiinfte, sowie
die Anzahl der dort untergebrachten Bewohner und Fami-
lien drastisch verringert werden. Durch Zuziige, aber auch
durch Zuweisung von Flichtlingen ist mittlerweile wieder
ein deutlicher Anstieg des Bedarfs nach Verfiigungswoh-
nungen festzustellen. Die Stadt ist deshalb auf die weitere
Uberlassung zusatzlicher Quartiere durch die Gewobau
(z.B. Schenkstr.) dringend angewiesen.

Sowohl die praventive Arbeit unserer soz-pad. Mitarbei-
terinnen der Abt. 503 (z.B. Mietschuldenberatung), wie
auch die Hilfe als ,Feuerwehr” in Wohnungsnotfallen — oft
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Arbeitsprogramm 2015

Fachausschuss

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich I

Arbeitsschwerpunkte Abt. 504

Arbeitsschwerpunkte Amt 50 >

- DMS-Einfihrung ist von ... bis ... ge-
plant bzw. wurde ... bereits abge-
schlossen

Stadt Erlangen
SEsss

<Datum> [

in Zusammenarbeit und mit finanzieller Unterstiitzung des
,Sonderfonds gegen Armut und Obdachlosigkeit in Erlan-
gen” haben sich fiir viele Erlanger Haushalte als Glicksfall
erwiesen. Die starke Inanspruchnahme erfordert dringend
eine personelle Verstarkung.

Erarbeitung einer neuen Unterbringungssatzung und Ge-
biihrensatzung fiir die stadtischen Verfigungswohnun-
gen, einschlielllich der Kalkulation neuer Gebihrensatze

Umsetzung der zu erwartenden Wohngeldnovelle 2015,
Umsetzung des vom Bund neu verlangten Datenabgleichs
im Wohngeldrecht, sowie des neuen Systems der Zweit-
prifungen

Nach dem nahezu kompletten Personalwechsel im Senio-
renamt in den Jahren 2013 und 2014 und der Neubeset-
zung der Abt-Leitung soll eine personelle Konsolidierung,
sowie eine grundlegende Uberarbeitung der gesamten
Aufgabenpalette erfolgen.

Dabei ist insbesondere eine intensivere Zusammenarbeit
mit dem Seniorenamt des Landkreises geplant. Senioren-
tage, Pflegekonferenzen und andere Veranstaltungen
kénnten z.B. jahrlich wechselnd von Stadt und Landkreis
veranstaltet werden.

Intensivierung der Seniorenbetreuung, insbes. durch Schu-
lungsmaBnahmen fiir unsere Seniorenbertreuerinnen und
Er6ffnung neuer Standorte

Weiterfiihrung der Aktiv-Tage auf dem Hesselberg, evtl.
Ausbau des quartiersbezogenen Seniorensportprogramms,
der Seniorenreisen und der Wassergymnastik flir Senioren

Fortsetzung des Treffens der Seniorenclubleiter/innen in
Weisendorf (seit 16 Jahren!) mit Verantwortlichen und
Fachleuten aus Stadt und Universitat

Weiterfiihrung der Seniorenschreinerwerkstatt und weite-
rer Aktivitdten und Angebote zur Aktivierung und zur For-
derung ehrenamtlicher Betatigungen von Senioren

Verwaltungstechnische Umgliederung der Geschiftsstelle
des Seniorenbeirates in den Bereich des Amtes 13

Aufgrund des aktuellen Personalengpasses muss die Aus-
zahlung der gesetzlichen Leistungen zum Lebensunterhalt
Vorrang haben — ein Zeitpunkt fiir die DMS-Einflihrung, fir
die zusatzliche Personalkapazitdten bendétigt werden, ist
deshalb noch nicht absehbar. Evtl. ist eine zeitlich versetzte
Einfihrung in einzelnen Abteilungen denkbar. Dartber hin-
aus ist eine koordinierte Mitwirkung sicher zu stellen, falls

in deigﬁjz,fgbvorzeitige Einfihrung erfolgen sollte.
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Arbeitsprogramm 2015 EREE
Fachausschuss <Datum> } LT
Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |

l

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

» Erstellung eines stadtischen Sozialberichts méglichst
bis Hebst 2015

» Umsetzung der Einflihrung eines Erlangen-Passes,
falls dies vom Stadtrat beschlossen wird

Erlauterungen, Kommentare
<optional>
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Arbeitsprogramm 2015 EREE
Fachausschuss <Datum> e

Amt <Organisationsnummer>/ <Bezeichnung> |[
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich I

! Bearbeitungshinweise in den Endnoten

Die Endnoten werden in der Regel nicht ausgedruckt. Falls Sie die Endnoten doch ausdrucken wollen,
missen sie unter: Datei > Optionen > Anzeige > Druckoptionen > ,Ausgeblendeten Text drucken”
einen Haken setzen.

2 pflichtaufgaben sind gemaR HFPA Beschluss vom 12.05.2010 mit * zu kennzeichnen

% Méglichst mit Hinweis auf andere Dienststellen, die ebenfalls Leistungen fiir diese Produktgruppe
erbringen

4 analog Kontenschema KTO_SKO

® Der Stand der Rucklage zum 30.06.2014 berechnet sich wie folgt:

Stand der Budgetriicklage am 01.01.2013 + Budgetiibertrag 2013 = Stand der Budgetriicklage am
31.12.2013 + Personalgutschriften 1. Quartal 2014 abziiglich Rucklagenentnahmen in 2014 =
Budgetstand 30.06.2014.

Die Amter sollten zudem in den Haushaltsberatungen auf Nachfrage den aktuellen Stand benennen
koénnen.

6 Darstellung bitte entsprechend aktuellem Stellenplan 2014 ohne Planstellennummern und ohne
Namen der Stelleninhaber/-innen.

Das Arbeitsprogramm wird auf der Homepage der Stadt Erlangen veréffentlicht. Bitte darauf achten,
dass das Arbeitsprogramm keine personenbezogenen Daten enthalt!

(Weitergehende Differenzierung z.B. in "Beamte, Tarifbeschaftigte” oder in "mannliche und weibliche

Beschaftigte" oder nach Abteilungen, Sachgebieten usw. liegt im Ermessen der Fachdienststellen)
" Die Angaben erfolgen aufgrund Nr. 3.12.6 der AGA
® Auch anteilig bezahlte Fortbildungen.

° Gemeint sind Fortbildungen aul3erhalb der Stadteakademie und nicht stadtinterne Fortbildungen, wie
z. B. die Teilnahme an speziellen Fachschulungen, aber auch Fachkongresse.

19 Mmit welchen Konsequenzen rechnet das Fachamt, wenn den Stellenplanwiinschen nicht
entsprochen werden kann?

1 Aussagen zum Budget — orientiert am Informationsbedurfnis der Ausschisse/des Stadtrates, z. B.
zu freiwilligen Leistungen, Zuschiissen an Gruppierungen etc.

'2 Sind fiir das Haushaltsjahr 2015 umfassendere Veranderungen bereits absehbar oder konkret
geplant? (organisatorische Veranderungen, Wegfall v. Aufgaben, zusatzliche Aufgaben — bitte in
Klammer angeben, welchem Produkt die wegfallende/neue Aufgabe zuzuordnen ist).

Wie wirken sich diese geplanten Verénderungen auf die Arbeit des Fachamtes aus?

z. B. Qualitat der Dienstleistung, Malinahmen zur Geschéaftsprozessoptimierung, Personalausstattung,
Personalentwicklung, Belastung/Entlastung des Budgets, Beitrage zur Haushaltskonsolidierung usw.

B n Ergédnzung zu den strategischen Zielen der Gesamtstadt.

! Soll mit der Liste der ,Arbeitsschwerpunkte der Referate* korrespondieren, diese ersetzen. Bei
Bedarf ggf. weitere Zeilen einflgen.
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Fraktionsantrag gemif § 28 GeschO

Herrn Eingang: 21.10.2014
Oberbirgermeister Antragsnr.:  168/2014

Dr. Florian Janik Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Rathaus Zust. Referat: V/50/Hr. Vierheilig

91052 Erlangen mit Referat: TI720/Hr. Sponsel

Antrag zum Arbeitsprogramm
Antrag auf Bezuschussung von Fliederlich e. V., Niirnberg

Sehr _geehrtér Herr Oberbilrgermeister,

nach wie vor sind Lesben, Schwule, Trans- und Intersexuelle in unserer
Gesellschaft vielfaltigen Formen der Diskriminierung ausgesetzt. In
Erlangen gibt es keine eigene Anlaufstelle fuir die Betroffenen und ihre
Angehdrigen, die Beratung und Unterstitzung anbietet sowie durch
Aufklarungsarbeit gegen Vorurteile angeht.

Wir beantragen daher aus stadtischen Haushaltsmitteln die Bezuschussung
der Nurnberger Einrichtung von Fliederlich e. V. in H6he von 10.000 Euro
jahrlich, auf die auch Menschen aus Erlangen angewiesen sind.

In einer der SGA-Sitzungen im ersten Halbjahr 2015 wird dem Verein
Gelegenheit geboten, das Projekt vorzustellen und Uber Ergebnisse und
Evaluation zu berichten.

Mit freundlichen GrifRen

Barbara Pfister e
Fraktionsvorsitzende %
f.d.R. Saskia Coerlin
Geschaéftsfuhrerin der SPD-
Fraktion
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Rathausplatz 1

Geschaftsstelle im Rathaus,

L. Stock, Zimmer 105 und 105%a
Telefon 09131 82005
Telefax 02131 #£2181
spd.fraktion@stadt erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

b
Datum
21.10.2014

Ansprechpartnerin

- Barbara Pfister

Durchwahl
0176-21326541
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Herrn
Oberbirgermeister
Dr. Florian Janik
Rathaus

91052 Erlangen

Fraktionsantrag gemﬁﬂ §' 28 GeschO

Eingang: 21.10.2014
Antragsnr.:  174/2014
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50/Hr. Vierheilig
mit Referat: 11/20/Hr. Sponsel

Antrag zum Arbeitsprogramm

Antrag auf einmalige Bezuschussung von Kassandra e. V., Niirnberg

und Vorstellung des Vereins im SGA

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

die Vereinigung Kassandra e. V. bietet in Nirnberg u. a. ein bisher aus
Bundesmitteln geférdertes Projekt fir Aussteigerinnen aus der Prostitution

an, das auch in 2015 weitergefihrt werden soll.

Wir beantragen dazu:

Das Projekt erhalt fur 2015 einen einmaligen Zuschuss von 5.000 Euro aus
dem stadtischen Haushalt.

In einer der SGA-Sitzungen im ersten Halbjahr 2015 wird dem Verein

Gelegenheit geboten, das Projekt vorzustellen und Uber Ergebnisse und

Evaluation zu berichten.

Mit freundlichen Grifen

Barbara Pfister
Fraktionsvorsitzende

f.d.R. Saskia Coerlin
Geschaéftsfihrerin der SPD-
Fraktion ;
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Rathausplatz 1

41052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 102 und 1053
Telefon 09131 842275
Telefax 09131 262181

spd fraktion@stact erlangen de
www.spd-fraktion-erlangen de

Datum
21.10.2014

Ansprechpartnerin
Barbara Pfister

Durchwahl
0176-21326541
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Fraktionsantrag gemif § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

Antragsnr.:  205/2014
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

- Zust. Referat: V/50, IV/51, VI/23, VI/66
erlanger hnke und Referat: OBM/13. I1I/31. [1/20

Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Zimmer 127

Biro: Montags 15.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Herrn Oberbiirgermeister und nach Vereinbarung

Dr. Florian Janik _
Rathausplatz 1 Tel. 09131/86-1789
91050 Erlangen Fax: 09131/86-1791

E-Mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de
http://www.erlanger-linke.de/

Erlangen, den 17. 10. 2014

Haushaltsantrag:
Erhdhungen bereits eingestellter HH-Positionen

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Unseres Erachtens sind die im Haushaltsentwurf genannten Mittelansatze flr folgende
Haushaltspositionen nicht ausreichend und sollten wie folgt erhéht werden:

50.331 W: Integrationsberatung: Erhdhung von 10.000 Euro auf 30.000 Euro.

Begrundung: Wir verweisen auf den derzeit dramatischen Anstieg der
Zuwanderungszahlen aus Gebieten, bei denen die Anerkennung von Asylantragen zu
erwarten ist.

51.362 P: Ring politischer Jugend: Erhéhung von 1.000 Euro auf 2.000 Euro.

Begrundung: Wie sollen sich mehr junge Menschen fiir die politische Arbeit
engagieren, wenn deren Uberparteiliche Initiative nur einen kleinen Bruchteil der
Mittelausstattung bekommt wie z. B. die engagierten Senioren?

Grunderwerb fiir Radwege: Erhdhung in 2015 von 30.000 Euro auf 100.000 Euro.

Begrindung: Die Radfahrerstadt Erlangen muss stets genligend Reserven haben, um
erforderliche Grundstiicksankaufe zu tatigen. Der Mehrbedarf steht im
Zusammenhang mit dem Vorziehen von Vorhaben, welche von der Verwaltung

keine Praferenz erhalten hatten. Siehe unseren getrennten Antrag "Zeitliches
Vorziehen von HH-Positionen".

541.841. Ausbau von Radwegen: Es sind in 2015 nur 50.000 Euro eingesetzt. Es existiert
aber ein Beschluss des UVPA, dass jahrlich 100.000 Euro einzusetzen sind. Wir
fordern, mindestens die letztere Summe einzusetzen.

Begriindung: Dies ist auch dringend erforderlich, angesichts des unzumutbaren
Oberflachenzustands vieler Radwegstrecken. Wissenschaftlich nachgewiesen:
Durch zunehmenden Stickstoff in der Luft wachsen Baume, und damit auch
Baumwurzeln (Sturzfallen fur Radfahrerinnen), schneller. ,
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13911 B;

31.554 A;

Woche gegen Rassismus: Erhéhung in 2015 von Null auf 5000 Euro.

Begrundung: Diese Aktionswoche findet jahrlich statt. In den vergangenen Jahren
wurden verschiedentlich bereits Zuschiisse gewahrt. Uber die Notwendigkeit solcher
Aktionswochen berichtet regelmaRig (indirekt) der | nnenminister, wenn er den
Verfassungsschutzbericht vorstelit. Ein Bundestagsausschuss hat Erschreckendes zur
Virulenz des Rassismus in der BRD zu Tage gebracht.

Zuschiisse an Umweltschutz-Organisationen:
Erhéhung in 2015 von 35.800 Euro auf 50.000 Euro (als erster Schritt).

Begrundung: Der Umwelt- und Naturschutz ist kein Modethema von einst, sondern wird
aus verschiedenen Griinden immer wichtiger. Die Umweltschutzorganisationen
ubernehmen wichtige Aufgaben, die sonst die Stadt selbst durchfihren musste. Die
Kosten hierfiur waren noch deutlich héher als selbst die Zuschisse, die zur Zeit der rot-
grinen Zusammenarbeit im Stadtrat (80er Jahre) gewahrt wurden. Es ist héchste Zeit,
die ehrenamtliche Knochenarbeit dieser Organisationen wieder besser zu honorieren.

Mit freundlichen GriRken

Johannes Péhimann Anton Salzbrunn

Stadtrat

Stadtrat
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Fraktionsantrag gemii § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

’ ’ - k Antragsnr.:  208/2014
erian g er IinKe Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V/50, I1/20/Sponsel
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:
Biro: Montags 15-18 Uhr
Sprechstunde: 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbilrgermeister

Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax. 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Zuschuss fiir unabhédngige Erwerbslosenberatungsstellen

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zum Haushalt, Kapitel Vorabdotierungen (Zuschiisse) beantragen wir eine

neue Haushaltsstelle: Zuschuss fiir unabhangige Erwerbslosenberatungsstellen
2015: 40.000 €
2016: 40.000 €
2017: 40.000 €

Begriindung:
Die Behdrde soll nach dem SGB | die anspruchsberechtigten Biirger beraten, wie ein

Rechtsanwalt. Das war vom Gesetzgeber gut gemeint, aber funktioniert nicht, weil die
Interessen der Behérde und des anspruchsberechtigten Biirgers gegensatzlich und nicht
in der Person der Sachbearbeiterin vereinbar sind.

Deshalb sind unabhangigen Beratungsstellen erforderlich. Durch Zuschiisse an diese
Beratungsstellen erfillt die Stadt ihre Beratungspflicht. Gemessen an der
Beratungsaufgabe (komplizierte, oft unverstandliche oder auch rechtsfehlerhafte Hartz-1V
Bescheide) ist ein Betrag von ca. 10 Euro pro Jahr und Betroffenen eher als gering zu
schatzen.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes P6himann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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Fraktionsantrag gemifB § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

Antragsnr.:  209/2014

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

erlanger linke
‘ Zust. Referat: V/50, OBM/13, IV/40

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen und Referat: 1V/47, I1/20/Sponsel

Biro: Montags 15 - 18 Uhr
Sprechstunde:”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbirgermeister

Dr. Florian Janik tel:  09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail:  erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Tariferh6hungen ermdglichen/ keine unbegriindete Zuschusskiirzung

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zum Haushalt, Kapitel Vorabdotierungen (Zuschiisse) stellen wir folgende Antrage:

1. Um Initiativen und freien Tragern zu erméglichen, Tariferhéhungen zu bezahlen,
werden die Ansédtze pauschal um 6% erhéht.

2. Betrag des Jahres 2014 einsetzen, wenn Zuschuss auf 0 Euro gekiirzt wurde.

Begriindung:

1. Damit soll gewéhrleistet werden, dass die Zuschussempfangerinnen ihren
Angestellten wie im &ffentlichen Dienst, die von den 6D-Gewerkschaften ver. di, GEW
und GdP durchgesetzten Tariferhéhungen ebenfalls bezahlen kénnen. Es ist nicht
hinnehmbar, dass die in den entsprechenden Einrichtungen Beschaftigten auf
Lohnerhhungen, Jahressonderzahlungen verzichten oder gar ihre offizielle Arbeitszeit
reduzieren mussen, bei gleichzeitig gleichbleibender oder steigender
Arbeitsanforderung und damit faktisch gleichbleibender Arbeitszeit.

2. Es sind ohne Begriindung Zuschisse auf 0 Euro gestrichen worden, fiir die in der
Vorjahren Geld eingesetzt wurde. Wir wiinschen fir jede dieser Streichungen eine
Begriindung. Vorsorglich beantragen wir, fur 2015 jeweils den Betrag von 2014
einzusetzen und werden diesen Antrag jeweils zuriicknehmen, wenn uns die
Begrundung der Kirzung Gberzeugt.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes P6himann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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Fraktionsantrag gemif § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

~ Antragsnr.:  211/2014
er’anger ”nke Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Buro: Montags 15 - 18 Uhr
Sprechstunde: 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbirgermeister

Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail:  erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Einfiihrung echtes Sozialticket

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zur Finanzierung eines ,,echten Sozialtickets“ fiir den Nahverkehr in Erlangen,
Nirnberg und Fiirth, das im Folgenden beschrieben wird, beantragen wir, das
Budget des Sozialamt zu erhdhen.

Die Verwaltung mége die ungefahren Kosten beziffern und die Erhéhung einsetzen.

Hilfsweise: Es soll der erforderliche Betrag eingesetzt werden, damit damit der geplante
Erlangen-Pass dazu berechtigt, statt des stadtischen“Sozialtickets” fiir 35 €/Monat die
Tickets der Tarifstufe S fiir 26,60€/Monat zu nutzen. Damit kénnten die Berechtigten
Uberall normale Fahrkarten kaufen und das biirokratische Verfahren fiele weg.

Beschreibung des geforderten ,,echten Sozialticket*:

Ein ,echtes Sozialticket”, welches die Stadt Erlangen Menschen mit geringem Einkom-
men zur Verfugung stellt, kostet im Monat nicht mehr, als der im aktuellen Hartz-1V-

- Regelsatz fir ,Fremde Verkehrsdienstleistungen ohne Fernverkehr‘ genannte Betrag.
Also unter 20 Euro im Monat. Es gilt in Erlangen, Niirnberg, und Farth.

Begriindung:
Zur Teilhabe und Teilnahme am 6ffentlichen Leben gehort auch Mobilitat und Vereinfa-

chung der Teilhabe am 6&ffentlichen Leben. Mit dem Ausgleich einer vom Hartz-
Gesetzgeber verfiigten Unterdeckung des Existenzminimums nimmt Erlangen soziale
Verantwortung wahr. Fahrten nach Nurnberg oder Firth sind kein ,Fernverkehr*.

Das von der Stadt ,Sozialticket* genannte und im Vergleich zum alten ,K-Tarif* etwas we-
niger Uberteuerte Ticket wird kaum angenommen, weil die Betroffenen es sich schlicht
nicht leisten kénnen: Es kostet mit 35,00 fiir die Monatskarte 15 Euro zu viel. Deshalb
stehen flr unsere Forderung sogar Restmittel zur Verfligung.

In der Tariftabelle des VGN kommt dem Preis des ,echten Sozialtickets* der z.B. in Her-
zogenaurach gultige S-Tarif mit 26,60 € noch am Né&chsten. Allerdings wiére die Giltigkeit
weiter auf Erlangen beschrankt. Wir beantragen Tarifstufe ,S* hilfsweise und in dem Wis-
sen, dass das noch kein ,echtes Sozialticket* ware.

Mit freundlichen Grifen

Johannes Péhimann Anton Salzbrunn
Stadfrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen  1/1
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Fraktionsantrag gemiB § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

- Antragsnr.:  212/2014
er ’ a n g er ' ’ n k e Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50, I1/20/Sponsel
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Biro: Montags 15 - 18 Uhr
Sprechstunde:”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbiirgermeister

Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt:Jéhrlich zu vergebender Sozialpreis wie in Weilheim (BaWii)

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zum Haushalt, Kapitel Vorabdotierungen (Zuschiisse) beantragen wir eine

neue Haushaltsstelle: Jéhrlich zu vergebender Sozialpreis wie in Weilheim (BaWu)
2015: 10.000 €
2016: 10.000 €
2017: 10.000 €

Begriindung:

Soziales Engagement sollte gewlrdigt und geférdert werden. Es gibt viele Initiativen, mit
vielen sozial engagierten Birgerinnen und Biirgern. Deren Einsatz kann insbesondere
aufgrund der Folgen der Agenda2010-Politik und der zunehmenden Armut nicht hoch
genug bewertet werden. Auch das Engagement vieler Mitbiirgerinnen fiir die nach Erlan-
gen kommenden Fliichtlinge ist ein solches Beispiel, neben Anderen wie der Tafel. der
Sozialberatungen u.v.m.

Das Ehrenamt in Reden hochhalten ist das eine, die Ehrung Ehrenamtlicher das Andere.

Einer reichen Stadt, was die Durchschnittseinkommen betrifft, wiirde die Vergabe eines
solchen Preises gut ,zu Gesicht stehen®.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes Péhimann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat
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Fraktionsantrag gemiif § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

— Antragsnr.: 213/2014
er ’ a n g er ’ ’ n ke Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Biro: Montags 15- 18 Uhr
Sprechstunde: 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbirgermeister

Dr. Florian Janik tel:  09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Budget Sozialamt erho-
hen fiir Sozialpass / Erlangen-pass

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zur Finanzierung eines Sozialpass, der im Folgenden beschrieben wird, beantra-
gen wir, das Budget des Sozialamt zu erhéhen.
Die Verwaltung mége die ungefahren Kosten beziffern und die Erhéhung einsetzen

Beschreibung des geforderten Sozialpass:

Zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben stellt die Stadt Erlangen einen ,Sozial-
pass” fur den berechtigten Personenkreis zur Verfligung. Die Stadt Erlangen unterstitzt
damit Menschen mit geringem Einkommen durch die Ausgabe des ,Sozialpasses"”.

Teil 1

Dieser berechtigt z. B. zu ermaRigtem Eintritt, d.h. mindestens 50 % bis 80 % Ermafi-
gung bei allen stadtischen Einrichtungen. Hierzu gehéren z.B.: Kultur, Familien- und Bil-
dungseinrichtungen, Sportangebote, Senioreneinrichtungen

Teil 2

Der ,Sozialpass® soll auch Leistungen und Vergiinstigungen speziell fiir Kinder und Ju-
gendliche anbieten. Angebote fiir Kinder und Jugendliche, wie z. B. Sommerferienpro-
gramm, Jugendfarm, Jugendrotkreuz usw.

e Kostenlose Nutzung aller stadtischen Einrichtungen

e Erhdhung der Schulbeihilfe fir jedes schulpflichtige Kind pro Schuljahr auf 150 €
zum Erwerb nétiger Lernmittel

e Kostenlose Teilnahme bei stadtischen Ferien- und Freizeitangeboten

« Ubernahme der Mitgliedsbeitrage in Sportvereinen

Begriindung:
Vereinfachung der Teilhabe am éffentlichen Leben fiir sozial Benachteiligte. Das Angebot

fur Kinder und Jugendliche wiirde durch diese Leistungen fir Bildung und Teilhabe noch
weiter ausgebaut. Erlangen nimmt damit seine soziale Verantwortung wahr.

Mit freundlichen Grufien

Johannes P6hlmann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1

149/160



. er'anger ’inke F.raktionsantraggemﬁﬁ § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014
Antragsnr.:  219/2014
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V/50, I1/20/Sponsel

mit Referat:
Herrn Oberbirgermeister
Dr. Florian Janik tel 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax. 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 17. Oktober 2014

Antrag auf Erhéhung des Zuschusses fiir
»,Notruf fiir vergewaltigte Madchen und Frauen“

Position: 50.331P

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

die Stadtratsgruppe der Erlanger Linke beantragt fiir das Haushaltsjahr 2015 folgende
Anderung des Zuschusses fiir den Verein ,Notruf und Beratung flir vergewaltigte Mad-

chen und Frauen e. V.* (50.331P) :

Der Aufwand in H6he von 68.000 Euro

wird um 10.000 Euro
auf 78.000 Euro
erhoht

Begriindung:

Der Verein ist bei der Beratung und Begleitung traumatisierter Frauen und Mé&dchen in-
zwischen an seiner Kapazititsgrenze angelangt. Um dieser Situation entgegenzuwirken,
soll sowohl im Bereich der anonymen Online-Beratung als auch bei der psychosozialen
Prozessbegleitung die Kapazitat um jeweils 5 Std./WWoche erhéht werden. Dies ist aller-
dings nur mit einer entsprechenden finanziellen Unterstiitzung méglich.

Mit freundlichen GruRRen

Johannes Péhlmann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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: Fraktionsantrag gemil § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

er'an er I"’nke Antragsnr.:  222/2014

g Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50, I1/20/Schmied

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Biro: Montags 15- 18 Uhr

Sprechstunde:”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbiirgermeister

Dr. Florian Janik : tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax. 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Mehrgenerationenhauser fordern

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,
Zum Investitionsplan stellen wir folgenden Antrag

Erhéhung IP 331K883 ,,Baukostenzuschuss fiir alternative Wohnformen*
zur Foérderung von Mehrgenerationenhausern

2015: 75.000 € (wie 2014)
2016: 1 Mio. €
2017: 1 Mio. €

Begrindung:

Mehrgenerationenh&user sind eine zunehmend beliebte und erstrebenswerte Wohnform
fur altere Mitburgerinnen und —blrger. Dabei geht es uns um die Hebung der
Lebensqualitat im Alter gegeniiber anderen herkémmlichen Wohnformen.

Vielen &lteren Mitblrgerinnen und —Biirgern ist ihre Wohnung zu gro geworden. Das

Angebot ,Mehrgenerationenhaus” kénnte es lhnen erleichtern, diese Wohnungen
aufzugeben, wodurch wieder gréRere Wohnungen frei werden.

Mit freundlichen Griien

Johannes Péhimann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat
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Fraktionsantrag gemil § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

o Antragsnr.:  229/2014
er ’ an g er ’ ’ n ke Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50, I1/20/Sponsel
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Biro: Montags 15-18 Uhr
Sprechstunde: 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbiirgermeister

Dr. Florian Janik tel:  09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791 ‘
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Zuschuss Griines Sofa wie 2014

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zum Haushalt, Kapitel Vorabdotierungen (Zuschiisse) stellen wir folgenden Antrag:

Griines Sofa: Ansatz 2015 wie HH-Plan 2014 zuziiglich 500 € (Gesamt 7.500 €)

Begriindung:
Die Kiirzung ist nicht nachvoliziehbar, vielmehr ist aufgrund gestiegener Kosten eine

Anhebung notwendig. Die Arbeit, die hier geleistet wird, ist allgemein anerkannt. Eine
Kirzung widerspréache nicht nur jeglicher Unterstiitzung ehrenamtlicher Arbeit, sondern
wirde dariiber hinaus die weitere Arbeit dieser Einrichtung gefahrden.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes P6himann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat
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Fraktionsantrag gemiill § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014
Antragsnr.:  232/2014

erlanger linke

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V/50, 11/20/Sponsel
' ; mit Referat:
Herrn Oberblirgermeister
Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 17. Oktober 2014

Antrag zum Haushalt: Férderung des Frauenzentrum Erlangen e.V.

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

wir beantragen fir den Haushalt 2015 den Verein ,Frauenzentrum Erlangen e.V* zu fér-
dern mit einem Betrag in H6he von 18.900 EUR

Begriindung:

Der Verein betreibt das Frauenkultur- und Bildungszentrum Erlangen seit mehreren Jah-
ren und ist bekannt durch seine Arbeit, die Bildung und Information von Frauen zu f6r-
dern und zu gewahrleisten, damit Frauen ein selbstbestimmtes Leben fiihren kénnen.
Laut deren eigenen Haushaltsentwurf hat der Verein fiir 2015 ein Negativsaldo von
24.900 EUR. Um dieses auszugleichen, bendtigt der Verein Fordermittel von der Stadt
Erlangen und vom Landkreis Erlangen-Héchstadt. Aufgrund seines Standortes an der
Gerberei in Erlangen wird dieser besonders von Frauen aus Erlangen aufgesucht. Daher
ist es nachvollziehbar, dass die Stadt Erlangen den GroRteil des Defizitausgleichs (ca. 75
%) tragt. Die Nichtgewadhrung von stadtischen Mitteln hat zur Folge, dass hauptamtliche
Mitarbeiterinnen nur noch auf Stundenbasis und damit prekar beschaftig werden kénnen.
Trotz erheblicher Unterstiitzung durch Ehrenamtliche ist dies véllig unzureichend. Die
Notwendigkeit einer hauptamtlichen Unterstiitzung ist wie in anderen vergleichbaren Or-
ganisationen immer mehr erforderlich. Ehrenamtliche Arbeit kann nicht nur mit Worten
gefordert werden. Vielmehr ist fur die Koordination Hauptamtlichkeit notwendig um diese
zu erhalten. Dazu ist ein ausreichender finanzieller Rahmen unabdingbar.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes Péhlmann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat
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Fraktionsantrag gemif} § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014

g Antragsnr.:  235/2014
er’anger ”nke Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Zust. Referat: V/50, 11/20
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Biro: Montags 15-18 Uhr
Sprechstunde:”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbiirgermeister

Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.14

Antrag Zuschuss Erlanger Tafel

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,
Zum Haushalt 2015 stellen wir folgenden Antrag:

Vorabdotierungen (Zuschiisse)
Erlanger Tafel:

1. Allgemeine Arbeit: 2015 wie HH-Plan 2014 7.600 € zuziiglich 400 €

2. Investition neues Lieferfahrzeug mit Kiihlanlage (Kleintransporter)

zur Ersatzbeschaffung eines neuen Lieferfahrzeugs mit Kithlanlage (Kleintransporter,
bisher Ford Transit ohne Kiihlanlage) werden der Diakonie Erlangen fiir die von ihr
betriebene Erlanger Tafel Férdermittel in Hohe von 50.000 € gewahrt.

In den o. a. genannten Position sind insgesamt 58.000 € einzustellen.

Begriindung:

Unsere Haltung zu den Tafeln ist zwiespéltig. Mit den Hartz- Gesetzen, insbesondere
Hartz-4 verordnet der Staat ,Armut per Gesetz", mit dem Ziel und der Wirkung, Druck auf
die L6hne auszuiiben.

Solange der Staat Menschen so in die Armut schickt, braucht es Nothilfe-Einrichtungen,
wie die Tafeln, die angetreten sind, diese Armut zu lindern, ohne sie beseitigen zu kén-
nen. Leider kalkuliert der Staat die Tafeln bereits in die Regelsatze mit ein (4,44€ fur
Nahrung, Getranke, Tabakwaren pro Tag). Die Kosten der Tafeln sind Kosten der vom
Staat verordneten Armut, und daher vom Staat bzw. der Optionskommune zu tragen.

1. Insoweit die Kiirzung auch netto erfolgt, ist sie fiir uns nicht nachvollziehbar, vielmehr
ist aufgrund gestiegener Kosten eine Anhebung notwendig. Die Arbeit, die hier geleistet
wird, ist allgemein anerkannt. Eine vollstandige Kiirzung widersprache jeglicher Unter-
stltzung ehrenamtlicher Arbeit und wiirde eine Gefahr fiir die weitere Arbeit dieser Ein-
richtung bedeuten. Die zunehmende Inanspruchnahme der Unterstiitzungen der Erlanger
Tafel fur die ,Armsten der Armen* in Erlangen erfordert einen Mehraufwand. Zusatzlich
kommen inzwischen immer mehr Flichtlinge und Asylbewerber ebenfalls zur Erlanger
Tafel. Allein dadurch ist eine, wenn auch geringfiigige, Anhebung der bisherigen Férde-
rung mehr als angemessen.

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/2
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2. Fur die Beschaffung der Lebensmittel wird bisher ein in die Jahre gekommener
Kleintransporter (Ford Transit) eingesetzt. Dafiir wird in 2015 eine Ersatzbeschaffung
notwendig. Zusatzlich kommt die gesetzliche Auflage hinzu, die Waren gekihlt zu
transportieren. Dies erfordert den Einbau einer Kiihlanlage, dessen Investition bei einem
Altfahrzeug nicht mehr wirtschaftlich ist, sondern bei einem Neufahrzeug.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes P6himann Anton Salzbrunn
Stadtrat _ Stadftrat
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Fraktionsantrag gemiif § 28 GeschO
Eingang: 21.10.2014 ‘

= Antragsnr.:  241/2014
er’anger "nke Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V/50, I1/20/Schmied
mit Referat: :
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen TauTaus, ZNTer 127

Biro: Montags 15- 18 Uhr
Sprechstunde: ”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberbilrgermeister

Dr. Florian Janik tel. 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 23. Oktober 2014

Antrag Forderung zur Errichtung einer Demenz-WG
durch den ASB-Regionalverband Erlangen-Héchstadt
aus der Position IP-Nr. 331.K883

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,
Zum Haushalt 2015 stellen wir folgenden Antrag:

Zum Zweck der Errichtung einer Demenz-WG werden dem ASB Regionalverband
Erlangen-Héchstadt Férdermittel in Hohe von 30.000 € aus der Position IP-Nr. 331.K883
gewahrt. In die genannte Position sind die beantragten Mittel einzustellen.

Begriindung:

Der ASB plant in Zusammenarbeit mit der GEWOBAU Erlangen im Rahmen der
Baumafnahmen in der Wilhelminenstrale/Buckenhofer Siedlung die Einrichtung und
Inbetriebnahme einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft (WG) fiir dementiell
erkrankte Menschen. Der Baubeginn soll voraussichtlich noch 2014 erfolgen, die
Inbetriebnahme ist It. ASB fiir 2015 geplant.

Es ist allgemein unbestritten, dass es auch in Erlangen eine gréRere Gruppe an Demenz
erkrankter Menschen gibt. Es ist aufgrund der zunehmenden Lebenserwartung davon
auszugehen, dass dieser Personenkreis nicht geringer sondern eher gréRer wird.
Inzwischen gibt es auch positive Erfahrungen mit neuen Wohnformen fiir diesen
Personenkreis. Daher ist es sinnvoll, solche Wohnformen auch in Erlangen zu férdern. Die
entsprechenden Férdermittel des Freistaats Bayern werden It. Auskunft ASB bereits in
Anspruch genommen. Jedoch ist It. ASB Realisierung im Rahmen von EOF nicht méglich.
Hinzu kommen It. ASB zusatzliche Kosten fiir Kiiche und Gemeinschaftsraume. Ein Teil
der Mehrkosten soll durch Spenden finanziert werden. Es verbleibt jedoch ein Betrag in
Héhe von 30.000 €, den es noch auszugleichen gilt. Wir halten dieses Projekt des ASB fiir
sehr férderungswiirdig.

Mit freundlichen GriiRen
Johannes P6hlimann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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g Fraktionsantrag gemil} § 28 GeschO
er’anger ”nke Eingang: 21.10.2014

Antragsnr.:  244/2014

erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: V/50, 11/20/Sponsel
_ mit Referat:
Herrn Oberbilirgermeister
Dr. Florian Janik : tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 17. Oktober 2014

Antrag auf Erhéhung des Zuschusses fiir
»sverein zum Schutz misshandelter Frauen e.V.“

Position: 50.331F
Sehr geehrter Herr Dr. Janik,
die Stadtratsgruppe der Erlanger Linke beantragt fiir das Haushaltsjahr 2015 folgende

Anderung des Zuschusses fir den Verein ,Verein zum Schutz misshandelter Frauen
e.V.* (60.331F) :

Der Aufwand in Hoéhe von 150.600 Euro
wird um 24.200 Euro
auf 174.800 Euro
erhoht

Begriindung:

Die Haushaltssituation des Vereins ist bereits jetzt sehr angespannt. Es besteht eine Fi-
nanzierungslicke von 6.600 €.

Es fallen um 4.700 € erhohte Sachkosten an.

Fur die Vergiitung von Praktikantinnen sollen weitere 2.000 € eingeplant werden, ebenso
fur allgemeine Honorare und Aufwandsentschadigungen.

Der restliche Betrag i. H. v. 15.500 € dient der langst uberfalligen Erhéhung der Gehilter
der Mitarbeiterinnen.

Mit freundlichen GriiRen

Johannes Péhimann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/MGO009 T. 2998 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 502/001/2014

Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Seniorenbeirat 10.11.2014 O Gutachten
Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten

Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20

I. Antrag

Die Stadt Erlangen fordert aus Mitteln der Wellhofer-Feigel-Heindel Stiftung, des Babette Zielbauer
Verméachtnisses und der Krumbeckstiftung soziale Dienste und Einrichtungen im Jahr 2015 laut
der nachfolgenden Aufstellung.

II. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Forderung und Unterstiitzung der Arbeit der sozialen Dienste und Einrichtungen

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Fur die institutionelle Forderung stehen im Jahr 2015 folgende Mittel zur Verfigung:

Wellhofer-Feigel-Heindel Stiftung 56.000,00 € (Vorjahr 56.800,00 €)
Zielbauer Verméchtnis 28.300,00 € (Vorjahr 32.400,00 €)
Krumbeckstiftung 18.900,00 € (Vorjahr 17.300,00 €)

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Mit Hilfe der Wohlfahrtsverbande und anderer Trager ist es in der Vergangenheit gelungen, die
sozialen Angebote flr Senioren, Pflegebediirftige und Familien aufrecht zu erhalten. Die Stadt
Erlangen hat an der Fortfiihrung dieser Angebote und Einrichtungen Interesse, da sie sonst
selbst Einrichtungen schaffen bzw. betreiben miisste. Da es sich tberwiegend um Einrichtun-
gen, Angebote und Dienste handelt, die anderweitig nicht oder nur teilweise refinanzierbar
sind, wurden durch die Stadt Erlangen auch in den Vorjahren Zuschisse geleistet.

Im Haushaltsjahr 2015 stehen neben den im Haushalt vorgesehenen Betrdgen wieder Ertrége
aus Stiftungen zur Verfigung, Uber deren Verwendung zu beschlie3en ist. Fir die Verteilung
der Mittel macht die Verwaltung folgenden aus der Anlage ersichtlichen Vorschlag.
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4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlagen: 1. Einsatz Stiftungsmittel 2014

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50

Stiftung Verwendungszweck Ausgabe 2014 Summe 2014 (Vorschlag 2015|Summe 2015
bis Oktober 2014 |zur Verfiigung der Verwaltung  |verfugbar

Wellhofer-Feigel-Heindel Stiftung: 66.800,00 € 66.000,00 €
Unterstitzung bedurftiger Tagespflege Martin Luther Platz 10.000,00 € 10.000,00 €
alterer Einwohner Erlangens Seniorenbetreuung 10.975,00 € 14.500,00 €

Tagespflege Maria- Busch 21.000,00 € 21.000,00 €

Tagespflege Martin Luther Platz 9.000,00 € 9.000,00 €|verplant 54.500,00

Einzelfallhilfen 4.936,00 € 10.000,00 €
Vereinigte Erlanger Wohltatigkeitsstiftung 0,00 € 100,00 €
Zuwendungen an hilfebedurftige
Einwohner Einzelfallhilfen 0,00 € 100,00 €
Krumbeck Stiftung 17.300,00 € 18.900,00 €
Forderung der 6ffentlichen Wohlfahrt

Tagespflege Maria-Busch 13.500,00 € 13.500,00 €

verplant 13.500,00

Vermachtnis Babette Zielbauer 40.100,00 € 38.300,00 €
Forderung der Familien- bzw.
Kindererholung Caritas Familienpflege 3.000,00 € 3.000,00 €

Diakonie Familienpflege 6.000,00 € 7.500,00 €

Jugendfarm Erlangen 10.000,00 € 10.000,00 €]verplant 30.500,00

Einzelfallhilfen 4.800,00 € 10.000,00 €
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